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A. Bekanntmachungen des Landkreises 
  

 
B.) Bekanntmachungen des Landrates als untere Kommunalaufsichtsbehörde 
 
 
 

 

C.) Bekanntmachungen anderer Stellen  
 
I.) Bekanntmachungen des Trinkwasser- und 

Abwasserzweckverbandes Oderaue 
 
1. Beschlüsse der Verbandsversammlung vom 

06.12.2010 
 
 

Jahresabschluss für das Wirtschaftsjahr 2009 
 
Beschluss 1/39 der 39. Sitzung der Verbandsver-
sammlung vom 06.12.2010 
 
Die Verbandsversammlung beschließt: 
Der Jahresabschluss für das Wirtschaftsjahr 2009 
wird in der testierten Form gemäß Anlage 1/2/3 
festgestellt. Dem Verbandsvorstand, dem Verbands-
vorsteher und der Geschäftsführerin wird für das 
Wirtschaftsjahr 2009 Entlastung erteilt. 
 
Betriebszweig Trinkwasser 
Der Jahresgewinn 2009 in Höhe von 509.491,88 
EUR wird in die Rücklage eingestellt. 
 
 
Beschluss 2/39 der 39. Sitzung der Verbandsver-
sammlung vom 06.12.2010 

Die Verbandsversammlung beschließt: 
Der Jahresabschluss für das Wirtschaftsjahr 2009 
wird in der testierten Form gemäß Anlage 1/2/3 
festgestellt. Dem Verbandsvorstand, dem Verbands-
vorsteher und der Geschäftsführerin wird für das 
Wirtschaftsjahr 2009 Entlastung erteilt. 
 
Betriebszweig Abwasser 
Der Jahresgewinn 2009 in Höhe von 907.811,33 
EUR wird zur Verlustabdeckung der Vorjahre 
verwendet. 
 
 
Beschluss 3/39 der 39. Sitzung der Verbandsver-
sammlung vom 06.12.2010 
 
Die Verbandsversammlung beschließt: 
Der Jahresabschluss für das Wirtschaftsjahr 2009 
wird in der testierten Form gemäß Anlage 1/2/3 
festgestellt. Dem Verbandsvorstand, dem Verbands-
vorsteher und der Geschäftsführerin wird für das 
Wirtschaftsjahr 2009 Entlastung erteilt. 

 
Betriebszweig Industrie 
Der Jahresverlust 2009 in Höhe von 392.796,37 
EUR ist auf neue Rechnung vorzutragen. Eine 
Umlage wird nicht erhoben. 
 
 
 
In den Jahresabschluss 2009 für die Betriebszweige 
Trinkwasserversorgung, Abwasserbehandlung und 
Industriegebiet in Form des Prüfberichtes der Prü-
fungsgesellschaft MÜNZER & STORBECK Treu-
hand- und Revisions GmbH, Wirtschaftsprüfungsge-
sellschaft, kann vom 10.01.2011 bis 14.01.2011 im 
Verwaltungsgebäude des TAZV Oderaue, Am Kanal 
5, 15890 Eisenhüttenstadt, Zimmer 03, während der 
Dienststunden Einsicht genommen werden. 
 
Eisenhüttenstadt, den 06.12.2010 
 
 
Theuer H.-G. Köhler 
Vorsitzender der  Verbandsvorsteher 
Verbandsversammlung 
 
 
Beschluss 4/39 der 39. Sitzung der Verbandsver-
sammlung vom 06.12.2010 
 
Die Verbandsversammlung beschließt: 

1. Der Wirtschaftsplan für das Jahr 2011 - Be-
triebszweig Trinkwasser - wird in der anliegen-
den Fassung beschlossen (Anlage 4.1). 

2. Die enthaltenen Investitionsprogramme werden 
in der vorliegenden Fassung beschlossen. Die 
Einzelmaßnahmen im Betriebszweig sind ge-
genseitig deckungsfähig. Der Gesamtbetrag der 
Verpflichtungsermächtigungen beträgt für 2012 
996.000 EUR und für 2013 500.000 EUR. 

3. Der Verbandsvorsteher und die Geschäftsführe-
rin haben die Ziele aus dem Wirtschaftsplan 
2011 inhaltlich durchzusetzen. Es wird ihnen 
hierfür Handlungs- und Zeichnungsvollmacht 
erteilt. 

 
 
Theuer H.-G. Köhler 
Vorsitzender der  Verbandsvorsteher 
Verbandsversammlung 
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Beschluss 6/39 der 39. Sitzung der Verbandsver-
sammlung vom 06.12.2010 
 
Die Verbandsversammlung beschließt: 

1. Der Wirtschaftsplan für das Jahr 2011 - Be-
triebszweig Abwasser - wird in der anliegenden 
Fassung beschlossen (Anlage 6.1). 

2. Die enthaltenen Investitionsprogramme werden 
in der vorliegenden Fassung beschlossen. Die 
Einzelmaßnahmen im Betriebszweig sind ge-
genseitig deckungsfähig. 

3. Der Verbandsvorsteher und die Geschäftsführe-
rin haben die Ziele aus dem Wirtschaftsplan 
2011 inhaltlich durchzusetzen. Es wird ihnen 
hierfür Handlungs- und  Zeichnungsvoll-
macht erteilt. 

 
 
Theuer H.-G. Köhler 
Vorsitzender der  Verbandsvorsteher 
Verbandsversammlung 
 
 
Beschluss 7/39 der 39. Sitzung der Verbandsver-
sammlung vom 06.12.2010 
 
Die Verbandsversammlung beschließt 

1. Der Wirtschaftsplan für das Jahr 2011 - 
Betriebszweig Industriegebiet - wird in der 
anliegenden Fassung beschlossen (Anlage 
7.1). 

2. Das enthaltene Investitionsprogramm 2011 
bis 2014 wird in der vorliegenden Fassung 
beschlossen.  

3. Der Verbandsvorsteher und die Geschäfts-
führerin haben die Ziele aus dem Wirt-
schaftsplan 2011 inhaltlich durchzusetzen. 
Es wird ihnen hierfür Handlungs- und 
Zeichnungsvollmacht erteilt. 

 
 
Theuer H.-G. Köhler 
Vorsitzender der  Verbandsvorsteher 
Verbandsversammlung 
 
 
Beschluss 8/39 der 39. Sitzung der Verbandsver-
sammlung vom 06.12.2010 
 
Die 2. Änderungssatzung zur Gebührensatzung 
Abwasser wird gemäß Anlage 8.1 beschlossen. 
 
 
Theuer H.-G. Köhler 
Vorsitzender der  Verbandsvorsteher 
Verbandsversammlung 
 

Beschluss 5/39 der 39. Sitzung der Verbandsver-
sammlung vom 06.12.2010 

Die Verbandsversammlung beschließt: 

Im Wirtschaftsjahr 2011 betragen für den Betriebs-
zweig Abwasser die Gebühren gemäß Kalkulation 
nach § 6 KAG (Anlage 5.1) 2,70 Euro/m³. 
 
 
Theuer H.-G. Köhler 
Vorsitzender der  Verbandsvorsteher 
Verbandsversammlung 
 
 
2. Wirtschaftsplan für das Wirtschaftsjahr 2011, 

Geschäftsbereich Trinkwasser 
 
Festsetzungen nach § 14 Abs. 1 Nummer 1 EigV  

für das Wirtschaftsjahr 2011 
 

Geschäftsbereich Trinkwasser 

Aufgrund des § 7 Nr. 3  und des § 14 Absatz 1 der 
Eigenbetriebsverordnung hat die Verbandsversamm-
lung durch Beschluss vom 06.12.2010 den Wirt-
schaftsplan für das Wirtschaftsjahr 2011 festgestellt: 

1 Es betragen 

1.1 im Erfolgsplan 

 die Erträge 4.387.550 Euro 

 die Aufwendungen 4.387.550 Euro 

 der Jahresgewinn 0 Euro 

 der Jahresverlust 0 Euro 
 
1.2 im Finanzplan 

Mittelzufluss/Mittelabfluss 
aus laufender Geschäftstätigkeit  1.143.150 Euro 

Mittelzufluss/Mittelabfluss 
aus der Investitionstätigkeit -1.207.500 Euro 

Mittelzufluss/Mittelabfluss 
aus der Finanzierungstätigkeit   - 350.000 Euro 

 
2 Es wird festgesetzt 

2.1 der Gesamtbetrag der  
Kredite auf 0 Euro 

2.2 der Gesamtbetrag der  
Verpflichtungsermächtigungen 1.496.000 Euro 

2.3 die Verbandsumlage auf 0 Euro 
 
Eisenhüttenstadt, 06.12.2010 
Ort, Datum 
 
Theuer H.-G. Köhler 
Vorsitzender der  Verbandsvorsteher 
Verbandsversammlung 
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3. Wirtschaftsplan für das Wirtschaftsjahr 2011, 
Geschäftsbereich Abwasser 

 
Festsetzungen nach § 14 Abs. 1 Nummer 1 EigV  

für das Wirtschaftsjahr 2011 
 

Geschäftsbereich Abwasser 
 
Aufgrund des § 7 Nr. 3  und des § 14 Absatz 1 der 
Eigenbetriebsverordnung hat die Verbandsversamm-
lung durch Beschluss vom 06.12.2010 den Wirt-
schaftsplan für das Wirtschaftsjahr 2011 festgestellt: 
 
1 Es betragen 
 
1.3 im Erfolgsplan 

 die Erträge 8.402.150 Euro 

 die Aufwendungen 8.402.150 Euro 

 der Jahresgewinn 0 Euro 

 der Jahresverlust 0 Euro 
 
1.4 im Finanzplan 

Mittelzufluss/Mittelabfluss 
aus laufender Geschäftstätigkeit   395.000 Euro 

Mittelzufluss/Mittelabfluss 
aus der Investitionstätigkeit - 1.230.000 Euro 

Mittelzufluss/Mittelabfluss 
aus der Finanzierungstätigkeit    - 710.000 Euro 

 
2 Es wird festgesetzt 

2.1 der Gesamtbetrag der Kredite auf 0 Euro 

2.2 der Gesamtbetrag der  
Verpflichtungsermächtigungen 0 Euro 

2.3 die Verbandsumlage auf 0 Euro 
 
Eisenhüttenstadt, 06.12.2010 
Ort, Datum 
 
 
Theuer H.-G. Köhler 
Vorsitzender der  Verbandsvorsteher 
Verbandsversammlung 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

4. Wirtschaftsplan für das Wirtschaftsjahr 2011, 
Geschäftsbereich Industriegebiet 

 
Festsetzungen nach § 14 Abs. 1 Nummer 1 EigV  

für das Wirtschaftsjahr 2011 
 

Geschäftsbereich Industriegebiet 
 
Aufgrund des § 7 Nr. 3  und des § 14 Absatz 1 der 
Eigenbetriebsverordnung hat die Verbandsversamm-
lung durch Beschluss vom 06.12.2010 den Wirt-
schaftsplan für das Wirtschaftsjahr 2011 festgestellt: 
 
1 Es betragen 
 
1.5 im Erfolgsplan 

 die Erträge 4.664.950 Euro 

 die Aufwendungen 4.664.950 Euro 

 der Jahresgewinn 0 Euro 

 der Jahresverlust 0 Euro 
 
1.6 im Finanzplan 

Mittelzufluss/Mittelabfluss 
aus laufender Geschäftstätigkeit   1.862.000 Euro 

Mittelzufluss/Mittelabfluss 
aus der Investitionstätigkeit     -250.000 Euro 

Mittelzufluss/Mittelabfluss 
aus der Finanzierungstätigkeit - 7.400.000 Euro 

 
2 Es wird festgesetzt 

2.1 der Gesamtbetrag der Kredite auf 0 Euro 

2.2 der Gesamtbetrag der  
Verpflichtungsermächtigungen 0 Euro 

2.3 die Verbandsumlage auf 0 Euro 
 
Eisenhüttenstadt, 06.12.2010 
Ort, Datum 
 
 
Theuer H.-G. Köhler 
Vorsitzender der  Verbandsvorsteher 
Verbandsversammlung 
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5. 2. Änderungssatzung über die Erhebung von 
Gebühren für die Abwasserableitung und –
behandlung – Gebührensatzung (GSAw) - 

 
2. Änderungssatzung zur Satzung 

über die Erhebung von Gebühren für die Abwasser-
ableitung und –behandlung des TAZV Oderaue 

- Gebührensatzung (GSAw) - 
------------------------------------------------------- 

Aufgrund der §§ 3 und 28 Abs. 2 Nr. 3 der Kommu-
nalverfassung des Landes Brandenburg (BbgKVerf) 
vom 18.12.2007 (GVBl. I S. 286), geändert durch 
Art. 15 des Gesetzes zur Änderung des Gesetzes 
über den kommunalen Versorgungsverband, des 
Brandenburgischen Versorgungsrücklagengesetzes 
sowie zur Anpassung der Verweisungen an das 
Kommunalrechtsreformgesetz (KommRRefAnpG) 
vom 23.09.2008 (GVBl. I S. 202) und der §§ 1, 2, 4, 
6 und 12 des Kommunalabgabengesetzes für das 
Land Brandenburg (BbgKAG) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 31.03.2004 (GVBl. I S.174), 
zuletzt geändert durch Art. 1 des Gesetzes zur 
Änderung des Kommunalabgabengesetzes vom 
27.05.2009 (GVBl. I S. 160) und dem Gesetz über 
kommunale Gemeinschaftsarbeit (GKG) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 28.05.1999 
(GVBl I S. 194), geändert durch Art. 8 des Gesetzes 
zur Änderung des Gesetzes über den kommunalen 
Versorgungsverband, des Brandenburgischen Ver-
sorgungsrücklagengesetzes sowie zur Anpassung der 
Verweisungen an das Kommunalrechtsreformgesetz 
(KommRRefAnpG) vom 23.09.2008 (GVBl. I S. 
202) hat die Verbandsversammlung gem. §§ 1, 3 der 
Verbandssatzung des TAZV Oderaue auf ihrer 
Sitzung vom 06.12.2010 folgende 2. Änderungssat-
zung beschlossen: 
 

Artikel 1 
 
Die Satzung über die Erhebung von Gebühren für 
die Abwasserableitung und –behandlung des TAZV 
Oderaue - Gebührensatzung (GSAw) – vom 
09.07.2007 (ABl. LOS Nr. 8 vom 03.08.2007, S. 
46), zuletzt geändert durch die 1. Änderungssatzung 
der Gebührensatzung vom 27.11.2008 (ABl. LOS 
Nr. 17 vom 23.12.2008) wird wie folgt geändert. 
 
1. Der § 5 (Gebührensätze) wird in Abs. 1 wie folgt 
neu gefasst: 

 1. Die Mengengebühr beträgt: 

vom 01.01.2005 bis 31.12.2008 2,93 €/m³ 
vom 01.01.2009 bis 31.12.2010 2,82 €/m³ 
ab 01.01.2011 2,70 €/m³. 
 
2. Der § 5 (Gebührensätze) wird in Abs. 2 Satz 

1 wie folgt neu gefasst: 
 
 

2. Für die Einleitung von Regenwasser wird ei-
ne Gebühr von: 

bis 31.12.2001 
1,54 DM/m³ in das Trennsystem 

ab 01.01.2002 
0,79 €/m³  in das Trennsystem 

bis 31.12.1998 
4,25 DM/m³ in das Mischsystem 

vom 01.01.1999 bis 31.12.2001 
5,00 DM/m³ in das Mischsystem 

vom 01.01.2002 bis 31.12.2004 
2,56 €/m³  in das Mischsystem 

vom 01.01.2005 bis 31.12.2008 
2,93 €/m³  in das Mischsystem 

vom 01.01.2009 bis 31.12.2010 
2,82 €/m³  in das Mischsystem 

ab 01.01.2011 
 2,70 €/m³ in das Mischsystem 

erhoben. 
 

Artikel 2 
 
Diese Satzung tritt am 01.01.2011 in Kraft. 
 
Eisenhüttenstadt, den 06.12.2010 
 
 
Hans-Georg Köhler 
Verbandsvorsteher   (DS) 
 
 
Bekanntmachungsanordnung 

Die öffentliche  Bekanntmachung  der  am 
06.12.2010 beschlossenen und  am 06.12.2010 
ausgefertigten 2. Änderungssatzung zur Satzung über 
die Erhebung von Gebühren für die Abwasserablei-
tung und -behandlung des TAZV Oderaue wird 
hiermit angeordnet. 
Für den Fall, dass diese Satzung unter Verletzung 
von Verfahrens- oder Formvorschriften, die in der 
Gemeindeordnung für das Land Brandenburg enthal-
ten oder aufgrund dieses Gesetzes erlassen worden 
sind, zustande gekommen ist, so ist diese Verletzung 
unbeachtlich, wenn sie nicht schriftlich innerhalb 
eines Jahres seit der öffentlichen Bekanntmachung 
der Satzung gegenüber dem Zweckverband unter der 
Bezeichnung der verletzten Vorschrift und der 
Tatsache, die den Mangel ergibt, geltend gemacht 
worden ist. 
 
Eisenhüttenstadt, 06.12.2010 
Ort, Datum 
 
Hans-Georg Köhler 
Verbandsvorsteher  (DS) 
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II.) Bekanntmachungen des Märkischen 
Abwasser- und Wasserzweckverbandes  

 
1.) 3. Änderungssatzung zur Verbandssatzung 
 
Märkischer Abwasser- und Wasserzweckverband 
MAWV, Königs Wusterhausen, Köpenicker Str. 25, 
15711 Königs Wusterhausen 
Telefon: (03375) 2 56 88 23  Fax: (03375) 2 56 88 26 
 

3. Änderungssatzung 
zur 

Verbandssatzung 
des 

Märkischen Abwasser- und Wasserzweckver-
bandes 

(MAWV) 

 
Gemäß § 20 Absatz 1 des Gesetzes über kommunale 
Gemeinschaftsarbeit im Land Brandenburg (GKG) 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 
28.05.1999 (GVBl. I, S. 194), zuletzt geändert durch 
Gesetz vom 23.09.2008 (GVBl. I S. 202), sowie des 
§ 6 Absatz 1 Ziffer 4 der Verbandssatzung hat die 
Verbandsversammlung des Märkischen Abwasser- 
und Wasserzweckverbandes am 02. Dezember 2010 
nachfolgende 3. Änderungssatzung zur Verbandssat-
zung beschlossen. 
 

I. 
 
Die Verbandssatzung des MAWV vom 04.09.2008 
in der Fassung der 2. Änderungssatzung vom 
06.05.2010 wird wie folgt geändert: 
 
§ 17 Absatz 3 wird wie folgt geändert: 
 
Satz 1 wird wie folgt geändert: 
 
Die Wörter „Lokalausgabe Bees-
kow/Eisenhüttenstadt (A.7593)“ werden durch die 
Wörter „Lokalausgabe Beeskow“ ersetzt. 
 

II. 
Inkrafttreten 

 
Die Satzung tritt am Tage nach ihrer Bekanntma-
chung in Kraft. 
 
Königs Wusterhausen, 06. Dezember 2010 
 
 
Albrecht 
Verbandsvorsteher  Diestsiegel 
 
 
 
 
 

Bekanntmachungsanordnung 

Aufgrund der Bekanntmachungsverordnung für das 
Land Brandenburg vom 01.12.2000 (GVBl. II S. 
435), zuletzt geändert durch das Gesetz vom 
20.04.2006 (GVBl. I, S. 46, 48) wird die am 
02.12.2010 durch die Verbandsversammlung des 
Märkischen Abwasser- und Wasserzweckverbandes 
beschlossene 3. Änderungssatzung zur Verbandssat-
zung bekannt gemacht. 
 
Königs Wusterhausen, 06. Dezember 2010 
 
 
Albrecht 
Verbandsvorsteher 
 
 
2.) Wasserversorgungssatzung 
 
Märkischer Abwasser- und Wasserzweckverband 
MAWV, Königs Wusterhausen, Köpenicker Str. 25, 
15711 Königs Wusterhausen 
Tel.-Nr.: 03375/2568823 Fax-Nr.: 03375/2568826 
 

Wasserversorgungssatzung  
des 

Märkischen Abwasser- und Wasserzweckver-
bandes 

(MAWV) 

Aufgrund der §§ 3 und 12 der Kommunalverfassung 
des Landes Brandenburg (BbgKVerf.) in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 18.12.2007 (GVBl. 
I, S. 286), ), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
23.09.2008 (GVBl. I 2008, S. 202, 208), der §§ 4, 6 
und 8 des Gesetzes über kommunale Gemeinschafts-
arbeit im Land Brandenburg (GKG) in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 28.05.1999 (GVBl. I, S. 
194), zuletzt geändert durch Gesetz vom 23.09.2008 
(GVBl. I 2008, S. 202, 208), der §§ 59 ff des Bran-
denburgischen Wassergesetzes (BbgWG) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 08.12.2004 
(GVBl. I, S. 50), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
15.07.2010 (GVBl. I, Nr. 28) hat die Verbandsver-
sammlung des Märkischen Abwasser- und Wasser-
zweckverbandes in ihrer Sitzung am 02. Dezember 
2010 diese Satzung beschlossen. 

§ 1 Allgemeines 
§ 2 Begriffsbestimmungen 
§ 3 Anschluss- und Benutzungsrecht 
§ 4 Anschlusszwang 
§ 5 Befreiung vom Anschlusszwang 
§ 6 Benutzungszwang 
§ 7 Befreiung vom Benutzungszwang 
§ 8 Art der Versorgung 
§ 9 Umfang der Versorgung, Benachrichtigung 

bei Versorgungsunterbrechungen 
§ 10 Haftung bei Versorgungsstörungen 
§ 11 Verjährung 
§ 12 Grundstücksbenutzung 
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§ 13 Hausanschluss 
§ 14 Messeinrichtungen an der Grundstücksgrenze 
§ 15 Anlage des Anschlussnehmers  
§ 16 Inbetriebsetzung der Anlage des Anschluss-

nehmers  
§ 17 Überprüfung der Anlage des Anschlussneh-

mers  
§ 18 Betrieb, Erweiterung und Änderung der 

Anlagen und Verbrauchseinrichtungen des 
Anschlussnehmers, Mitteilungspflicht 

§ 19 Zutrittsrecht 
§ 20 Technische Anschlussbedingungen 
§ 21 Messung 
§ 22 Nachprüfung von Messeinrichtungen 
§ 23 Ablesung 
§ 24 Verwendung des Wassers 
§ 25 Dauer der Versorgung 
§ 26 Einstellung der Versorgung 
§ 27 Haftung von Anschlussnehmern und sonsti-

gen Wasserabnehmern 
§ 28 Straßenrohrlegung 
§ 29 Beiträge und Gebühren 
§ 30 Auskunfts- und Mitteilungspflichten 
§ 31 Datenschutz 
§ 32 Ordnungswidrigkeiten 
§ 33 Sprachform 
§ 34 Inkrafttreten 

§ 1 
Allgemeines 

(1) Der MAWV betreibt nach Maßgabe dieser 
Satzung zur Wasserversorgung in seinem Ver-
bandsgebiet 

a) eine rechtlich selbstständige öffentliche 
Anlage zur zentralen Wasserversorgung 
im Versorgungsgebiet des ehemaligen 
Wasser- und Abwasserverbandes Alt-
Schadow (WAVAS) mit den Gemeinden 
Märkische Heide für die Ortsteile Platt-
kow, Pretschen, Hohenbrück-Neu Scha-
dow und Alt-Schadow, Krausnick-Groß 
Wasserburg, Storkow für die Ortsteile 
Limsdorf und Kehrigk, Märkisch Buch-
holz, Münchehofe, Unterspreewald und 
Tauche für den Ortsteil Werder (Versor-
gungsgebiet WAVAS). 

b) eine rechtlich selbstständige öffentliche 
Anlage zur zentralen Wasserversorgung 
im übrigen Verbandsgebiet des MAWV. 

(2) Der MAWV plant, erstellt, betreibt und unter-
hält diese öffentlichen Wasserversorgungsanla-
gen. 

(3) Lage, Art und Umfang der öffentlichen Was-
serversorgungsanlage sowie den Zeitpunkt ihrer 
Planung, Herstellung, Erweiterung, Erneue-
rung, Veränderung oder Beseitigung bestimmt 
der MAWV in Abstimmung mit den Gemein-
den. 

(4) Der MAWV kann sich zur Erfüllung dieser 
Aufgaben ganz oder teilweise Dritter bedienen. 
Bei Beauftragung Dritter sind gesonderte Rege-
lungen zur Abgrenzung der Leistungen des 
Verbandes, der Gemeinden und der beauftrag-
ten Dritten erforderlich. 

§ 2 
Begriffsbestimmungen 

(1) Öffentliche Wasserversorgungsanlage 
Zur öffentlichen Wasserversorgungsanlage ge-
hören: 

a) das gesamte öffentliche Wasserleitungsnetz 
einschließlich aller technischen Ein-
richtungen wie z. B. Pumpwerk, Hochbe-
hälter, Betriebshöfe usw.) sowie der Was-
serzähler; 

b) die Wasserwerke einschließlich aller techni-
schen Einrichtungen; 

c) Anlagen und Einrichtungen, die nicht vom 
MAWV selbst, sondern von Dritten her-
gestellt und unterhalten werden, wenn sich 
der MAWV dieser Anlagen für die Was-
serversorgung bedient. 

Nicht zur öffentlichen Wasserversorgungsanla-
ge gehören die Hausanschlüsse im Sinne des § 
13. 

(2) Grundstück 
Grundstück im Sinne dieser Satzung ist - unab-
hängig von der Eintragung im Grundbuch - der 
demselben Eigentümer gehörende Teil der 
Grundfläche, der selbstständig baulich oder 
gewerblich genutzt werden kann. 

(3) Anschlussnehmer 
Anschlussnehmer sind die natürlichen oder ju-
ristischen Personen, die Eigentümer eines 
Grundstücks sind. Ist das Grundstück mit einem 
Erbbaurecht belastet, so ist anstelle des Eigen-
tümers der Erbbauberechtigte der Anschluss-
nehmer. Besteht für das Grundstück ein Nut-
zungsrecht, so tritt der Nutzer an die Stelle des 
Eigentümers. 
Nutzer sind die in § 9 des Sachenrechtsbereini-
gungsgesetzes vom 21. September 1994 (BGBl. 
I S. 2457) genannten natürlichen und juristi-
schen Personen des privaten und öffentlichen 
Rechts, sobald diese ihr Wahlrecht nach § 15 
und § 16 des Sachenrechtsbereinigungsgesetzes 
ausgeübt haben und gegen den Anspruch des 
Nutzers keine der nach dem Sachenrechtsberei-
nigungsgesetz statthaften Einreden und Ein-
wendungen geltend gemacht worden sind. 

§ 3 
Anschluss- und Benutzungsrecht 

(1) Jeder Anschlussnehmer eines im Gebiet des 
MAWV liegenden Grundstücks ist berechtigt, 
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den Anschluss seines Grundstücks an die Was-
serversorgungsanlage und die Belieferung mit 
Trinkwasser nach Maßgabe dieser Satzung zu 
verlangen, soweit dieses dem MAWV wirt-
schaftlich zumutbar ist. 

(2) Das Anschluss- und Benutzungsrecht erstreckt 
sich nur auf solche Grundstücke, die durch eine 
Versorgungsleitung erschlossen werden. Wel-
che Grundstücke erschlossen werden, bestimmt 
der MAWV in Abstimmung mit der Gemeinde. 

(3) Der Anschluss eines Grundstücks an eine 
bestehende Versorgungsleitung kann an die 
Bedingung geknüpft werden, dass der An-
schlussnehmer die entstehenden Mehraufwen-
dungen und Kosten der Herstellung, Erneue-
rung und Veränderung trägt und auf Verlangen 
Sicherheit leistet, wenn die Wasserversorgung 
wegen der Lage des Grundstücks oder aus sons-
tigen technischen oder betrieblichen Gründen 
dem MAWV erhebliche Schwierigkeiten berei-
tet oder besondere Maßnahmen erfordert. 

§ 4 
Anschlusszwang 

Der Anschlussnehmer von Grundstücken, auf denen 
Wasser verbraucht wird, ist verpflichtet, sein Grund-
stück nach Maßgabe der folgenden Bestimmungen 
an die öffentliche Wasserversorgungsanlage anzu-
schließen. Der Anschluss ist innerhalb von drei 
Monaten nach Anschlussmöglichkeit vorzunehmen. 
Diese besteht, wenn sie an eine öffentliche Straße 
(Weg, Platz) mit einer betriebsfertigen Versorgungs-
leitung grenzen oder ihren unmittelbaren Zugang zu 
einer solchen Straße durch einen Privatweg haben. 
Befinden sich auf einem Grundstück mehrere Ge-
bäude zum dauernden oder vorübergehenden Auf-
enthalt von Menschen, so ist jedes dieser Gebäude 
anzuschließen. Der Anschlussnehmer erhält eine 
entsprechende Mitteilung mit der Aufforderung zum 
Anschluss seines Grundstücks an die zentrale Was-
serversorgungsanlage. 

§ 5 
Befreiung vom Anschlusszwang 

(1) Von der Verpflichtung zum Anschlusszwang 
wird der Anschlussnehmer auf Antrag befreit, 
wenn der Anschluss ihm aus besonderen Grün-
den unter Berücksichtigung der Erfordernisse 
des Gemeinwohls nicht zugemutet werden 
kann. 

(2) Der Antrag auf Befreiung ist unter Angabe der 
Gründe beim MAWV einzureichen. Er soll in-
nerhalb eines Monats nach der Aufforderung 
zum Anschluss gestellt werden. 

(3) Absatz 1 und 2 gilt auch dann, wenn für eines 
oder mehrere Gebäude im Sinne des § 4 Satz 4 
dieser Satzung eine Befreiung beantragt wird. 

(4) Die Befreiung vom Anschlusszwang kann auch 
als Teilbefreiung, unter dem Vorbehalt des je-
derzeitigen Widerrufs und auf eine bestimmte 
Zeit ausgesprochen werden. 

§ 6 
Benutzungszwang 

Auf Grundstücken, die an die öffentliche Wasserver-
sorgungsanlage angeschlossen sind, ist der gesamte 
Bedarf an Wasser im Rahmen des Benutzungsrechtes 
(§ 3) ausschließlich aus dieser Anlage zu decken 
(Benutzungszwang). Verpflichtet sind die An-
schlussnehmer und die sonstigen Benutzer des 
Grundstücks. 

§ 7 
Befreiung vom Benutzungszwang 

(1) Von der Verpflichtung zur Benutzung werden 
der Anschlussnehmer und der sonstige Benut-
zer auf Antrag befreit, wenn die Benutzung ihm 
aus besonderen Gründen, auch unter Berück-
sichtigung der Erfordernisse des Gemeinwohls, 
nicht zugemutet werden kann. 

(2) Der MAWV kann dem Anschlussnehmer und 
sonstigen Benutzern darüber hinaus im Rahmen 
des ihm wirtschaftlich Zumutbaren auf Antrag 
die Möglichkeit einräumen, den Bezug auf ei-
nen von ihm gewünschten Verbrauchszweck 
oder einen Teilbedarf zu beschränken. 

(3) Der Antrag auf Befreiung und Teilbefreiung ist 
unter Angabe der Gründe schriftlich beim 
MAWV einzureichen. 

(4) Der Anschlussnehmer hat dem MAWV vor 
Errichtung einer Eigengewinnungsanlage dieses 
Vorhaben mitzuteilen. Er hat durch geeignete 
Maßnahmen (totale Systemtrennung) sicherzu-
stellen, dass von seiner Eigenanlage keine 
Rückwirkungen in das öffentliche Wasserver-
sorgungsnetz möglich sind. Die Regelungen der 
Absätze 1 - 3 gelten sinngemäß für vorhandene 
Eigengewinnungsanlagen. 

(5) Die Befreiung vom Benutzungszwang kann 
auch als Teilbefreiung, unter dem Vorbehalt 
des jederzeitigen Widerrufs und auf eine be-
stimmte Zeit ausgesprochen werden. 

§ 8 
Art der Versorgung 

(1) Das Wasser muss den jeweils geltenden 
Rechtsvorschriften und den anerkannten Regeln 
der Technik für die vereinbarte Bedarfsart 
(Trinkwasser) entsprechen. Der MAWV ist in 
seinem Versorgungsgebiet verpflichtet, das 
Wasser unter dem Druck zu liefern, der für die 
einwandfreie Deckung des üblichen Bedarfs in 
dem betreffenden Versorgungsgebiet erforder-
lich ist. 
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Der MAWV ist berechtigt, die Beschaffenheit 
und den Druck des Wassers im Rahmen der ge-
setzlichen und behördlichen Bestimmungen, 
den anerkannten Regeln der Technik zu ändern, 
falls dies in besonderen Fällen aus wirtschaftli-
chen oder technischen Gründen zwingend not-
wendig ist. Dabei sind die Belange des An-
schlussnehmers möglichst zu berücksichtigen. 

(2) Stellt der Anschlussnehmer Anforderungen an 
Beschaffenheit und Druck des Wassers, die 
über die vorgenannten Verpflichtungen hinaus-
gehen, so obliegt es ihm selbst, die erforderli-
chen Vorkehrungen zu treffen. 

§ 9 
Umfang der Versorgung, Benachrichtigung  

bei Versorgungsunterbrechungen 

(1) Der MAWV ist in seinem Versorgungsgebiet 
verpflichtet, das Wasser jederzeit am Ende des 
Hausanschlusses zur Verfügung zu stellen. Dies 
gilt nicht: 

1. soweit zeitliche Beschränkungen zur Si-
cherstellung der öffentlichen Wasserver-
sorgung erforderlich oder sonst nach die-
ser Satzung vorbehalten sind, 

2. soweit und solange der MAWV an der 
Versorgung durch höhere Gewalt oder 
sonstige Umstände, deren Beseitigung 
ihm wirtschaftlich nicht zugemutet werden 
kann, gehindert ist. 

(2) Die Versorgung kann unterbrochen werden, 
soweit dies zur Vornahme betriebsnotwendiger 
Arbeiten erforderlich ist. Der MAWV hat jede 
Unterbrechung oder Unregelmäßigkeit unver-
züglich zu beheben. 

(3) Der MAWV hat die Anschlussnehmer bei einer 
nicht nur für kurze Dauer beabsichtigten Unter-
brechung der Versorgung rechtzeitig in geeig-
neter Weise zu unterrichten. Die Pflicht zur 
Benachrichtigung entfällt, wenn die Unterrich-
tung: 

1. nach den Umständen nicht rechtzeitig 
möglich ist und der MAWV dies nicht zu 
vertreten hat oder 

2. die Beseitigung von bereits eingetretenen 
Unterbrechungen verzögern würde. 

§ 10 
Haftung bei Versorgungsstörungen 

(1) Für Schäden, die ein Anschlussnehmer durch 
Unterbrechung der Wasserversorgung oder 
durch Unregelmäßigkeiten in der Belieferung 
erleidet, haftet der MAWV aus dem Benut-
zungsverhältnis oder unerlaubter Handlung im 
Falle: 

1. der Tötung oder Verletzung des Körpers 
oder der Gesundheit des Anschlussneh-
mers, es sei denn, dass der Schaden vom 
MAWV oder einem seiner Bediensteten 
oder einem Verrichtungsgehilfen weder 
vorsätzlich noch fahrlässig verursacht 
worden ist; 

2. der Beschädigung einer Sache, es sei 
denn, dass der Schaden weder durch Vor-
satz noch durch grobe Fahrlässigkeit des 
MAWV oder eines seiner Erfüllungs- 
oder seines Verrichtungsgehilfen verur-
sacht worden ist, 

3. eines Vermögensschadens, es sei denn, 
dass dieser weder durch Vorsatz noch 
durch grobe Fahrlässigkeit des MAWV 
oder eines vertretungsberechtigten Organs 
verursacht worden ist; 
§ 831 Absatz 1 Satz 2 des BGB ist nur bei 
vorsätzlichem Handeln von Verrichtungs-
gehilfen anzuwenden. 

(2) Absatz 1 ist auch auf Ansprüche von An-
schlussnehmern anzuwenden, die diese gegen 
ein drittes Wasserversorgungsunternehmen aus 
unerlaubter Handlung geltend machen. Der 
MAWV ist verpflichtet, den Anschlussnehmer 
auf Verlangen über die mit der Schadensverur-
sachung durch ein drittes Unternehmen zu-
sammenhängenden Tatsachen insoweit Aus-
kunft zu geben, als sie ihm bekannt sind oder 
von ihm in zumutbarer Weise aufgeklärt wer-
den können und seine Kenntnisse zur Geltend-
machung des Schadensersatzes erforderlich 
sind. 

(3) Die Ersatzpflicht entfällt für Schäden unter 
15,34 EURO. 

(4) Ist der Anschlussnehmer berechtigt, das gelie-
ferte Wasser an einen Dritten weiterzuleiten 
und erleidet dieser durch Unterbrechung der 
Wasserversorgung oder durch Unregelmä-
ßigkeiten in der Belieferung einen Schaden, so 
haftet der MAWV dem Dritten gegenüber in 
demselben Umfang, wie gegenüber dem An-
schlussnehmer aus dem Benutzungsverhältnis. 

(5) Leitet der Anschlussnehmer das gelieferte 
Wasser an einen Dritten weiter, so hat er im 
Rahmen seiner rechtlichen Möglichkeiten si-
cherzustellen, dass dieser aus unerlaubter 
Handlung keine weitergehenden Schadener-
satzansprüche erheben kann, als sie in den Ab-
satz 1 bis 3 vorgesehen sind. Der MAWV hat 
den Anschlussnehmer hierauf bei Begründung 
des Benutzungsverhältnisses besonders hinzu-
weisen. 

(6) Der Anschlussnehmer hat den Schaden unver-
züglich dem MAWV oder, wenn dieses fest-
steht, dem ersatzpflichtigen Unternehmen mit-
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zuteilen. Leitet der Anschlussnehmer das gelie-
ferte Wasser an einen Dritten weiter, so hat er 
diese Verpflichtung auch dem Dritten aufzuer-
legen. 

§ 11 
Verjährung 

(1) Schadenersatzansprüche der in § 10 bezeichne-
ten Art verjähren in 3 Jahren von dem Zeit-
punkt an, in welchem der Ersatzberechtigte von 
dem Schaden, der von den Umständen, aus de-
nen sich eine Anspruchsberechtigung ergibt, 
und dem ersatzpflichtigen Wasserversorgungs-
unternehmen Kenntnis erlangt, ohne Rücksicht 
auf diese Kenntnisse innerhalb von fünf Jahren 
ab dem schädigenden Ereignis an. 

(2) Schweben zwischen dem Ersatzpflichtigen und 
dem Ersatzberechtigten Verhandlungen über 
den zu leistenden Schadenersatz, so ist die Ver-
jährung gehemmt, bis der eine oder andere Teil 
die Fortsetzung der Verhandlungen verweigert. 

(3) Die vorgenannten Vorschriften gelten für § 10 
Absatz 5 entsprechend. 

§ 12 
Grundstücksbenutzung 

(1) Die Anschlussnehmer haben für Zwecke der 
örtlichen Versorgung das Anbringen und Ver-
legen von Leitungen einschließlich Zubehör zur 
Zu- und Fortleitung von Wasser über ihre im 
gleichen Versorgungsgebiet liegenden 
Grundstücke sowie erforderliche Schutzmaß-
nahmen unentgeltlich zuzulassen. Diese Pflicht 
betrifft nur Grundstücke, die an die Wasserver-
sorgung angeschlossen sind, die vom An-
schlussnehmer im wirtschaftlichen Zusammen-
hang mit der Wasserversorgung genutzt werden 
oder für die die Möglichkeit der Wasserversor-
gung sonst wirtschaftlich vorteilhaft ist. Sie ent-
fällt, wenn die Inanspruchnahme der Grundstü-
cke der Eigentümer diese mehr als notwendig 
oder in unzumutbarer Weise belasten würde. 

(2) Der Anschlussnehmer ist rechtzeitig über die 
Art und den Umfang der beabsichtigten In-
anspruchnahme des Grundstücks zu benach-
richtigen. 

(3) Der Anschlussnehmer kann die Verlegung der 
Einrichtungen verlangen, wenn sie an der bis-
herigen Stelle für ihn nicht mehr zumutbar sind. 
Die Kosten der Verlegung hat der MAWV zu 
tragen. Dienen die Einrichtungen ausschließlich 
der Versorgung des Grundstücks, so gelten die 
Bestimmungen der Abgabensatzungen des 
MAWV. 

(4) Wird der Wasserbezug eingestellt, so hat der 
Anschlussnehmer die Entfernung der Ein-
richtungen zu gestatten oder sie auf Verlangen 
des MAWV noch 5 Jahre unentgeltlich zu dul-

den, es sei denn, dass ihm dies nicht zugemutet 
werden kann. 

(5) Die Absätze 1 bis 4 gelten nicht für öffentliche 
Verkehrswege und Verkehrsflächen sowie für 
Grundstücke, die durch Planfeststellung über 
den Bau von öffentlichen Verkehrswegen oder 
Verkehrsflächen bestimmt sind. 

(6) Der Anschlussnehmer hat unentgeltlich 
zuzulassen, dass der MAWV Hinweisschilder 
für Hydranten, Absperrvorrichtungen usw. an 
seinen Gebäuden oder seiner Grundstücksum-
grenzung anbringt. 

§ 13 
Hausanschluss 

(1) Der Hausanschluss besteht aus der Verbindung 
der öffentlichen Wasserversorgungsanlage mit 
der Anlage des Anschlussnehmers. Er beginnt 
mit der Anbohrschelle am öffentlichen Lei-
tungsnetz und endet mit der Wasserzählanlage 
(Wasserzählereinbaugarnitur), die Bestandteil 
des Hausanschlusses ist. Der Wasserzähler ge-
hört zur öffentlichen Wasserversorgungsein-
richtung und ist nicht Bestandteil des Hausan-
schlusses. Zum Hausanschluss gehört jedoch 
die Wasserzählanlage. Die Wasserzählanlage 
besteht aus den Absperrventilen und den län-
genveränderlichen Ein- und Ausbaustücken.  

(2) Art, Zahl und Lage der Hausanschlüsse sowie 
deren Änderung werden nach Anhörung des 
Anschlussnehmers und unter Wahrung seiner 
berechtigten Interessen vom MAWV bestimmt. 

(3) Jedes Grundstück soll zur Sicherung der 
Wasserlieferung eine eigene Hausanschlusslei-
tung haben. 

(4) Der Anschluss an die öffentliche Wasserver-
sorgungsanlage und jede Änderung des Haus-
anschlusses soll vom Anschlussnehmer unter 
Benutzung eines beim MAWV erhältlichen 
Vordrucks beantragt werden. Dem Antrag sind 
insbesondere folgende Unterlagen beizufügen, 
soweit sich die erforderlichen Angaben nicht 
bereits aus dem Antrag ergeben: 

1. ein Lageplan nebst Beschreibung und 
Skizze der geplanten Anlagen des An-
schlussnehmers; 

2. der Name des zugelassenen Installations-
unternehmens, durch das die Anlage des 
Anschlussnehmers eingerichtet oder ge-
ändert werden soll; 

3. eine nähere Beschreibung besonderer Ein-
richtungen (z.B. von Gewerbebetrieben 
usw.), für die auf dem Grundstück Wasser 
verwendet werden soll, sowie die Angabe 
des geschätzten Wasserbedarfs; 



Seite - 11 - Amtsblatt für den Landkreis Oder-Spree vom 17. Dezember 2010 17. Jahrgang Nr. 15 

4. Angaben über eine etwaige Eigengewin-
nungsanlage; 

5. eine Erklärung des Anschlussnehmers, die 
anfallenden Kosten des Hausanschlusses 
einschließlich der Wiederherstellung im 
öffentlichen Verkehrsraum und der Stra-
ßenoberfläche nach Maßgabe der Bei-
trags- und Gebührensatzung zu überneh-
men und dem MAWV den entsprechen-
den Betrag zu erstatten; 

6. im Falle des § 3 Absätze 2 und 3 die Ver-
pflichtungserklärung zur Übernahme der 
mit dem Bau und Betrieb zusammenhän-
genden Mehrkosten. 

(5) Hausanschlüsse gehören zu den Betriebsanla-
gen des MAWV und stehen, soweit sie sich im 
öffentlichen Bereich befinden, in dessen Eigen-
tum. Sie werden ausschließlich von diesem 
hergestellt, unterhalten, erneuert, geändert, ab-
getrennt oder beseitigt, müssen zugänglich und 
vor Beschädigung geschützt sein. Der An-
schlussnehmer hat die baulichen Voraussetzun-
gen für die sichere Einrichtung des Hausan-
schlusses zu schaffen. Er darf keine Einwirkun-
gen auf den Hausanschluss vornehmen oder 
vornehmen lassen. Seit dem 01.01.1998 stehen 
die Hausanschlüsse auf dem Grundstück des 
Anschlussnehmers im Eigentum des An-
schlussnehmers.  

(6) Kommen innerhalb von 5 Jahren nach Herstel-
lung des Hausanschlusses weitere Anschlüsse 
hinzu und wird der Hausanschluss dadurch  
teilweise zum Bestandteil der öffentlichen 
Wasserversorgungsanlage, so hat der MAWV 
die Kosten neu aufzuteilen und dem Anschluss-
nehmer den etwa zu viel gezahlten Betrag zu 
erstatten. 

(7) Sofern sich Rohrleitungen und Wasserzähler 
auf einem Grundstück befinden, das nicht im 
Eigentum des Anschlussnehmers steht, fordert 
der MAWV grundsätzlich die Eintragung einer 
Grunddienstbarkeit. 

(8) Jede Beschädigung des Hausanschlusses, 
insbesondere das Undichtwerden von Leitun-
gen sowie sonstige Störungen sind dem 
MAWV oder dessen Beauftragten unverzüglich 
mitzuteilen. 

(9) Beim Vorhandensein mehrerer Hausanschluss-
leitungen auf einem Grundstück dürfen die da-
zugehörigen Leitungen nur mit Genehmigung 
des MAWV untereinander verbunden werden. 
In solchem Falle sind zur Sicherung der was-
serwerklichen Anlagen gegen Gefährdung z.B. 
rückflussverhindernde Armaturen oder Ab-
sperrorgane vom Anschlussnehmer auf seine 
Kosten in die Leitung einzubauen und instand 
zu halten. Der MAWV oder dessen Beauftrag-

ter hat das Recht, diese Sicherungsanlagen von 
Zeit zu Zeit zu überprüfen. Die Absperrorgane 
werden vom MAWV oder dessen Beauftragten 
im geschlossenen Zustand plombiert. Der 
MAWV oder dessen Beauftragter ist sofort zu 
benachrichtigen, wenn ein plombiertes Ab-
sperrorgan geöffnet werden muss.  

§ 14 
Messeinrichtungen an der Grundstücksgrenze 

(1) Der MAWV kann verlangen, dass der An-
schlussnehmer auf eigene Kosten nach seiner 
Wahl an der Grundstücksgrenze einen geeigne-
ten Wasserzählerschacht oder Wasserzähler-
schrank anbringt, wenn 

1. das Grundstück unbebaut ist, oder 

2. die Versorgung des Gebäudes mit An-
schlussleitungen erfolgt, die unverhält-
nismäßig lang sind oder nur unter beson-
deren Erschwernissen verlegt werden 
können. 

3. kein Raum zur frostsicheren Unterbrin-
gung des Wasserzählers vorhanden ist. 

(2) Der Anschlussnehmer ist verpflichtet, die 
Einrichtungen im ordnungsgemäßen Zustand 
und auf Verlangen zugänglich zu halten. 

(3) Der Anschlussnehmer kann die Verlegung der 
Einrichtungen auf seine Kosten verlangen, 
wenn sie an der bisherigen Stelle für ihn nicht 
mehr zumutbar sind und die Verlegung ohne 
Beeinträchtigung einer einwandfreien Messung 
möglich ist. 

§ 15 
Anlage des Anschlussnehmers 

(1) Für die ordnungsgemäße Errichtung, Erweite-
rung, Änderung und Unterhaltung der Anlage 
hinter dem Hausanschluss des MAWV ist der 
Anschlussnehmer verantwortlich. Hat er die 
Anlagen oder Anlagenteile einem Dritten ver-
mietet oder sonst zur Benutzung überlassen, so 
ist er neben diesem dafür verantwortlich. 

(2) Die Anlage darf nur unter Beachtung der 
Vorschriften dieser Satzung und anderer ge-
setzlicher oder behördlicher Bestimmungen 
sowie nach den anerkannten Regeln der Tech-
nik errichtet, erweitert, geändert und unterhal-
ten werden. Die Errichtung der Anlage und we-
sentliche Veränderungen dürfen nur durch den 
MAWV oder ein in einem Installateurverzeich-
nis eines Wasserversorgungsunternehmens ein-
getragenes Installationsunternehmen erfolgen. 
Der MAWV ist berechtigt, die Ausführung der 
Arbeiten zu überwachen. 

(3) Anlagenteile, die sich vor den Messeinrichtun-
gen befinden, können plombiert werden. Eben-
so können Anlagenteile, die zur Anlage des 
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Anschlussnehmers gehören, unter Plombenver-
schluss genommen werden, um eine einwand-
freie Messung zu gewährleisten. Die dafür er-
forderliche Ausstattung der Anlage ist nach den 
Angaben des MAWV zu veranlassen. 

(4) Es dürfen nur Materialien und Geräte verwen-
det werden, die entsprechend den anerkannten 
Regeln der Technik beschaffen sind. Das Zei-
chen einer anerkannten Prüfstelle (z.B. DIN-
DVGW, DVGW- oder GS-Zeichen) bekunden, 
dass diese Voraussetzungen erfüllt sind. 

§ 16 
Inbetriebsetzung der Anlage des Anschlussneh-

mers 

(1) Der MAWV oder dessen Beauftragte schließen 
die Anlage des Anschlussnehmers an die Was-
serversorgungsanlage an und setzen sie in  Be-
trieb. 

(2) Jede Inbetriebnahme der Anlage ist beim 
MAWV über das Installationsunternehmen zu 
beantragen. 

(3) Die Wasserzählanlage wird vom MAWV oder 
dessen Beauftragten eingebaut, ist der An-
schlussnehmer dabei anwesend, so erfolgt die 
Inbetriebsetzung der Anlage des Anschluss-
nehmers auf dessen Wunsch hin sofort. In allen 
anderen Fällen bleibt die Absperrvorrichtung 
vor dem Wasserzähler (in Fließrichtung des 
Wassers gesehen) geschlossen, und die Anlage 
des Anschlussnehmers wird zu einem späteren 
Zeitpunkt vom Anschlussnehmer selbst in Be-
trieb gesetzt. 

(4) Die Aufwendungen für die Inbetriebnahme der 
Anlage des Anschlussnehmers sind dem 
MAWV in der tatsächlich entstandenen Höhe 
zu erstatten. 

§ 17 
Überprüfung der Anlage des Anschlussnehmers 

(1) Der MAWV ist berechtigt, die Anlage des 
Anschlussnehmers vor und nach ihrer Inbe-
triebsetzung zu prüfen. Er hat den Anschluss-
nehmer auf erkannte Sicherheitsmängel auf-
merksam zu machen und kann deren Beseiti-
gung verlangen. 

(2) Werden Mängel festgestellt, welche die Sicher-
heit gefährden oder erhebliche Störungen er-
warten lassen, so ist der MAWV berechtigt, 
den Anschluss oder die Versorgung zu ver-
weigern; bei Gefahr für Leib oder Leben ist er 
hierzu verpflichtet. 

(3) Durch Vornahme oder Unterlassung der Über-
prüfung der Anlage sowie durch deren An-
schluss an die öffentliche Wasserversorgungs-
anlage übernimmt der MAWV keine Haftung 
für die Mängelfreiheit der Anlage. Dies gilt 

nicht, wenn er bei einer Überprüfung Mängel 
festgestellt hat, die eine Gefahr für Leib und 
Leben darstellen. 

§ 18 
Betrieb, Erweiterung und Änderung der Anlagen 

und Verbrauchseinrichtungen des Anschluss-
nehmers, Mitteilungspflicht 

(1) Anlagen und Verbrauchseinrichtungen sind so 
zu betreiben, dass Störungen anderer An-
schlussnehmer, störende Einwirkungen auf Ein-
richtungen des MAWV oder Dritter oder 
Rückwirkungen auf die Güte des Trinkwassers 
ausgeschlossen sind. 

(2) Erweiterungen und Änderungen der Anlage 
sowie die Verwendung zusätzlicher Ver-
brauchseinrichtungen sind dem MAWV unver-
züglich mitzuteilen, soweit sich dadurch Grö-
ßen für die Gebührenbemessung ändern oder 
sich die vorzuhaltende Leistung wesentlich er-
höht. 

§ 19 
Zutrittsrecht 

(1) Der Anschlussnehmer hat dem mit einem 
Ausweis versehenen Beauftragten des MAWV 
Zutritt zu seinen Räumen und den in § 14 ge-
nannten Einrichtungen zu gestatten, soweit dies 
für die Prüfung der technischen Einrichtungen, 
zur Wahrnehmung sonstiger Rechte und Pflich-
ten nach dieser Satzung, insbesondere zur Ab-
lesung oder zur Ermittlung der Grundlagen für 
die Gebührenbemessung erforderlich ist. 

(2) Kosten, die dem MAWV dadurch entstehen, 
dass die genannten Anlagen nicht zugänglich 
sind, trägt der Anschlussnehmer. 

§ 20 
Technische Anschlussbedingungen 

(1) Der MAWV ist berechtigt, weitere technische 
Anforderungen an den Hausanschluss und an-
dere Anlagenteile sowie an den Betrieb der An-
lage festzulegen, soweit dies aus Gründen der 
sicheren und störungsfreien Versorgung, insbe-
sondere im Hinblick auf die Erfordernisse des 
Verteilungsnetzes notwendig ist. Die Anforde-
rungen dürfen den anerkannten Regeln der 
Technik nicht widersprechen. Der Anschluss 
bestimmter Verbrauchseinrichtungen kann von 
der vorherigen Zustimmung des MAWV ab-
hängig gemacht werden. Die Zustimmung darf 
nur verweigert werden, wenn der Anschluss ei-
ne sichere und störungsfreie Versorgung ge-
fährden würde. 

(2) Anschluss- und Verbrauchsleitungen dürfen 
weder als Erder noch als Schutzleiter für Blitz-
ableiter-Erdungsleitungen und Starkstromanla-
gen benutzt werden. 
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(3) Wenn ein Erdungsanschluss noch an der 
Anschlussleitung vorhanden ist bzw. die Was-
serzählanlage durch eine angebrachte Kupfer-
leitung überbrückt ist, so muss auf Ver-
anlassung und auf Kosten des Anschlussneh-
mers durch einen eingetragenen Elektro-
fachmann diese Erdungseinrichtung entfernt 
werden, wobei die Verbrauchsleitung bei der 
Herstellung eines zwingend erforderlichen 
Hauptpotentialausgleiches als Schutzmaßnah-
me mit einzubeziehen ist. Die Klemme für den 
Potentialausgleich ist dabei mindestens 0,5 m 
von dem Ventil 2 bzw. Schieber 2, in Fließrich-
tung gesehen, zu befestigen, um spätere Arbei-
ten an der Wasserzählanlage nicht zu beein-
trächtigen. 

§ 21 
Messung 

(1) Der MAWV stellt die vom Anschlussnehmer 
verbrauchte Wassermenge durch Messein-
richtungen fest, die den eichrechtlichen Vor-
schriften entsprechen müssen. Bei öffentlichen 
Verbrauchseinrichtungen kann die gelieferte 
Menge auch rechnerisch ermittelt oder ge-
schätzt werden, wenn die Kosten der Messung 
außer Verhältnis zur Höhe des Verbrauches 
stehen. 

(2) Der MAWV hat dafür Sorge zu tragen, dass 
eine einwandfreie Messung der verbrauchten 
Wassermenge gewährleistet ist. Er bestimmt 
Art, Zahl und Größe sowie Anbringungsort der 
Messeinrichtung. Ebenso ist die Lieferung, An-
bringung, Überwachung, Unterhaltung und Ent-
fernung der Messeinrichtungen Aufgabe des 
MAWV. Er hat den Anschlussnehmer anzuhö-
ren und dessen berechtigte Interessen zu wah-
ren. 
Er ist verpflichtet, auf Verlangen des An-
schlussnehmers die Messeinrichtungen zu ver-
legen, wenn dies ohne Beeinträchtigung einer 
einwandfreien Messung möglich ist; der An-
schlussnehmer ist verpflichtet, die Kosten dafür 
zu tragen. 

(3) Der Anschlussnehmer haftet für das Abhanden-
kommen und die Beschädigung der Mess-
einrichtungen, soweit ihn hieran ein Verschul-
den trifft. Er hat den Verlust, Beschädigungen 
und Störungen dieser Einrichtungen dem 
MAWV unverzüglich mitzuteilen. Er ist ver-
pflichtet, die Einrichtungen vor Schmutz- und 
Grundwasser sowie vor Frost zu schützen. 

(4) Der Anschlussnehmer stellt für die Messein-
richtung einen geeigneten Platz zur Verfügung. 
Die Messeinrichtung umfasst den Wasserzäh-
ler. 

(5) Der Anschlussnehmer muss die Messeinrich-
tungen vor allen schädlichen Einflüssen schüt-
zen, die die Messung beeinflussen oder die hy-

gienische Sicherheit der öffentlichen Trinkwas-
serversorgung gefährden können. 

§ 22 
Nachprüfung von Messeinrichtungen 

(1) Der Anschlussnehmer kann jederzeit die 
Nachprüfung der Messeinrichtungen durch eine 
Eichbehörde oder eine staatlich anerkannte 
Prüfstelle im Sinne des Eichgesetzes verlangen. 
Stellt der Anschlussnehmer den Antrag auf Prü-
fung nicht beim MAWV, so hat er diesen vor 
Antragstellung zu benachrichtigen. 

(2) Die Kosten der Prüfung fallen dem MAWV zur 
Last, falls die Abweichung die gesetzlichen 
Verkehrsfehlergrenzen überschreitet, sonst dem 
Anschlussnehmer. 

(3) Die vom Anschlussnehmer zu tragenden 
Kosten der Nachprüfung von Messeinrichtun-
gen umfassen auch die Kosten des Transportes 
sowie die des Ein- und Ausbauens der Mess-
einrichtung. 

§ 23 
Ablesung 

(1) Die Messeinrichtungen werden vom Beauftrag-
ten des MAWV möglichst in gleichen Zeit-
abständen oder auf Verlangen des MAWV vom 
Anschlussnehmer selbst abgelesen. Dieser hat 
dafür Sorge zu tragen, dass die Messeinrich-
tungen leicht zugänglich sind. 

(2) Solange der Beauftragte des MAWV die 
Räume des Anschlussnehmers nicht zum 
Zwecke der Ablesung betreten kann, darf der 
MAWV den Verbrauch auf der Grundlage 
der letzten Ablesung schätzen. Die tatsächli-
chen Verhältnisse sind angemessen zu be-
rücksichtigen. 

§ 24 
Verwendung des Wassers 

(1) Das Wasser wird nur für die eigenen Zwecke 
des Anschlussnehmers, seiner Mieter und ähn-
lich berechtigter Personen zur Verfügung ge-
stellt. Die Weiterleitung an sonstige Dritte ist 
nur mit schriftlicher Zustimmung des MAWV 
zulässig. Die Zustimmung muss erteilt werden, 
wenn dem Interesse an der Weiterleitung nicht 
überwiegende versorgungswirtschaftliche 
Gründe entgegenstehen. 

(2) Das Wasser darf für alle Zwecke verwendet 
werden, soweit nicht in dieser Satzung oder 
aufgrund sonstiger gesetzlicher oder behördli-
cher Vorschriften Beschränkungen vorgesehen 
sind. Der MAWV kann die Verwendung für 
bestimmte Zwecke beschränken, soweit dies 
zur Sicherstellung der allgemeinen Wasserver-
sorgung erforderlich ist. 
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(3) Der Anschluss von Anlagen zum Bezug von 
Bauwasser ist beim MAWV vor Beginn der 
Bauarbeiten zu beantragen. Der Antragsteller 
hat dem MAWV alle für die Herstellung und 
Entfernung des Bauwasseranschlusses entste-
henden Kosten zu erstatten. Die Sätze 1 und 2 
gelten für Anschlüsse zu sonstigen vorüberge-
henden Zwecken entsprechend. 

(4) Soll Wasser aus öffentlichen Hydranten nicht 
zum Feuerlöschen, sondern zu anderen vor-
übergehenden Zwecken entnommen werden, 
sind hierfür Hydrantenstandrohre des MAWV 
mit Wasserzählern zu benutzen. 

(5) Standrohre mit geeichten Messeinrichtungen 
zur Abgabe von Wasser oder für vorüber-
gehende Zwecke können in beschränktem Um-
fang nach Maßgabe der hierfür geltenden Be-
stimmungen befristet an Antragsteller vermietet 
werden. 

(6) Der Mieter von Standrohren haftet für Beschä-
digungen aller Art, sowohl für Schäden am 
Mietgegenstand als auch für Schäden, die durch 
Gebrauch des Standrohres an öffentlichen Hyd-
ranten, Leitungseinrichtungen und Hydranten-
schächten auch durch Verunreinigungen dem 
MAWV oder dritten Personen entstehen. 

(7) Der Mieter darf das gemietete Standrohr nur für 
den beantragten Zweck und unter Beachtung 
der Bedienungsanleitung verwenden. 

(8) Bei Verlust des Standrohres hat der Mieter 
vollen Ersatz zu leisten. 

(9) Der MAWV kann verlangen, dass bei der 
Vermietung eine Kaution gestellt wird. Die Si-
cherheit wird nicht verzinst. 

(10) Die Weitergabe des Standrohres an andere ist 
auch vorübergehend dem Mieter nicht ge-
stattet. Geschieht dies dennoch, ist der MAWV 
berechtigt, das Standrohr sofort einzuziehen. 

(11) Sollen auf einem Grundstück besondere Feuer-
löschanschlüsse eingerichtet werden, sind über 
die Anlegung, Erhaltung und Prüfung besonde-
re Vereinbarungen mit dem MAWV zu treffen. 

(12) Der MAWV ist berechtigt, für Anschlüsse 
neben einer Eigenversorgungsanlage und für 
Feuerlöschleitungen besondere Bedingungen zu 
stellen. 

§ 25 
Dauer der Versorgung 

(1) Will ein Anschlussnehmer, der zur Benutzung 
der Wasserversorgungsanlage nicht ver-
pflichtet ist, den Wasserbezug vollständig ein-
stellen, so hat er dies mindestens 2 Wochen vor 
Einstellung dem MAWV schriftlich mitzutei-
len. 

(2) Will ein zum Anschluss oder zur Benutzung 
Verpflichteter den Wasserbezug einstellen, so 
hat er beim MAWV Befreiung nach den Be-
stimmungen dieser Satzung zu beantragen. 

(3) Jeder Wechsel des Anschlussnehmers ist dem 
MAWV unverzüglich schriftlich mitzuteilen. 

(4) Wird der Wasserverbrauch ohne schriftliche 
Mitteilung im Sinne von Absatz 1 oder vor Er-
teilung der Befreiung eingestellt, so haftet der 
Anschlussnehmer dem MAWV für die Er-
füllung sämtlicher sich aus der Satzung erge-
benden Verpflichtungen. 

(5) Der Anschlussnehmer kann eine zeitweilige 
Absperrung seines Anschlusses verlangen, ohne 
damit das Benutzungsverhältnis aufzulösen. 

(6) Der MAWV behält sich vor, zum hygieni-
schen Schutz des Trinkwassers nicht mehr 
bzw. wenig benutzte Hausanschlussleitungen 
nach einem Jahr von den in Betrieb befindli-
chen örtlichen Verteilungsanlagen zu trennen 
bzw. zu spülen. Die Kosten trägt der An-
schluss-berechtigte, auch die Spülwassermen-
gen gehen zu seinen Lasten. 

§ 26 
Einstellung der Versorgung 

(1) Der MAWV ist berechtigt, die Versorgung 
fristlos einzustellen, wenn der Anschlussneh-
mer den Bestimmungen dieser Satzung zuwi-
derhandelt und die Einstellung erforderlich ist, 
um: 

1. eine unmittelbare Gefahr für die Sicher-
heit von Personen oder Anlagen abzuweh-
ren; 

2. den Verbrauch von Wasser unter Umge-
hung, Beeinflussung oder Anbringung der 
Messeinrichtungen zu verhindern oder 

3. zu gewährleisten, dass Störungen anderer 
Anschlussnehmer, störende Rückwirkungen auf 
Einrichtungen der Gemeinde oder Dritter oder 
Rückwirkungen auf die Güte des Trinkwassers 
ausgeschlossen sind. 

(2) Bei anderen Zuwiderhandlungen, insbesondere 
bei Nichtzahlung der fälligen Abgabenschuld, 
ist der MAWV berechtigt, die Versorgung 2 
Wochen nach Androhung einzustellen. Dies gilt 
nicht, wenn der Anschlussnehmer darlegt, dass 
die Folgen der Einstellung außer Verhältnis zur 
Schwere der Zuwiderhandlung stehen und hin-
reichende Aussicht besteht, dass der An-
schlussnehmer seinen Verpflichtungen nach-
kommt. 
Der MAWV kann mit der Mahnung zugleich 
die Einstellung der Versorgung androhen. 

(3) Der MAWV hat die Versorgung unverzüglich 
wieder aufzunehmen, sobald die Gründe für ih-
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re Einstellung entfallen sind und der An-
schlussnehmer die Kosten der Einstellung und 
Wiederaufnahme der Versorgung ersetzt hat. 

§ 27 
Haftung von Anschlussnehmern und sonstigen 

Wasserabnehmern 

(1) Der Anschlussnehmer und alle sonstigen zur 
Entnahme von Wasser auf dem Grundstück Be-
rechtigten sowie jeder, der der öffentlichen 
Wasserversorgung tatsächlich Wasser ent-
nimmt, haftet für schuldhaft verursachte Schä-
den, die insbesondere infolge einer unsach-
gemäßen Benutzung oder den Bestimmungen 
dieser Satzung zuwiderlaufenden Benutzung 
oder Bedienung der Anlagen zur Wasserver-
sorgung entstehen. Der Anschlussnehmer haftet 
für Schäden, die auf den mangelhaften Zustand 
seiner Anlage (§ 15) zurückzuführen sind. 

(2) Der Haftende hat den MAWV von Ersatzan-
sprüchen Dritter freizustellen, die wegen sol-
cher Schäden geltend gemacht werden. Sind 
Ansprüche auf Mängel an mehreren Ver-
brauchsanlagen zurückzuführen, so haften die 
Verantwortlichen als Gesamtschuldner. 

§ 28 
Straßenrohrlegung 

(1) Der MAWV macht die Erweiterung des Rohr-
netzes - insbesondere das Legen von Ver-
sorgungsleitungen (Straßenrohrleitungen) von 
den nach wirtschaftlichen Gesichtspunkten zu 
beurteilenden Verhältnissen und von der Art 
und dem Zustand der mit Rohren zu be-
legenden Straßen abhängig. Grundsätzlich wer-
den Versorgungsleitungen nur in öffentlich ge-
widmeten Straßen, die im Eigentum der Städte 
u. Gemeinden, des Landkreises und des Landes 
Brandenburg stehen, verlegt. 

(2) In Straßen, Plätzen usw., die im Privateigentum 
stehen, werden Rohrleitungen vom MAWV nur 
auf Antrag des Grundstückseigentümers gelegt. 
Diese Rohrleitungen werden wie Hausan-
schlussleitungen ohne Messeinrichtung (als 
gemeinsame Zuleitung) behandelt; es gelten die 
Bestimmungen des § 13 dieser Satzung. Der 
Eigentümer hat auf Verlangen des MAWV zur 
Sicherung des Rechts zum Betrieb der Rohrlei-
tung eine grundbuchlich gesicherte Dienstbar-
keit zugunsten des MAWV eintragen zu lassen. 
Die in Satz 1 und 2 beschriebenen Rohrleitun-
gen sollen mit einer Messeinrichtung versehen 
werden, sofern dies technisch möglich ist. 

§ 29 
Beiträge und Gebühren 

(1) Der MAWV erhebt zur Deckung seines Auf-
wandes für die Herstellung der öffentlichen 

Wasserversorgungsanlage einen  Wasserver-
sorgungsbeitrag (Anschlussbeitrag). 

(2) Für die Vorhaltung des Wassers und für dessen 
Verbrauch erhebt der MAWV Benutzungsge-
bühren. 

(3) Die Kosten für die Hausanschlüsse lässt sich 
der MAWV erstatten (Kostenerstattungen). 

(4) Die Beiträge, Kostenerstattungen und Gebüh-
ren werden je in einer eigenen Satzung festge-
legt. 

§ 30 
Auskunfts- und Mitteilungspflichten 

Jeder Anschlussnehmer ist verpflichtet, die zur 
ordnungsgemäßen Gewährleistung der Wasser-
versorgung notwendigen Angaben gegenüber dem 
MAWV und seinen Beauftragten zu machen und 
entsprechende Nachweise vorzulegen. 

§ 31 
Datenschutz 

Zur Erfüllung der Pflichten aus dieser Satzung ist die 
Verarbeitung personen- und grundstücks-bezogener 
Daten erforderlich und gemäß den datenschutzrecht-
lichen Vorschriften zulässig. 

§ 32 
Ordnungswidrigkeiten 

(1) Ordnungswidrig im Sinne des § 3 Absatz 2 der 
Kommunalverfassung des Landes Brandenburg 
vom 18.12.2007 (GVBl. I, S. 286) sowie des 
Ordnungswidrigkeitengesetzes vom 19.12.1987 
(BGBl. I, S. 602) in der jeweils gültigen Fas-
sung handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig 
entgegen: 

1. § 4 ein Grundstück nicht an die öffentli-
che Wasserversorgung anschließt; 

2. § 6 nicht seinen gesamten Wasserbedarf 
der öffentlichen Wasserversorgung ent-
nimmt; es sei denn, es liegt eine Befreiung 
nach § 7 vor; 

3. § 7 Absatz 4 dem MAWV nicht vor der 
Errichtung einer Eigengewinnungsanlage 
Mitteilung macht; 

4. § 13 Absatz 8 Beschädigungen des Haus-
anschlusses nicht unverzüglich dem 
MAWV mitteilt; 

5. § 15 Absatz 2 Anlagen nicht unter Beach-
tung der Vorschriften der Satzung, ande-
rer gesetzlicher oder behördlicher Be-
stimmungen sowie nach den anerkannten 
Regeln der Technik errichtet, erweitert 
oder unterhält; 

6. § 18 Absatz 1 Anlagen und 
Verbrauchseinrichtungen so betreibt, dass 
Störungen anderer Anschlussnehmer, stö-
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rende Rückwirkungen auf Einrichtungen 
des MAWV oder Dritter oder Rückwir-
kungen auf die Güte des Trinkwasser ein-
treten; 

7. § 18 Absatz 2 Erweiterungen und Ände-
rungen der Anlage sowie die Verwendung 
zusätzlicher Verbrauchseinrichtungen 
nicht unverzüglich dem MAWV mitteilt; 

8. § 19 das Zutrittsrecht verweigert; 

9. § 24 Absatz 1 Wasser an Dritte ohne 
schriftliche Zustimmung des MAWV wei-
terleitet; 

10. § 24 Absatz 2 angeordneten Beschrän-
kungen bei Verwendung des Wassers zu-
widerhandelt; 

11. § 30 keine Angaben zur ordnungsgemä-
ßen Gewährleistung der Wasserversor-
gung macht bzw. keine entsprechenden 
Nachweise einreicht. 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geld-
buße bis zu 50.000,00 € geahndet werden. 

 
§ 33 

Sprachform 

Sämtliche in der männlichen Form gebrauchten 
Personenbezeichnungen gelten auch in der weibli-
chen Sprachform. 
 

§ 34 
Inkrafttreten 

Diese Satzung tritt am 01. Januar 2011 in Kraft. 
 
Königs Wusterhausen, 06. Dezember 2010 
 
Albrecht    Dienstsiegel 
Verbandsvorsteher 
 
Bekanntmachungsanordnung 

Aufgrund der Bekanntmachungsverordnung für das 
Land Brandenburg vom 01.12.2000 (GVBl. II S. 
435), zuletzt geändert durch das Gesetz vom 
20.04.2006 (GVBl. I, S. 46, 48) wird die am 
02.12.2010 durch die Verbandsversammlung des 
Märkischen Abwasser- und Wasserzweckverbandes 
beschlossene Wasserversorgungssatzung bekannt 
gemacht. 
 
Königs Wusterhausen, 06. Dezember 2010 
 
 
Albrecht 
Verbandsvorsteher 
 
 
 

3.) Wasserversorgungsgebührensatzung 
 
Märkischer Abwasser- und Wasserzweckverband 
MAWV, Königs Wusterhausen, Köpenicker Str. 25, 
15711 Königs Wusterhausen 
Tel.-Nr.: 03375/2568823 Fax-Nr.: 03375/2568826 
 

Wasserversorgungsgebührensatzung 
des 

Märkischen Abwasser- und Wasserzweckver-
bandes 

(MAWV) 

Aufgrund der §§ 2 und 3 der Kommunalverfassung 
des Landes Brandenburg (Bbg KVerf) vom 18. 
Dezember 2007 (GVBl. I S. 286), zuletzt geändert 
durch Gesetz vom 23. September 2008 (GVBl. I S. 
202), der §§ 4, 6 und 8 des Gesetzes über kommuna-
le Gemeinschaftsarbeit im Land Brandenburg (GKG) 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 
28.05.1999 (GVBl. I, S. 194), zuletzt geändert durch 
Art. 8 des Gesetzes vom 23. September 2008 (GVBl. 
I S. 202), der §§ 1, 2, 6, 8 und 10 des Kommunalab-
gabengesetzes in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 31.03.2004 (GVBl. I, S. 174), zuletzt geändert 
durch Art. 1 des Gesetzes vom 02. Oktober 2008 
(GVBl. I S. 218), hat die Verbandsversammlung des 
MAWV in ihrer Sitzung am 02. Dezember 2010 
diese Satzung beschlossen. 

Inhaltsverzeichnis 

§ 1 Allgemeines 

§ 2 Grundsatz 

§ 3 Gebührenmaßstäbe 

§ 4 Gebührensatz 

§ 5 Gebührenpflichtige 

§ 6 Entstehung und Beendigung der Gebühren-
pflicht 

§ 7 Erhebungszeitraum 

§ 8 Entstehung, Veranlagung und Fälligkeit 

§ 9 Umsatzsteuer 

§ 10 Auskunfts- und Duldungspflicht 

§ 11 Anzeigepflicht 

§ 12 Datenverarbeitung 

§ 13 Ordnungswidrigkeiten 

§  14 Sprachform 

§ 15 Inkrafttreten 

§ 1 
Allgemeines 

(1) Der MAWV betreibt nach Maßgabe der Was-
serversorgungssatzung jeweils eine rechtlich 
selbstständige öffentliche Einrichtung 

a) zur zentralen Wasserversorgung im Ver-
sorgungsgebiet des ehemaligen Wasser- 
und Abwasserverbandes Alt-Schadow 
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(WAVAS) mit den Gemeinden Märkische 
Heide für die Ortsteile Plattkow, Pret-
schen, Hohenbrück-Neu Schadow und 
Alt-Schadow, Krausnick-Groß Wasser-
burg, Storkow für die Ortsteile Limsdorf 
und Kehrigk, Märkisch Buchholz, Mün-
chehofe, Unterspreewald und Tauche für 
den Ortsteil Werder (Versorgungsgebiet 
WAVAS). 

b) zur zentralen Wasserversorgung im übri-
gen Verbandsgebiet des MAWV. 

(2) Der MAWV erhebt nach Maßgabe dieser 
Satzung Benutzungsgebühren als Gegenleis-
tung für die Inanspruchnahme der öffentlichen 
Wasserversorgungsanlage. 

§ 2 
Grundsatz 

Für die Inanspruchnahme der öffentlichen Wasser-
versorgungseinrichtung wird eine Wasserbenut-
zungsgebühr für die Grundstücke erhoben, die an die 
öffentliche Wasserversorgungseinrichtung ange-
schlossen sind oder diese in ähnlicher Weise in 
Anspruch nehmen. Gebührenbestandteil ist auch das 
vom Verband zu entrichtende Wassernutzungsent-
gelt. 

§ 3 
Gebührenmaßstäbe 

(1) Die Benutzungsgebühr wird aus einer Mengen-
gebühr und einer Grundgebühr gebildet, soweit 
sie für die Wasserentnahme zutreffend ist. 

(2) Die Mengengebühr wird nach der tatsächlich 
entnommenen und durch geeichte und von dem 
MAWV zugelassenen Wassermengenmesser 
ermittelten Wassermenge berechnet. Berech-
nungseinheit für diese Gebühr ist 1 m³  Wasser. 

(3) Die Grundgebühr wird auf der Basis der 
eingebauten Wasserzählergrößen und An-
schlussweiten als monatliche Grundgebühr pro 
angefangenen Monat der Inanspruchnahme er-
hoben. 

(4) Hat ein Wassermengenzähler nicht richtig oder 
überhaupt nicht angezeigt, so wird die Was-
sermenge vom MAWV oder dessen Beauftrag-
ten unter Zugrundelegung des Verbrauchs des 
Vorjahres und unter Berücksichtigung der be-
gründeten Angaben des Gebührenpflichtigen 
geschätzt. 

§ 4 
Gebührensatz 

(1) Die Mengengebühr im Verbandsgebiet des 
MAWV beträgt für jeden vollen Kubikmeter 
Wasser 

a) im Versorgungsgebiet WAVAS: 1,79 € 

b) und im übrigen Verbandsgebiet des 
MAWV: 1,53 € 

(2) Die Grundgebühr beträgt auf der Basis der 
Wasserzählergrößen für jeden auf einem 
Grundstück befindlichen Anschluss: 

a) im Versorgungsgebiet WAVAS: 
 

Wasserzählergröße Grundgebühr in 
€/Monat 

Qn 2,5  
(bis einschließlich Qn 5) 

6,74 

Qn 6 16,18 

Qn 10 26,96 

Qn 15 40,45 

Qn 25 67,41 

Qn 40 107,86 

Qn 60 161,78 

Qn 150 404,46 

Qn 250 674,10 

 
Für Grundstücke ohne Wasserzähler wird die 
Grundgebühr für einen Wasserzähler mit ei-
ner Nennleistung Qn 2,5 erhoben, es sei denn, 
auf dem Grundstück fällt so viel Trinkwasser 
an, so dass der Einbau eines größeren Zählers 
erforderlich wäre. In diesem Fall gelten die 
obigen Grundgebühren entsprechend Abs. 2 
a) Satz 1.  

b) im übrigen Verbandsgebiet des 
MAWV (mit Ausnahme des Versor-
gungsgebietes WAVAS) 

 
Wasserzählergröße  Grundgebühr in 

€/Monat 
Qn 2,5  
(bis einschließlich Qn 5) 

2,30 

Qn 6 5,52 
Qn 10 9,20 
Qn 15 13,80 
Qn 25 23,01 
Qn 40 36,81 
Qn 60 55,22 
Qn 150 138,05 
Qn 250 230,08 

 
Für Grundstücke ohne Wasserzähler wird die 
Grundgebühr für einen Wasserzähler mit einer 
Nennleistung Qn 2,5 erhoben, es sei denn, auf 
dem Grundstück fällt so viel Trinkwasser an, so 
dass der Einbau eines größeren Zählers erfor-
derlich wäre. In diesem Fall gelten die obigen 
Grundgebühren entsprechend Abs. 2 b) Satz 1.  

(3) Das über Standrohre entnommene Wasser 
wird nach der Mengengebühr gemäß Absatz 1 
berechnet. Im Verbandsgebiet des MAWV 
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verwendete Standrohre dürfen nur vom 
MAWV bzw. seinem Betriebsführer ausge-
liehen werden. 

§ 5 
Gebührenpflichtige 

(1) Gebührenpflichtig ist, wer zum Zeitpunkt der 
Inanspruchnahme der öffentlichen Wasserver-
sorgungsanlage Eigentümer des Grundstücks 
ist, dem Wasser aus der öffentlichen Wasser-
versorgungsanlage zugeführt wird. Ist für ein 
Grundstück ein Erbbaurecht bestellt, so tritt an 
die Stelle des Grundstückseigentümers der 
Erbbauberechtigte.  

Besteht für das Grundstück ein Nutzungsrecht, 
so tritt der Nutzer an die Stelle des Eigentü-
mers. Nutzer sind die in § 9 des Sachenrechts-
bereinigungsgesetzes vom 21.09.1994 (BGBl. 
I, S. 2457) genannten natürlichen oder juristi-
schen Personen des privaten und des öffentli-
chen Rechts. Die Gebührenpflicht dieses Per-
sonenkreises entsteht nur, wenn zum Zeitpunkt 
des Erlasses des Gebührenbescheides das 
Wahlrecht über die Bestellung eines Erbbau-
rechts oder den Ankauf des Grundstücks gemäß 
den §§ 15 und 16 des Sachenrechtsbereini-
gungsgesetzes bereits ausgeübt und gegen den 
Anspruch des Nutzers keine der nach dem Sa-
chenrechtsbereinigungsgesetz statthaften Ein-
reden und Einwendungen geltend gemacht 
worden sind. Ist der Eigentümer, Erbbaube-
rechtigte oder Nutzer nicht zu ermitteln, so tritt 
an deren Stelle der sonstige Grundstücksnutzer. 

(2) Mehrere Gebührenpflichtige haften als Gesamt-
schuldner. 

(3) Im Falle des § 4 Absatz 3 ist der Benutzer des 
Standrohres gebührenpflichtig. 

(4) Bei Wechsel des Gebührenpflichtigen geht 
die Gebührenpflicht mit dem Zeitpunkt der 
Rechtsnachfolge auf den neuen Grundstücks-
eigentümer über. Dies gilt für die Gebühren-
pflichtigen gem. Absatz 1 Satz 2 - 5 entspre-
chend.  

§ 6 
Entstehung und Beendigung der Gebührenpflicht 

Die Benutzungsgebührenpflicht (Mengen- und 
Grundgebührenpflicht) entsteht, sobald das Grund-
stück an die öffentliche Wasserversorgungsanlage 
angeschlossen ist oder aus der öffentlichen Wasser-
versorgungsanlage Wasser entnommen wird. 

Sie erlischt, sobald der Hausanschluss beseitigt wird. 
Die Mengengebührenpflicht erlischt darüber hinaus 
auch dann, wenn die Entnahme von Wasser endet. 

 
 
 

§ 7 
Erhebungszeitraum 

Erhebungszeitraum ist das Kalenderjahr, an dessen 
Ende die Gebührenschuld entsteht. 

§ 8 
Entstehung, Veranlagung und Fälligkeit 

 
(1) Die Gebührenschuld entsteht mit Ablauf des 

Erhebungszeitraums. Endet das Benutzungs-
verhältnis vor Ablauf des Erhebungszeitraums, 
entsteht die Gebührenschuld mit diesem Zeit-
punkt. 

(2) Die Veranlagung zu den Gebühren erfolgt 
durch den MAWV, der sich dazu der DNWAB 
GmbH in Königs Wusterhausen bedienen kann. 
Die Veranlagung erfolgt durch Bescheid, der 
dem Gebührenschuldner bekannt zu geben ist. 
Die Gebühren werden zwei Wochen nach Be-
kanntgabe des Bescheides fällig. 

(3) Auf die nach Ablauf des Erhebungszeitraumes 
endgültig abzurechnende Gebühr werden 
zweimonatliche Vorauszahlungen erhoben. Die 
Höhe wird durch Bescheid festgesetzt. Diese 
werden regelmäßig mit dem Gebührenbescheid 
nach Absatz 2 auf der Grundlage der Vorjah-
resdaten festgesetzt. Sie sind fällig in Höhe ei-
nes Betrages, der einem Sechstel des Vorjah-
resbetrages entspricht, jeweils zum 15. des 2., 
4., 6., 8. und 10. Monats nach Bekanntgabe des 
Bescheides. 

(4) Entsteht die Gebührenpflicht erstmals im Laufe 
eines Kalenderjahres, so wird der zwei-
monatlichen Vorauszahlung diejenige Wasser-
menge zugrundegelegt, die der pauschalierten 
personenbezogenen Durchschnittsmenge ent-
spricht bzw. den Erfahrungswerten vergleichba-
rer Gebührenpflichtigen. Die Höhe wird durch 
Bescheid festgesetzt. Absatz 3 Satz 4 gilt ent-
sprechend. 

§ 9 
Umsatzsteuer 

Alle in dieser Satzung genannten Gebühren enthalten 
die gesetzliche Umsatzsteuer, so dass Bruttopreise 
angegeben sind.  

§ 10 
Auskunfts- und Duldungspflicht 

(1) Die Abgabenpflichtigen und ihre Vertreter 
haben dem MAWV und dessen Beauftragten 
die für die Festsetzung und Erhebung der Ab-
gaben erforderlichen Auskünfte zu erteilen. 

(2) Der MAWV und dessen Beauftragte können an 
Ort und Stelle ermitteln. Die nach Absatz 1 zur 
Auskunft verpflichteten Personen haben dies zu 
ermöglichen und in dem erforderlichen Umfan-
ge zu helfen. 
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§ 11 
Anzeigepflicht 

(1) Jeder Wechsel der Rechtsverhältnisse am 
Grundstück mit Auswirkungen auf die Abga-
benpflicht ist dem MAWV sowohl von dem 
Veräußerer als auch von dem Erwerber inner-
halb eines Monats schriftlich anzuzeigen. 

(2) Sind auf dem Grundstück Anlagen vorhanden, 
die die Berechnung der Abgaben beeinflussen, 
so hat die oder der Abgabepflichtige dies un-
verzüglich dem Verband schriftlich anzuzeigen. 
Dieselbe Verpflichtung besteht auch dann, 
wenn solche Anlagen neu geschaffen, geändert 
oder beseitigt werden. 

§ 12 
Datenverarbeitung 

Zur Ermittlung der Gebührenpflichtigen und zur 
Festsetzung und Erhebung der Gebühren nach dieser 
Satzung ist die Verarbeitung der hierfür erforderli-
chen personen- und grundstücksbezogenen Daten 
gemäß der Vorschriften der Datenschutzgesetze 
beim MAWV bzw. bei deren Mitgliedsgemeinden 
zulässig. 

§ 13 
Ordnungswidrigkeiten 

(1) Ordnungswidrig im Sinne von § 15 KAG 
handelt, wer vorsätzlich oder leichtfertig 

1. entgegen § 10 Absatz 1 die für die Fest-
setzung und Erhebung der Abgaben erfor-
derlichen Auskünfte nicht erteilt, 

2. entgegen § 10 Absatz 2 verhindert, dass 
der MAWV und dessen Beauftragte an 
Ort und Stelle ermitteln können und die 
dazu erforderliche Hilfe verweigert, 

3. entgegen § 11 Absatz 1 den Wechsel der 
Rechtsverhältnisse am Grundstück nicht 
innerhalb eines Monats schriftlich anzeigt, 

4. entgegen § 11 Absatz 2 nicht schriftlich 
anzeigt, dass Anlagen auf dem Grund-
stück vorhanden sind, die die Berechnung 
der Abgabe beeinflussen, 

5. entgegen § 11 Absatz 2 die Neuschaffung, 
Änderung oder Beseitigung solcher Anla-
gen nicht schriftlich anzeigt. 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geld-
buße bis zu € 5.000,00 geahndet werden. 

§ 14 
Sprachform 

Sämtliche in der männlichen Form gebrauchten 
Personenbezeichnungen gelten auch in der weibli-
chen Sprachform. 

 
 

§ 15 
Inkrafttreten 

Diese Satzung tritt am 01. Januar 2011 in Kraft. 
 
Königs Wusterhausen, 06. Dezember 2010 
 
 
Albrecht Dienstsiegel 
Verbandsvorsteher 
 
 
Bekanntmachungsanordnung 
 
Aufgrund der Bekanntmachungsverordnung für das 
Land Brandenburg vom 01.12.2000 (GVBl. II S. 
435), zuletzt geändert durch das Gesetz vom 
20.04.2006 (GVBl. I, S. 46, 48) wird die am 
02.12.2010 durch die Verbandsversammlung des 
Märkischen Abwasser- und Wasserzweckverbandes 
beschlossene Wasserversorgungsgebührensatzung 
bekannt gemacht. 
 
Königs Wusterhausen, 06. Dezember 2010 
 
 
Albrecht 
Verbandsvorsteher 
 
 
4.) Wasserversorgungsbeitragssatzung 
 
Märkischer Abwasser- und Wasserzweckverband 
MAWV, Königs Wusterhausen, Köpenicker Str. 25, 
15711 Königs Wusterhausen 
Tel.-Nr.: 03375/2568823 Fax-Nr.: 03375/2568826 
 

Wasserversorgungsbeitragssatzung 
des 

Märkischen Abwasser- und Wasserzweckver-
bandes 

(MAWV) 

Aufgrund des § 3 der Kommunalverfassung des 
Landes Brandenburg (BbgKVerf.) in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 18.12.2007 (GVBl. I. S. 
26), zuletzt geändert durch Gesetz vom 23.09.2008 
(GVBl. I. S. 202, 207), der §§ 4, 6 und 8 des Geset-
zes über kommunale Gemeinschaftsarbeit im Land 
Brandenburg (GKG) in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 28.05.1999 (GVBl. I, S. 194), zuletzt 
geändert durch Gesetz vom 23.09.2008 (GVBl. I. 
202, 206), der §§ 1, 2, 6, 8 und 10 des Kommunal-
abgabengesetzes in der Fassung der Bekanntma-
chung in der Fassung der Bekanntmachung vom 
31.03.2004 (GVBl. I, S. 194), zuletzt geändert durch 
Gesetz vom 27.05.2009 (GVBl. I. 160)  hat die 
Verbandsversammlung des MAWV in ihrer Sitzung 
am 02. Dezember 2010 diese Satzung beschlossen. 



Seite - 20 - Amtsblatt für den Landkreis Oder-Spree vom 17. Dezember 2010 17. Jahrgang Nr. 15 

Inhaltsverzeichnis 
§ 1 Allgemeines 

§  2 Grundsatz 

§  3 Gegenstand der Beitragspflicht 

§ 4 Beitragsmaßstab 

§ 5 Beitragssatz 

§ 6 Beitragspflichtige 

§ 7 Entstehung der Beitragspflicht 

§ 8 Vorausleistungen 

§ 9 Veranlagung und Fälligkeit 

§ 10 Ablösung durch Vertrag 

§  11 Umsatzsteuer 

§ 12 Auskunfts- und Duldungspflicht 

§ 13 Anzeigepflicht 

§ 14 Datenverarbeitung 

§ 15 Ordnungswidrigkeiten 

§ 16 Sprachform 

§ 17 Inkrafttreten 

§ 1 
Allgemeines 

(1) Der MAWV betreibt nach Maßgabe der Was-
serversorgungssatzung jeweils eine rechtlich 
selbstständige öffentliche Einrichtung 

a) zur zentralen Wasserversorgung im Ver-
sorgungsgebiet des ehemaligen Wasser- 
und Abwasserverbandes Alt-Schadow 
(WAVAS) mit den Gemeinden Märkische 
Heide für die Ortsteile Plattkow, Pret-
schen, Hohenbrück-Neu Schadow und 
Alt-Schadow, Krausnick-Groß Wasser-
burg, Storkow für die Ortsteile Limsdorf 
und Kehrigk, Märkisch Buchholz, Mün-
chehofe, Unterspreewald und Tauche für 
den Ortsteil Werder (Versorgungsgebiet 
WAVAS). 

c) zur zentralen Wasserversorgung im übri-
gen Verbandsgebiet des MAWV. 

(2) Der MAWV erhebt nach Maßgabe dieser 
Satzung Beiträge zur Deckung seines Aufwan-
des für die öffentliche Wasserversorgungsanla-
ge ausschließlich der Kosten für den Hausan-
schluss. 

§ 2 
Grundsatz 

(1) Der Verband erhebt, soweit der Aufwand nicht 
durch Zuschüsse, Wassergebühren oder auf an-
dere Weise gedeckt wird, für die Herstellung 
der öffentlichen Wasserversorgungseinrichtung 
Wasserversorgungsbeiträge zur Abgeltung der 
durch die Möglichkeit der Inanspruchnahme 
gebotenen wirtschaftlichen Vorteile. 

(2) Der Wasserversorgungsbeitrag deckt nicht die 
Kosten für den Hausanschluss. 

§ 3 
Gegenstand der Beitragspflicht 

(1) Der Beitragspflicht unterliegen Grundstücke, 
die an die öffentliche Wasserversorgungsein-
richtung angeschlossen werden können und für 
die  

a) eine bauliche oder gewerbliche Nutzung 
festgesetzt ist, sobald sie bebaut oder ge-
werblich genutzt werden dürfen, 

b) eine bauliche oder gewerbliche Nutzung 
nicht festgesetzt ist, wenn sie nach der 
Verkehrsauffassung Bauland sind und 
baulich oder gewerblich genutzt werden 
dürfen, 

c) bereits eine bauliche oder gewerbliche 
Nutzung besteht. 

(2) Wird ein Grundstück an die öffentliche Was-
serversorgungseinrichtung tatsächlich ange-
schlossen, so unterliegt es der Beitragspflicht 
auch dann, wenn die Voraussetzungen des Ab-
satzes 1 nicht erfüllt sind. Befindet sich das 
Grundstück im Außenbereich, unterliegt es der 
Beitragspflicht, soweit für dieses die Möglich-
keit einer Inanspruchnahme der öffentlichen 
Wasserversorgungseinrichtung besteht und dem 
Grundstück dadurch ein wirtschaftlicher Vorteil 
entsteht.  

(3) Grundstück im Sinne dieser Satzung ist - 
unabhängig von der Eintragung im Grundbuch - 
der demselben Eigentümer gehörende Teil der 
Grundfläche, der selbständig baulich oder ge-
werblich genutzt werden kann und selbständig 
an die öffentliche Wasserversorgungseinrich-
tung angeschlossen werden kann. 

§ 4 
Beitragsmaßstab 

(1) Der Beitrag wird für die Wasserversorgung 
nach einem nutzungsbezogenen Maßstab be-
rechnet. Dabei ist die aufgrund dieser Satzung 
ermittelte Grundstücksfläche im Sinne des 
wirtschaftlichen Grundstücksbegriffes mit ei-
nem Faktor je Vollgeschoss zu multiplizieren. 
Zur Ermittlung des Beitrages werden im übri-
gen Verbandsgebiet des MAWV für das erste 
Vollgeschoss 100 % und für jedes weitere 
Vollgeschoss 15 % der anrechenbaren Grund-
stücksfläche in Ansatz gebracht (Vollge-
schossmaßstab). 
Im Versorgungsgebiet WAVAS beträgt der 
Nutzungsfaktor bei Grundstücken mit einer 
Bebaubarkeit mit einem Vollgeschoss: 1,0; 
für jedes weitere Vollgeschoss wird der Fak-
tor um 0,5 erhöht. 
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Als Vollgeschoss gelten alle oberirdischen 
Geschosse, die über mindestens zwei Drittel 
ihrer Grundfläche eine Höhe von mindestens 
2,30 m haben. Geschosse, die ausschließlich 
der Unterbringung haustechnischer Anlagen 
dienen (Installationsgeschosse), gelten nicht 
als Vollgeschoss.  

(2) Als anrechenbare Grundstücksfläche gilt: 

a) bei Grundstücken im Bereich eines Be-
bauungsplanes die gesamte Fläche, wenn 
für das Grundstück im Bebauungsplan 
bauliche oder gewerbliche Nutzung fest-
gesetzt ist, 

b) bei Grundstücken, die über die Grenzen 
eines Bebauungsplanes hinausreichen, die 
Fläche im Bereich des Bebauungsplanes, 
wenn für diese bauliche oder gewerbliche 
Nutzung festgesetzt ist sowie die nach 
Buchstabe d) ermittelte Grundstücksflä-
che, 

c) bei Grundstücken, für die kein Bebau-
ungsplan besteht und die innerhalb eines 
im Zusammenhang bebauten Ortsteiles 
liegen (§ 34 BauGB), die Gesamtfläche 
des Grundstücks, 

d) bei Grundstücken, die über die sich nach 
Buchstabe a) bis c) ergebenden Grenzen 
in den Innenbereich bzw. den Außenbe-
reich hinausreichen, die Flächen, die im 
Rahmen des wirtschaftlichen Grund-
stücksbegriffes baulich oder gewerblich 
nutzbar sind;  

e) bei bebauten Grundstücken im Außenbe-
reich (§ 35 BauGB) die Grundfläche der 
an die Wasserversorgungsanlage anzu-
schließenden Baulichkeiten (gemessen an 
den Außenmauern) dividiert durch die 
Grundflächenzahl 0,2. Die so ermittelte 
Fläche wird diesen Baulichkeiten derge-
stalt zugeordnet, dass ihre Grenzen je-
weils im gleichen Abstand von den Au-
ßenwänden der Baulichkeit verlaufen, 
wobei bei einer Überschreitung der 
Grundstücksgrenze durch diese Zuord-
nung eine gleichmäßige Flächenergänzung 
auf dem Grundstück erfolgt. Sollte die so 
ermittelte Fläche im Einzelfall dem wirt-
schaftlichen Vorteil nicht entsprechen, 
wird die anrechenbare Grundstücksfläche, 
die im Rahmen des wirtschaftlichen 
Grundstücksbegriffes baulich oder ge-
werblich nutzbar ist,  

(3) Als Zahl der Vollgeschosse nach Absatz 1 gilt 

a) soweit ein Bebauungsplan besteht 

aa) die darin festgesetzte höchstzuläs-
sige Zahl der Vollgeschosse; ist 

tatsächlich eine höhere Zahl von 
Vollgeschossen vorhanden, ist die-
se zu Grunde zu legen, 

bb) bei Grundstücken, für die im Be-
bauungsplan statt der Zahl der 
Vollgeschosse die Höhe der bauli-
chen Anlagen festgesetzt ist, in 
Gewerbe-, Industrie- und Sonder-
gebieten i. S. von § 11 Absatz 3 
BauNVO die durch 3,5 und in al-
len anderen Baugebieten die durch 
2,3 geteilte höchstzulässige Ge-
bäudehöhe auf ganze Zahlen kauf-
männisch gerundet, 

cc) bei Grundstücken, für die im Be-
bauungsplan weder die Zahl der 
Vollgeschosse noch die Höhe der 
baulichen Anlagen, sondern nur ei-
ne Baumassenzahl festgesetzt ist, 
die durch 3,5 geteilte höchstzuläs-
sige Baumassenzahl auf ganze 
Zahlen kaufmännisch gerundet, 

dd) die Zahl der tatsächlichen oder sich 
durch Umrechnung ergebenden 
Vollgeschosse, wenn aufgrund 
vorhandener Bebauung oder auf-
grund von Ausnahmen oder Be-
freiungen die Zahl der Vollge-
schosse nach Buchstabe aa), die 
Gebäudehöhe nach Buchstabe bb) 
oder die Baumassenzahl nach 
Buchstabe cc) überschritten wird, 

b) soweit kein Bebauungsplan besteht, 

aa) bei bebauten Grundstücken die 
Zahl der tatsächlich vorhandenen 
Vollgeschosse, mindestens jedoch 
die Zahl der baurechtlich auf dem 
Grundstück zulässigen Vollge-
schosse,  

bb) bei unbebauten Grundstücken die 
Zahl der baurechtlich zulässigen 
Vollgeschosse,  

cc) wenn es in der näheren Umgebung 
an einer Bebauung fehlt, anhand 
derer die überwiegende Zahl der 
Vollgeschosse ermittelt werden 
kann, die Zahl der Vollgeschosse, 
die nach Bebauungsplanrecht auf 
dem jeweiligen Grundstück zuläs-
sig wäre, mindestens jedoch die 
tatsächlich vorhandenen Vollge-
schosse, 

dd) bei Grundstücken, die mit einem 
Kirchengebäude bebaut sind, die 
Zahl von einem Vollgeschoss, min-
destens jedoch die Zahl der bau-
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rechtlich auf dem Grundstück zu-
lässigen Vollgeschosse, 

ee) bei Grundstücken, auf denen nur 
ein Vollgeschoss besteht, obwohl 
die vorhandene Gebäudehöhe die 
Errichtung mehrerer Vollgeschosse 
erlauben würde, die Zahl der Voll-
geschosse, die sich ergibt, wenn 
man lit. a) bb) entsprechend an-
wendet. 

c) soweit in einem Bebauungsplan weder die 
Zahl der Vollgeschosse noch die Gebäu-
dehöhe bzw. die Baumassenzahl bestimmt 
ist, der in der näheren Umgebung über-
wiegend vorhandene Berechnungswert 
nach Buchstabe b) aa) bis dd), 

(4) Bei Grundstücken, die im Geltungsbereich 
einer Satzung über einen Vorhaben- und Er-
schließungsplan liegen, sind zur Ermittlung der 
Beitragsflächen die Vorschriften entsprechend 
anzuwenden, wie sie bestehen für 

a) Bebauungsplangebiete, wenn in der Sat-
zung Bestimmungen über das zulässige 
Nutzungsmaß getroffen sind, 

b) die im Zusammenhang bebauten Ortsteile 
(§ 34 BauGB), wenn die Satzung keine 
Bestimmungen über das zulässige Nut-
zungsmaß enthält. 

§ 5 
Beitragssatz 

Der Beitragssatz für die erstmalige Herstellung der 
öffentlichen Wasserversorgungseinrichtung beträgt 
 

• im Versorgungsgebiet WAVAS:  
0,71 € (0,66 € netto zuzüglich 7 % MwSt.) 

• im übrigen Verbandsgebiet  
0,90 (netto zuzüglich 7 % MwSt.) 

je Quadratmeter beitragspflichtiger Fläche.  

§ 6 
Beitragspflichtige 

(1) Beitragspflichtig ist, wer zum Zeitpunkt der 
Bekanntgabe des Beitragsbescheides Eigentü-
mer des Grundstückes ist. Ist das Grundstück 
mit einem Erbbaurecht belastet, so ist anstelle 
des Eigentümers der Erbbauberechtigte bei-
tragspflichtig.  

Besteht für das Grundstück ein Nutzungsrecht, 
so tritt der Nutzer an die Stelle des Eigentü-
mers. Nutzer sind die in § 9 des Sachenrechts-
bereinigungsgesetzes vom 21. September 1994 
(BGBl. I, S. 2457) genannten natürlichen und 
juristischen Personen des privaten und öffentli-
chen Rechts. Die Beitragspflicht dieses Perso-
nenkreises entsteht nur, wenn zum Zeitpunkt 

des Erlasses des Beitragsbescheides das Wahl-
recht über die Bestellung eines Erbbaurechts 
oder den Ankauf des Grundstückes gemäß den 
§§ 15 und 16 des Sachenrechtsbereinigungsge-
setzes bereits ausgeübt und gegen den An-
spruch des Nutzers keine der nach dem Sachen-
rechtsbereinigungsgesetz statthaften Einreden 
und Einwendungen geltend gemacht worden 
sind; anderenfalls bleibt die Beitragspflicht des 
Grundstückseigentümers unberührt. 

(2) Mehrere Beitragspflichtige haften als Gesamt-
schuldner. 

§ 7 
Entstehung der Beitragspflicht 

(1) Die Beitragspflicht entsteht, sobald das Grund-
stück an die öffentliche Wasserversorgungsan-
lage angeschlossen werden kann, frühestens je-
doch mit dem wirksamen Inkrafttreten dieser 
Satzung. 

(2) Im Falle des § 3 Absatz 2 S. 1 entsteht die 
Beitragspflicht mit dem tatsächlichen An-
schluss der auf dem Grundstück vorhandenen 
Baulichkeit. 

§ 8 
Vorausleistungen 

Auf die künftige Beitragsschuld können Vorausleis-
tungen verlangt werden, sobald mit der Durchfüh-
rung der Maßnahmen begonnen worden ist. Die 
Vorausleistung darf 60 % der späteren Beitrags-
schuld nicht übersteigen. Die Vorausleistungen 
werden nach dem für den Beitrag geltenden Maßstab 
erhoben. Der § 6 gilt entsprechend. Eine entrichtete 
Vorausleistung wird bei der Erhebung des endgülti-
gen Beitrages gegenüber dem endgültigen Beitrags-
schuldner verrechnet.  

§ 9 
Veranlagung und Fälligkeit 

Der Wasserversorgungsbeitrag wird durch Bescheid 
festgesetzt und einen Monat nach Bekanntgabe des 
Bescheides fällig. Das gleiche gilt für die Erhebung 
einer Vorausleistung. 

§ 10 
Ablösung durch Vertrag 

(1) In den Fällen, in denen die Beitragspflicht noch 
nicht entstanden ist, kann die Ablösung durch 
Vertrag vereinbart werden. 

(2) Die Höhe des Ablösungsbetrages ist nach 
Maßgabe des in §§ 4 und 5 bestimmten Bei-
tragsmaßstabes und Beitragssatzes zu ermitteln. 

(3) Durch Zahlung des Ablösungsbetrages wird die 
Beitragspflicht endgültig abgegolten. 
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§ 11 
Umsatzsteuer 

Alle in dieser Satzung genannten Beiträge enthalten 
die gesetzliche Umsatzsteuer.  

§ 12 
Auskunfts- und Duldungspflicht 

(1) Die Abgabenpflichtigen und ihre Vertreter 
haben dem MAWV und dessen Beauftragten 
die für die Festsetzung und Erhebung der Ab-
gaben erforderlichen Auskünfte zu erteilen. 

(2) Der MAWV und dessen Beauftragte können an 
Ort und Stelle ermitteln. Die nach Absatz 1 zur 
Auskunft verpflichteten Personen haben dies zu 
ermöglichen und in dem erforderlichen Umfan-
ge zu helfen. 

§ 13 
Anzeigepflicht 

(1) Jeder Wechsel der Rechtsverhältnisse am 
Grundstück mit Auswirkungen auf die Abga-
benpflicht ist dem MAWV sowohl von dem 
Veräußerer als auch von dem Erwerber inner-
halb eines Monats schriftlich anzuzeigen. 

(2) Sind auf dem Grundstück Anlagen vorhanden, 
die die Berechnung der Abgaben beeinflussen, 
so hat die oder der Abgabepflichtige dies un-
verzüglich dem Verband schriftlich anzuzeigen. 
Dieselbe Verpflichtung besteht für sie oder ihn, 
wenn solche Anlagen neu geschaffen, geändert 
oder beseitigt werden. 

§ 14 
Datenverarbeitung 

Zur Ermittlung der Beitragspflichtigen und zur 
Festsetzung und Erhebung der Beiträge nach dieser 
Satzung ist die Verarbeitung der hierfür erforderli-
chen personen- und grundstücksbezogenen Daten 
gemäß der Vorschriften der Datenschutzgesetze 
beim MAWV bzw. bei deren Mitgliedsgemeinden 
zulässig. 

§ 15 
Ordnungswidrigkeiten 

(1) Ordnungswidrig im Sinne von § 15 KAG 
handelt, wer vorsätzlich oder leichtfertig 

1. entgegen § 12 Absatz 1 die für die Fest-
setzung und Erhebung der Abgaben erfor-
derlichen Auskünfte nicht erteilt, 

2. entgegen § 12 Absatz 2 verhindert, dass 
der MAWV und dessen Beauftragte an 
Ort und Stelle ermitteln können und die 
dazu erforderliche Hilfe verweigert, 

3. entgegen § 13 Absatz 1 den Wechsel der 
Rechtsverhältnisse am Grundstück nicht 
innerhalb eines Monats schriftlich anzeigt, 

4. entgegen § 13 Absatz 2 nicht schriftlich 
anzeigt, dass Anlagen auf dem Grund-
stück vorhanden sind, die die Berechnung 
der Abgabe beeinflussen, 

5. entgegen § 13 Absatz 2 die Neuschaffung, 
Änderung oder Beseitigung solcher Anla-
gen nicht schriftlich anzeigt. 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geld-
buße bis zu € 5.000,00 geahndet werden.   

§ 16 
Sprachform 

Sämtliche in der männlichen Form gebrauchten 
Personenbezeichnungen gelten auch in der weibli-
chen Sprachform. 

§ 17 
Inkrafttreten 

Diese Satzung tritt am 01. Januar 2011 in Kraft. 
 
Königs Wusterhausen, 06. Dezember 2010 
 
Albrecht Dienstsiegel 
Verbandsvorsteher 
 
Bekanntmachungsanordnung 

Aufgrund der Bekanntmachungsverordnung für das 
Land Brandenburg vom 01.12.2000 (GVBl. II S. 
435), zuletzt geändert durch das Gesetz vom 
20.04.2006 (GVBl. I, S. 46, 48) wird die am 
02.12.2010 durch die Verbandsversammlung des 
Märkischen Abwasser- und Wasserzweckverbandes 
beschlossene Wasserversorgungsbeitragssatzung 
bekannt gemacht. 
 
Königs Wusterhausen, 06. Dezember 2010 
 
 
Albrecht 
Verbandsvorsteher 
 
 
5.) Satzung zur Kostenerstattung für den Trink-

wasserhausanschluss 
 
Märkischer Abwasser- und Wasserzweckverband 
MAWV, Königs Wusterhausen, Köpenicker Str. 25, 
15711 Königs Wusterhausen 
Tel.-Nr.: 03375/2568823 Fax-Nr.: 03375/2568826 

Satzung 
zur Kostenerstattung für den Trinkwasserhaus-

anschluss 
des Märkischen Abwasser- und Wasserzweck-

verbandes 
(MAWV) 

 
Aufgrund der §§ 3 und 12 der Kommunalverfassung 
des Landes Brandenburg (BbgKVerf.) in der Fas-
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sung der Bekanntmachung vom 18.12.2007 (GVBl. 
I, S. 286), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
23.09.2008 (GVBl. I 2008, S. 202, 208), der §§ 4, 6 
und 8 des Gesetzes über kommunale Gemeinschafts-
arbeit im Land Brandenburg (GKG) in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 28.05.1999 (GVBl. I/99, 
S. 194), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
23.09.2008 (GVBl. I 2008, S. 202, 208), der §§ 1, 2, 
8 und 10 des Kommunalabgabengesetzes des Landes 
Brandenburg (KAG) vom 31.03.2004 (GVBl. I, S. 
174), zuletzt geändert durch Gesetz vom 27.05.2009 
(GVBl I, S.160), hat die Verbandsversammlung des 
Märkischen Abwasser- und Wasserzweckverbandes 
in ihrer Sitzung am 02. Dezember 2010 diese 
Satzung beschlossen. 

Inhaltsverzeichnis 

§ 1 Allgemeines 

§ 2 Kostenerstattungsanspruch 

§ 3 Kostenerstattungspflichtige 

§ 4 Vorausleistungen 

§ 5 Veranlagung und Fälligkeit 

§ 6 Ablösung durch Vertrag 

§ 7 Auskunfts- und Duldungspflicht 

§ 8 Anzeigepflicht 

§ 9 Datenverarbeitung 

§ 10 Ordnungswidrigkeiten 

§ 11 Sprachform 

§ 12 Inkrafttreten 

§ 1 
Allgemeines 

 
(1) Der MAWV betreibt nach Maßgabe der Was-

serversorgungssatzung eine jeweils rechtlich 
selbstständige Einrichtung 

a) zur zentralen Wasserversorgung im Ver-
sorgungsgebiet des ehemaligen Wasser- 
und Abwasserverbandes Alt-Schadow 
(WAVAS) mit den Gemeinden Märkische 
Heide für die Ortsteile Plattkow, Pret-
schen, Hohenbrück-Neu Schadow und 
Alt-Schadow, Krausnick-Groß Wasser-
burg, Storkow für die Ortsteile Limsdorf 
und Kehrigk, Märkisch Buchholz, Mün-
chehofe, Unterspreewald und Tauche für 
den Ortsteil Werder (Versorgungsgebiet 
WAVAS). 

b) zur zentralen Wasserversorgung im übri-
gen Verbandsgebiet des MAWV. 

(2) Der MAWV erhebt nach Maßgabe dieser 
Satzung für den Ersatz des Aufwands für die 
Herstellung, Erneuerung, Veränderung und Be-
seitigung sowie für die Unterhaltung des Haus-
anschlusses eine Kostenerstattung. 

 
 

§ 2 
Kostenerstattungsanspruch 

(1) Die Aufwendungen für die Herstellung, Erneu-
erung, Veränderung und Beseitigung sowie die 
Kosten für die Unterhaltung des Hausanschlus-
ses sind dem MAWV in der tatsächlich ent-
standenen Höhe zu erstatten. Befindet sich auf 
dem Grundstück ein weiterer Hausanschluss, ist 
Satz 1 ebenfalls auf diese zusätzlichen Hausan-
schlüsse anzuwenden.  

Ab dem 01.01.1998 trägt der MAWV die Kos-
ten für den Unterhalt, die Erneuerung und die 
Veränderung (sofern nicht durch den An-
schlussnehmer veranlasst) der Hausanschluss-
leitung im öffentlichen Bereich. 

(2) Der Erstattungsanspruch entsteht mit der 
endgültigen Herstellung des Hausanschlusses, 
im Übrigen mit der Beendigung der Maßnah-
me.  

§ 3 
Kostenerstattungspflichtige 

(1) Kostenerstattungspflichtig ist, wer im Zeitpunkt 
der Bekanntgabe des Kostenerstattungsbe-
scheides Eigentümer des Grundstückes ist. Ist 
das Grundstück mit einem Erbbaurecht belastet, 
so ist anstelle des Eigentümers der Erbbaube-
rechtigte beitragspflichtig.  

Besteht für das Grundstück ein Nutzungsrecht, 
so tritt der Nutzer an die Stelle des Eigentü-
mers. Nutzer sind die in § 9 des Sachenrechts-
bereinigungsgesetzes vom 21. September 1994 
(BGBl. I, S. 2457) genannten natürlichen und 
juristischen Personen des privaten und öffentli-
chen Rechts. Die Beitragspflicht dieses Perso-
nenkreises entsteht nur, wenn zum Zeitpunkt 
des Erlasses des Kostenerstattungsbescheides 
das Wahlrecht über die Bestellung eines Erb-
baurechts oder den Ankauf des Grundstückes 
gemäß den §§ 15 und 16 des Sachenrechtsbe-
reinigungsgesetzes bereits ausgeübt und gegen 
den Anspruch des Nutzers keine der nach dem 
Sachenrechtsbereinigungsgesetz statthaften 
Einreden und Einwendungen geltend gemacht 
worden sind; anderenfalls bleibt die Kostener-
stattungspflicht des Grundstückseigentümers 
unberührt. 

(2) Mehrere Kostenerstattungspflichtige haften als 
Gesamtschuldner. 

§ 4 
Vorausleistungen 

Auf die künftige Kostenerstattungsschuld können 
Vorausleistungen verlangt werden, sobald mit der 
Durchführung der Maßnahmen begonnen worden ist. 
Die Vorausleistung darf 60 % der späteren Kostener-
stattung nicht übersteigen. Die Vorausleistungen 
werden nach dem für die Kostenerstattung geltenden 
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Maßstab erhoben. Der § 3 gilt entsprechend. Eine 
entrichtete Vorausleistung wird bei der Erhebung der 
endgültigen Kostenerstattung gegenüber dem end-
gültigen Kostenerstattungspflichtigen verrechnet.  

§ 5 
Veranlagung und Fälligkeit 

Die Kostenerstattung wird durch Bescheid festge-
setzt und ist einen Monat nach Bekanntgabe des 
Bescheides fällig. Das gleiche gilt für die Erhebung 
einer Vorausleistung. 

§ 6 
Ablösung durch Vertrag 

(1) In den Fällen, in denen die Kostenerstattungs-
pflicht noch nicht entstanden ist, kann die Ab-
lösung durch Vertrag vereinbart werden. 

(2) Die Höhe des Ablösungsbetrages ist nach 
Maßgabe des in § 2 bestimmten Kostenerstat-
tungsmaßstabes zu ermitteln. 

(3) Durch Zahlung des Ablösungsbetrages wird die 
Kostenerstattungspflicht endgültig abgegolten. 

§ 7 
Auskunfts- und Duldungspflicht 

(1) Die Kostenerstattungspflichtige und ihre 
Vertreter haben dem MAWV und dessen Be-
auftragten die für die Festsetzung und Erhe-
bung der Abgaben erforderlichen Auskünfte zu 
erteilen. 

(2) Der MAWV und dessen Beauftragte können an 
Ort und Stelle ermitteln. Die nach Absatz 1 zur 
Auskunft verpflichteten Personen haben dies zu 
ermöglichen und in dem erforderlichen Umfan-
ge zu helfen. 

§ 8 
Anzeigepflicht 

(1) Jeder Wechsel der Rechtsverhältnisse am 
Grundstück mit Auswirkungen auf die Abga-
benpflicht ist dem MAWV sowohl von dem 
Veräußerer als auch von dem Erwerber inner-
halb eines Monats schriftlich anzuzeigen. 

(2) Sind auf dem Grundstück Anlagen vorhanden, 
die die Berechnung der Abgaben beeinflussen, 
so hat die oder der Abgabepflichtige dies un-
verzüglich dem Verband schriftlich anzuzeigen. 
Dieselbe Verpflichtung besteht für sie oder ihn, 
wenn solche Anlagen neu geschaffen, geändert 
oder beseitigt werden. 

§ 9 
Datenverarbeitung 

Zur Ermittlung der Kostenerstattungspflichtigen und 
zur Festsetzung und Erhebung der Kostenerstattun-
gen nach dieser Satzung ist die Verarbeitung der 
hierfür erforderlichen personen- und grundstücksbe-
zogenen Daten gemäß der Vorschriften der Daten-

schutzgesetze beim MAWV bzw. bei deren Mit-
gliedsgemeinden zulässig. 

§ 10 
Ordnungswidrigkeiten 

(1) Ordnungswidrig im Sinne von § 15 KAG 
handelt, wer vorsätzlich oder leichtfertig 

1. entgegen § 7 Absatz 1 die für die Festset-
zung und Erhebung der Abgaben erforder-
lichen Auskünfte nicht erteilt, 

2. entgegen § 7 Absatz 2 verhindert, dass der 
MAWV und dessen Beauftragte an Ort 
und Stelle ermitteln können und die dazu 
erforderliche Hilfe verweigert, 

3. entgegen § 8 Absatz 1 den Wechsel der 
Rechtsverhältnisse am Grundstück nicht 
innerhalb eines Monats schriftlich anzeigt, 

4. entgegen § 8 Absatz 2 nicht schriftlich an-
zeigt, dass Anlagen auf dem Grundstück 
vorhanden sind, die die Berechnung der 
Abgabe beeinflussen, 

5. entgegen § 8 Absatz 2 die Neuschaffung, 
Änderung oder Beseitigung solcher Anla-
gen nicht schriftlich anzeigt. 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geld-
buße bis zu €  5.000,00 geahndet werden.  

§ 11 
Sprachform 

Sämtliche in der männlichen Form gebrauchten 
Personenbezeichnungen gelten auch in der weibli-
chen Sprachform. 

§ 12 
Inkrafttreten 

Diese Satzung tritt am 01. Januar 2011 in Kraft. 
 
Königs Wusterhausen, 06. Dezember 2010 
 
Albrecht Dienstsiegel 
Verbandsvorsteher 
 
 
Bekanntmachungsanordnung 

Aufgrund der Bekanntmachungsverordnung für das 
Land Brandenburg vom 01.12.2000 (GVBl. II S. 
435), zuletzt geändert durch das Gesetz vom 
20.04.2006 (GVBl. I, S. 46, 48) wird die am 
02.12.2010 durch die Verbandsversammlung des 
Märkischen Abwasser- und Wasserzweckverbandes 
beschlossene Satzung zur Kostenerstattung für den 
Trinkwasserhausanschluss bekannt gemacht. 
 
Königs Wusterhausen, 06. Dezember 2010 
 
Albrecht 
Verbandsvorsteher 
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6.) Schmutzwasserbeseitigungssatzung 
 
Märkischer Abwasser- und Wasserzweckverband 
MAWV, Königs Wusterhausen, Köpenicker Str. 25, 
15711 Königs Wusterhausen 
Tel.-Nr.: 03375/2568823 Fax-Nr.: 03375/2568826 
 

Schmutzwasserbeseitigungssatzung 
des 

Märkischen Abwasser- und Wasserzweckver-
bandes 

(MAWV) 
 
Aufgrund der §§ 3 und 12 der Kommunalverfassung 
des Landes Brandenburg (BbgKVerf.) in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 18.12.2007 (GVBl. 
I, S. 286), ), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
23.09.2008 (GVBl. I 2008, S. 202, 208), der §§ 4, 6 
und 8 des Gesetzes über kommunale Gemeinschafts-
arbeit im Land Brandenburg (GKG) in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 28.05.1999 (GVBl. I, S. 
194), zuletzt geändert durch Gesetz vom 23.09.2008 
(GVBl. I 2008, S. 202, 208), der §§ 59 ff des Bran-
denburgischen Wassergesetzes (BbgWG) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 08.12.2004 
(GVBl. I, S. 50), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
15.07.2010 (GVBl. I, Nr. 28) hat die Verbandsver-
sammlung des Märkischen Abwasser- und Wasser-
zweckverbandes in ihrer Sitzung am 02. Dezember 
2010 diese Satzung beschlossen. 
 
Inhaltsverzeichnis 
 
I. Allgemeine Bestimmungen  

§ 1  Allgemeines 

§ 2 Begriffsbestimmungen 

§ 3 Anschluss- und Benutzungszwang 

§ 4 Anschluss- und Benutzungsrecht 

§ 5 Befreiung vom Anschluss- und Benutzungs-
zwang 

§ 6 Entwässerungsgenehmigung 

§ 7 Entwässerungsantrag 

§ 8 Einleitungsbedingungen 

II. Besondere Bestimmungen für die zentrale 
Schmutzwasseranlage 

§ 9 Grundstücksanschluss  

§ 10 Grundstücksentwässerungsanlage 

§ 11 Betrieb der Vorbehandlungsanlagen 

§ 12 Abscheider 

§ 13 Überwachung der Grundstücksentwässe-
rungsanlage 

§ 14 Sicherung gegen Rückstau 

 

III. Besondere Vorschriften für die dezentra-
le Schmutzwasseranlage 

§ 15 Bau, Betrieb und Überwachung 

§ 16 Einbringungsverbote 

§ 17 Entsorgung  

IV. Schlussvorschriften 

§ 18 Maßnahmen an der öffentlichen Schmutz-
wasseranlage 

§ 19 Mitteilungs- und Duldungspflichten 

§ 20 Einleiterkataster 

§ 21 Altanlagen 

§ 22 Vorhaben des Bundes und des Landes 

§ 23 Befreiungen 

§ 24 Einstellung der Entsorgung 

§ 25 Haftung 

§ 26 Ordnungswidrigkeiten 

§ 27 Beiträge und Gebühren 

§ 28 Widerruf 

§ 29 Hinweis auf archivmäßige Verwahrung 

§ 30 Datenschutz 

§ 31 Übergangsregelung 

§ 32 Sprachform 

§ 33 Inkrafttreten 

Anlage 1 zu § 8 Abs. 11 
 

I. Allgemeine Bestimmungen 
 

§ 1 
Allgemeines 

(1) Der MAWV betreibt nach Maßgabe dieser 
Satzung zur Beseitigung des in seinem Ent-
sorgungsgebiet anfallenden Schmutzwassers 

a) eine rechtlich selbstständige Anlage 
zur zentralen Schmutzwasserbeseiti-
gung im Entsorgungsgebiet des ehe-
maligen Wasser- und Abwasserver-
bandes Alt-Schadow (WAVAS) mit 
den Gemeinden Märkische Heide für 
die Ortsteile Plattkow, Pretschen, Ho-
henbrück-Neu Schadow und Alt-
Schadow, Krausnick-Groß Wasser-
burg, Storkow für die Ortsteile Lims-
dorf und Kehrigk, Märkisch Buchholz, 
Münchehofe, Unterspreewald und 
Tauche für den Ortsteil Werder (Ent-
sorgungsgebiet WAVAS). 

b) eine rechtlich selbstständige Anlage 
zur zentralen Schmutzwasserbeseiti-
gung im übrigen Verbandsgebiet des 
MAWV, 

c) eine rechtlich selbstständige Anlage 
zur dezentralen Schmutzwasserbesei-
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tigung im Entsorgungsgebiet des ehe-
maligen Wasser- und Abwasserver-
bandes Alt-Schadow (WAVAS) mit 
den Gemeinden Märkische Heide für 
die Ortsteile Plattkow, Pretschen, Ho-
henbrück-Neu Schadow und Alt-
Schadow, Krausnick-Groß Wasser-
burg, Storkow für die Ortsteile Lims-
dorf und Kehrigk, Märkisch Buchholz, 
Münchehofe, Unterspreewald und 
Tauche für den Ortsteil Werder (Ent-
sorgungsgebiet WAVAS), 

d) eine rechtlich selbstständige Anlage 
zur dezentralen Schmutzwasserbesei-
tigung im übrigen Verbandsgebiet 

als jeweils öffentliche Einrichtung. 

(2) Die Schmutzwasserbeseitigung erfolgt mittels 
zentraler Kanalisations- und Schmutzwasser-
behandlungsanlagen im Trennverfahren (zent-
rale öffentliche Schmutzwasseranlage) oder 
mittels Einrichtungen und Vorkehrungen zur 
Abfuhr und Behandlung von Schmutzwasser 
einschließlich nicht separierter Fäkalschlamm 
(dezentrale öffentliche Schmutzwasseranla-
ge). Zu den öffentlichen Einrichtungen gehört 
auch der Teil der Kläranlage Waßmannsdorf, 
den der MAWV aufgrund eines Einleitungs-
vertrages mitbenutzt. 

(3) Der MAWV kann die Schmutzwasserbeseiti-
gung ganz oder teilweise durch Dritte vor-
nehmen lassen. Er bedient sich zur techni-
schen und kaufmännischen Betriebsführung 
der Dahme-Nuthe Wasser-, Abwasserbe-
triebsgesellschaft mbH (DNWAB), die in sei-
nem Auftrag tätig wird. 

(4) Art, Lage und Umfang der öffentlichen 
Schmutzwasseranlagen sowie den Zeitpunkt 
ihrer Herstellung, Erweiterung, Verbesserung 
und Sanierung bestimmt der MAWV im 
Rahmen der ihm übertragenen Schmutzwas-
serbeseitigungspflicht. 

§ 2 
Begriffsbestimmungen 

(1) Die Schmutzwasserbeseitigung im Sinne dieser 
Satzung umfasst das Sammeln, Fortleiten, Be-
handeln, Einleiten, Versickern, Verregnen und 
Verrieseln von Schmutzwasser sowie die Besei-
tigung des in Kleinkläranlagen anfallenden 
nicht separierten Klärschlamms und des in ab-
flusslosen Gruben gesammelten Schmutzwas-
sers. 

(2) Schmutzwasser im Sinne dieser Satzung ist das 
durch häuslichen, gewerblichen, land-
wirtschaftlichen oder sonstigen Gebrauch in 
seinen Eigenschaften veränderte und das bei 
Trockenwetter damit zusammen abfließende 

und gesammelte Wasser. Das von Niederschlä-
gen aus dem Bereich von bebauten oder befes-
tigten Flächen gesammelt abfließende Wasser 
ist Niederschlagswasser. Als Schmutzwasser 
gelten auch die aus Anlagen zum Behandeln, 
Lagern und Ablagern von Abfällen und Futter-
mitteln austretenden und gesammelten Flüssig-
keiten. 

(3) Grundstück im Sinne dieser Satzung ist - 
unabhängig von der Eintragung im Grundbuch 
- der demselben Eigentümer gehörende Teil der 
Grundfläche, der selbständig baulich oder ge-
werblich genutzt werden kann. 

(4) Zur zentralen öffentlichen Schmutzwasseranla-
ge gehören das gesamte öffentliche Entwässe-
rungsnetz einschließlich aller technischen Ein-
richtungen wie das Leitungsnetz für Schmutz-
wasser und alle zur Schmutzwasserentsorgung 
betriebenen Anlagen alle Einrichtungen zur 
Behandlung des Schmutzwassers, wie z.B. 
Klärwerke und ähnliche Anlagen, die im Eigen-
tum des MAWV stehen, sowie von Dritten her-
gestellte und unterhaltene Anlagen, deren sich 
der MAWV bedient. 
Nicht zur zentralen öffentlichen Schmutzwas-
seranlage gehören die Grundstücksanschlüsse. 

(5) Die öffentliche zentrale Schmutzwasseranlage 
für Schmutzwasser endet an der Abzweigstelle 
des Straßenkanals zum Grundstücksanschluss. 
Erfolgt die Schmutzwasserbeseitigung mit ei-
nem Grundstücksanschluss im Drucksystem, so 
gilt Satz 1 entsprechend. 

(6) Der Grundstücksanschluss besteht aus der 
Verbindung der öffentlichen Schmutzwasseran-
lage mit der Grundstücksentwässerungsanlage 
des Anschlussnehmers. Der Grundstücksan-
schluss beginnt mit dem Zulauf bzw. der Auf-
ständerung an der öffentlichen Schmutzwasser-
anlage und endet bei Gefälleleitungen mit dem 
Kontrollschacht oder dem Reinigungskasten, 
der Bestandteil des Grundstücksanschlusses 
sind. Im Falle einer Schmutzwasserbeseitigung 
des Grundstücks mittels Druckleitung endet der 
Grundstücksanschluss mit dem Sammelbehälter 
einschließlich der Hauspumpstation, die Be-
standteil des Grundstücksanschlusses ist. Im 
Falle der Schmutzwasserbeseitigung des 
Grundstücks mittels Vakuumleitungen endet 
der Grundstücksanschluss mit dem Hausüber-
gabeschacht einschließlich des Ventils, der Be-
standteil des Grundstücksanschlusses ist. 

(7) Zur dezentralen öffentlichen Schmutzwasseran-
lage gehören alle Leistungen und Einrichtungen 
zur Entleerung, Abfuhr und Behandlung von 
Fäkalwasser aus abflusslosen Sammelgruben 
und des nicht separierten Fäkalschlamms aus 
Kleinkläranlagen außerhalb des zu entwässern-
den Grundstücks. Klärschlämme sind Schläm-
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me aus Grundstücksentwässerungsanlagen 
(Kleinkläranlagen). 
Fäkalschlamm ist der Anteil des häuslichen 
oder in der Beschaffenheit ähnlichen Schmutz-
wassers, der in der Kleinkläranlage zurück-
gehalten wird. 
Separierter Klärschlamm ist der ausgefaulte 
Klärschlamm. 

(8) Anschlussnehmer sind die natürlichen oder 
juristischen Personen, die Eigentümer eines 
Grundstücks sind. Ist das Grundstück mit einem 
Erbbaurecht belastet, so ist anstelle des Eigen-
tümers der Erbbauberechtigte der Anschluss-
nehmer. Besteht für das Grundstück ein Nut-
zungsrecht, so tritt der Nutzer an die Stelle des 
Eigentümers. Nutzer sind die in § 9 des Sa-
chenrechtsbereinigungsgesetzes vom 
21.09.1994 (BGBl. I, S. 2457) genannten na-
türlichen und juristischen Personen des privaten 
und öffentlichen Rechts, sobald diese ihr Wahl-
recht nach § 15 und § 16 des Sachenrechtsbe-
reinigungsgesetzes ausgeübt haben und gegen 
den Anspruch des Nutzers keine der nach dem 
Sachenrechtsbereinigungsgesetz statthaften 
Einreden und Einwendungen geltend gemacht 
worden sind. Wenn für das Grundstück weder 
der Eigentümer, der Erbbauberechtigte noch 
der Nutzer im Sinne des § 9 des Sachenrechts-
bereinigungsgesetzes zu ermitteln sind, ist der 
Anschlussnehmer der sonst dinglich Nutzungs-
berechtigte des Grundstücks. Mehrere An-
schlussnehmer haften als Gesamtschuldner. 

§ 3 
Anschluss- und Benutzungszwang 

(1) Jeder Anschlussnehmer ist verpflichtet, sein 
Grundstück nach Maßgabe der folgenden Be-
stimmungen an die öffentliche Schmutzwasser-
anlage anzuschließen, sobald auf seinem 
Grundstück Schmutzwasser auf Dauer anfällt. 

(2) Dauernder Anfall von Schmutzwasser ist 
anzunehmen, sobald das Grundstück mit Ge-
bäuden für den dauernden oder vorübergehen-
den Aufenthalt von Menschen oder für gewerb-
liche oder industrielle Zwecke bebaut ist oder 
mit der Bebauung des Grundstücks begonnen 
wurde. 

(3) Die Verpflichtung nach Absatz 1 richtet sich 
auf den Anschluss an die zentrale Schmutzwas-
seranlage, soweit die öffentliche Kanalisations-
anlage für das Grundstück betriebsbereit vor-
handen ist und die Möglichkeit der Inanspruch-
nahme gegeben ist. Der Anschluss ist innerhalb 
von drei Monaten nach Anschlussmöglichkeit 
vorzunehmen. Der Anschlussnehmer erhält eine 
entsprechende Mitteilung mit der Aufforderung 
zum Anschluss seines Grundstücks an die zent-
rale Schmutzwasseranlage. 

(4) Besteht ein Anschluss an die dezentrale 
Schmutzwasseranlage, kann der MAWV den 
Anschluss an die zentrale Schmutzwasseranlage 
verlangen, sobald die Voraussetzungen des Ab-
satzes 3 Satz 1 nachträglich eintreten. Der An-
schlussnehmer erhält eine entsprechende Mit-
teilung mit der Aufforderung zum Anschluss 
ihres oder seines Grundstücks an die zentrale 
Schmutzwasseranlage. Der Anschluss ist inner-
halb von drei Monaten nach Anschlussmög-
lichkeit vorzunehmen.  

(5) Wenn und soweit ein Grundstück an eine 
öffentliche Schmutzwasseranlage angeschlos-
sen ist, sind der Anschlussnehmer und die sons-
tigen Benutzer des Grundstücks (z.B. Mieter, 
Pächter) verpflichtet, alles anfallende Schmutz-
wasser - sofern nicht eine Einleitungsbeschrän-
kung nach § 8 gilt - der öffentlichen Schmutz-
wasseranlage zuzuführen. 

(6) Die Anschluss- und Benutzungspflicht besteht 
auch, wenn kein natürliches Gefälle für die Ab-
leitung der Schmutzwässer besteht und der An-
schlussnehmer daher den Anschluss nur mit ei-
ner Hebeanlage als Grundstücksentwässerungs-
anlage ordnungsgemäß herstellen und betreiben 
kann. 

§ 4 
Anschluss- und Benutzungsrecht 

(1) Jeder Anschlussnehmer eines im Gebiet des 
MAWV liegenden Grundstücks ist berechtigt, 
vom MAWV zu verlangen, dass sein Grund-
stück zur Ableitung von Schmutzwasser nach 
Maßgabe dieser Satzung an die bestehende öf-
fentliche Schmutzwasseranlage angeschlossen 
wird, soweit dieses dem MAWV wirtschaftlich 
zumutbar ist. 

(2) Nach betriebsfertigem Anschluss des Grund-
stücks haben der Anschlussnehmer sowie die 
sonstigen Benutzer des Grundstücks (z.B. Mie-
ter, Pächter) vorbehaltlich der Einschränkungen 
dieser Satzung das Recht, die auf ihrem oder 
seinem Grundstück anfallenden Schmutzwässer 
in die öffentliche Schmutzwasseranlage einzu-
leiten, wenn und soweit nicht anderweitige 
Rechtsvorschriften die Einleitung einschränken 
oder verbieten. 

§ 5 
Befreiung vom Anschluss- und Benutzungszwang 

(1) Die Befreiung vom Anschluss- und Benut-
zungszwang hinsichtlich der zentralen 
Schmutzwasserbeseitigungsanlage kann auf 
Antrag ausgesprochen werden, wenn der An-
schluss bzw. die Benutzung für den Anschluss-
nehmer unter Berücksichtigung der Erforder-
nisse des Gemeinwohls unzumutbar ist. 
Wird die Befreiung ausgesprochen, besteht für 
das Grundstück die Verpflichtung zum An-
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schluss und zur Benutzung der dezentralen 
Schmutzwasseranlage. Der Antrag soll inner-
halb eines Monats nach der Aufforderung zum 
Anschluss bei dem Verband gestellt werden. In 
diesem Antrag hat der Anschlussnehmer die 
zukünftige ordnungsgemäße Schmutzwasser-
entsorgung nachzuweisen.  

Für Befreiungsanträge gilt § 7 Absatz 2 ent-
sprechend. Der MAWV kann bei Bedarf Un-
terlagen nachfordern. 

(2) Die Befreiung vom Anschluss- und Benut-
zungszwang kann auch als Teilbefreiung unter 
dem Vorbehalt des jederzeitigen Widerrufs und 
auf eine bestimmte Zeit ausgesprochen werden. 
Sie erlischt, sobald der MAWV hinsichtlich des 
freigestellten Grundstücks schmutzwasserbesei-
tigungspflichtig wird. 

§ 6 
Entwässerungsgenehmigung 

(1) Der MAWV erteilt nach den Bestimmungen 
dieser Satzung eine Genehmigung zum An-
schluss an die jeweilige öffentliche Schmutz-
wasseranlage und deren Benutzung (Entwässe-
rungsgenehmigung). Änderungen der Grund-
stücksentwässerungsanlage, der der Entwässe-
rungsgenehmigung zugrunde liegenden 
Schmutzwasserverhältnisse oder des Anschlus-
ses an die Schmutzwasseranlage bedürfen eben-
falls einer Entwässerungsgenehmigung. Für das 
häusliche Schmutzwasser wird auf eine Ge-
nehmigung verzichtet. 

(2) Entwässerungsgenehmigungen sind von dem 
Anschlussnehmer schriftlich zu beantragen 
(Entwässerungsantrag). 

(3) Der MAWV entscheidet, ob und in welcher 
Weise das Grundstück anzuschließen ist. Er 
kann Untersuchungen der Schmutzwasserbe-
schaffenheit sowie Begutachtungen der Grund-
stücksentwässerungsanlagen durch Sachver-
ständige verlangen, sofern das zur Entschei-
dung über den Entwässerungsantrag erforder-
lich erscheint. Die Kosten hat der Anschluss-
nehmer zu tragen. 

(4) Die Genehmigung wird ungeachtet privater 
Rechte erteilt und lässt diese unberührt. Sie gilt 
auch für und gegen die Rechtsnachfolger des 
Anschlussnehmers. 
Sie ersetzt nicht Erlaubnisse und Genehmigun-
gen, die für den Bau oder Betrieb der Grund-
stücksentwässerungsanlage nach anderen 
Rechtsvorschriften erforderlich sein sollten. 

(5) Der MAWV kann - abweichend von den 
Einleitungsbedingungen des § 8 - die Geneh-
migung befristet, unter Bedingungen und Auf-
lagen sowie unter dem Vorbehalt des Widerrufs 
sowie der nachträglichen Einschränkung oder 
Änderung erteilen. 

(6) Der MAWV kann dem Anschlussnehmer die 
Selbstüberwachung seiner Grundstücksentwäs-
serungsanlage sowie die Verpflichtung zur Vor-
lage der Untersuchungsergebnisse auferlegen. 
Er kann ferner anordnen, dass der Anschluss-
nehmer eine regelmäßige Überwachung und bei 
der Vermutung einer Überschreitung der 
Grenzwerte auch zusätzliche Beprobungen und 
Kontrollbegehungen durch den Verband zu 
dulden und die dadurch bedingten Kosten zu 
erstatten hat, wenn die Beprobung den Ver-
dacht einer Grenzwertüberschreitung bestätigt. 

(7) Vor der Erteilung der Entwässerungsgenehmi-
gung darf mit der Herstellung oder Änderung 
der Grundstücksentwässerungsanlage nur be-
gonnen werden, wenn und soweit der MAWV 
sein Einverständnis erteilt hat. 

(8) Die Genehmigung erlischt, wenn innerhalb von 
zwei Jahren nach ihrer Erteilung mit der Her-
stellung oder Änderung der Grundstücksent-
wässerungsanlage nicht begonnen oder wenn 
die Ausführung zwei Jahre unterbrochen wor-
den ist. Die Frist kann auf Antrag um jeweils 
höchstens zwei Jahre verlängert werden. 

§ 7 
Entwässerungsantrag 

(1) Der Entwässerungsantrag ist beim MAWV zum 
gleichen Zeitpunkt einzureichen, zu dem der 
Antrag auf Erteilung einer Baugenehmigung 
gestellt wird, wenn die Entwässerungsgenehmi-
gung wegen eines genehmigungspflichtigen 
Bauvorhabens erforderlich wird. 
In den Fällen des § 3 Absatz 4 und 6 ist der 
Entwässerungsantrag spätestens einen Monat 
nach der Aufforderung zum Anschluss vorzule-
gen. Bei allen anderen Vorhaben ist der Ent-
wässerungsantrag einen Monat vor deren ge-
planten Beginn einzureichen. 

(2) Der Antrag für den Anschluss an die zent-
rale Schmutzwasseranlage hat zu enthal-
ten: 

a) Erläuterungsbericht mit einer Beschrei-
bung des Vorhabens und seiner Nutzung. 

b) Eine Beschreibung des gewerblichen Be-
triebes, dessen Schmutzwasser eingeleitet 
werden soll, nach Art und Umfang der 
Produktion und der Anzahl der Beschäf-
tigten sowie des voraussichtlich anfallen-
den Schmutzwassers nach Menge und Be-
schaffenheit. 

c) Bei Grundstücksentwässerungsanlagen 
mit Vorbehandlungsanlagen Angaben 
über 

• Menge der Beschaffenheit des 
Schmutzwassers, 
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• Funktionsbeschreibung der Vorbe-
handlungsanlage, 

• Behandlung und Verbleib von anfal-
lenden Rückständen (z.B. Schlämme, 
Feststoffe, Leichtstoffe, 

• Anfallstelle des Schmutzwassers im 
Betrieb. 

d) Einen mit Nordpfeil versehenen Lageplan 
des anzuschließenden Grundstücks im 
Maßstab nicht kleiner als 1 : 200 mit fol-
genden Angaben: 
• Straße und Hausnummer, 
• Gebäude und befestigte Flächen, 
• Grundstücks- und Eigentumsgrenzen, 
• Lage der Haupt- und Anschlusskanäle, 
• in der Nähe der Schmutzwasserleitun-
gen vorhandener Baumbestand. 

e) Einen Schnittplan im Maßstab 1 : 200 
durch die Fall- und Entlüftungsrohre des 
Gebäudes mit den Entwässerungsprojek-
ten. Einen Längsschnitt durch die Grund-
leitung und durch die Revisionsschächte 
mit Angabe der Höhenmaße des Grund-
stücks und der Sohlenhöhe im Verhältnis 
der Straße, bezogen auf NN. 

f) Grundrisse des Kellers und der Geschosse 
im Maßstab 1 : 200, soweit dies zur Dar-
stellung der Grundstücksentwässerungsan-
lagen erforderlich ist. 
Die Grundrisse müssen insbesondere die 
Bestimmungen der einzelnen Räume und 
sämtliche in Frage kommenden Abläufe 
sowie die Ableitung unter Angabe der 
lichten Weite und des Materials erkennen 
lassen, ferner die Entlüftung der Leitun-
gen und die Lage etwaiger Absperrschie-
ber, Rückstauverschlüsse oder Hebeanla-
gen. 

(3) Der Antrag für den Anschluss an die dezentrale 
Schmutzwasseranlage hat zu enthalten: 

a) Angaben über Art und Bemessung der 
Grundstücksentwässerungsanlage, 

b) Nachweise der wasserbehördlichen Einlei-
tungserlaubnis für die Grundstücksent-
wässerungsanlage, 

c) einen mit Nordpfeil versehenen Lageplan 
des anzuschließenden Grundstücks im 
Maßstab nicht kleiner als 1 : 1000 mit fol-
genden Angaben: 
• Straße und Hausnummer, 
• vorhandene und geplante bauliche An-

lagen auf dem Grundstück, 
• Lage der Kleinkläranlage bzw. Sam-

melgrube, 
• Lage der Entwässerungsleitungen au-

ßerhalb des Grundstücks mit Schäch-
ten, 

• Anfahr- und Entleerungsmöglichkeit 
für das Entsorgungsfahrzeug. 

(4) Schmutzwasserleitungen sind mit durchgezoge-
nen, Niederschlagswasserleitungen mit gestri-
chelten Linien darzustellen. Später auszufüh-
rende Leitungen sind zu punktieren. Dabei sind 
vorhandene Anlagen schwarz, neue Anlagen rot 
und abzubrechende Anlagen gelb kenntlich zu 
machen. 
Die für Prüfungsvermerke bestimmte grüne 
Farbe darf nicht verwendet werden. 

§ 8 
Einleitungsbedingungen 

(1) Für die Benutzung der öffentlichen Schmutz-
wasseranlagen gelten die in den Absätzen 1 - 
17 geregelten Einleitungsbedingungen. 

Wenn eine Einleitung der Genehmigung nach 
der Indirekteinleiterverordnung bedarf, treten 
die in der Indirekteinleitergenehmigung vorge-
gebenen strengeren Werte und Anforderungen 
an die Stelle der in den nachfolgenden Absät-
zen festgelegten Einleitungsbedingungen. Eine 
aufgrund der Indirekteinleiterverordnung erteil-
te Einleitungsgenehmigung ersetzt im Übrigen 
nicht die Einleitungsgenehmigung nach dieser 
Satzung. 

Der Anschlussnehmer ist verpflichtet, eine Aus-
fertigung des Antrages nach der Indirekteinlei-
terverordnung sowie die Entscheidung über den 
Antrag dem MAWV auszuhändigen. Die Ent-
scheidung über den Antrag ist dem MAWV in-
nerhalb eines Monats nach Zugang zur Kennt-
nis zu bringen. 

(2) Alle Schmutzwässer dürfen nur über die 
Grundstücksentwässerungsanlage eingeleitet 
werden.  

(3) Das Benutzungsrecht beschränkt sich auf die 
Menge und Zusammensetzung des Schmutz-
wassers sowie die Einleitungszeiten, die Grund-
lage der Entwässerungsgenehmigung waren. 

(4) In die öffentliche Schmutzwasseranlage darf 
nur Schmutzwasser und kein Niederschlags-, 
Oberflächen- oder Grundwasser eingeleitet 
werden. 

(5) Es ist verboten, solche Stoffe (Feststoffe, 
Flüssigkeiten, Gase) einzuleiten, welche nach 
Art und Menge 

• das in öffentlichen Schmutzwasseranlagen 
oder Schlammbehandlungsanlagen be-
schäftige Personal gesundheitlich gefähr-
den können, 

• die öffentlichen Schmutzwasseranlagen 
oder Schlammbehandlungsanlagen in ih-
rem Bestand oder Betrieb nachteilig be-
einflussen können, 
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• ein als Vorfluter benutztes Gewässer 
nachteilig verändern können, 

• die Schlammbehandlung oder -verwertung 
erschweren können, 

• eine erhebliche Geruchsbelästigung verur-
sachen können. 

Hierzu gehören insbesondere folgende Stoffe: 
• Feststoffe (z.B. mineralische oder schwer 

abbaufähige organische Stoffe, 
• Schutt, Sand, Kies, Zementschlämme, 

Asche, Schlacke, Müll, Textilien oder 
Schlachtabfälle), auch in verkleinerter 
Form (z.B. aus Abfallzerkleinerern), 

• Schlämme oder Suspensionen aus Neutra-
lisations-, Entgiftungs- und sonstigen 
Schmutzwasserbehandlungsanlagen, Car-
bidschlämme, Farb- und Lackreste, 

• feuergefährliche, explosive, giftige oder 
infektiöse Stoffe, 

• radioaktive Stoffe, 
• Medikamente, Drogen, Abfälle aus der 

Produktion pharmazeutischer Erzeugnisse 
und Pflanzenschutzmittel, 

• der Inhalt von Schmutzwassersammelgru-
ben und Hauskläranlagen, 

• flüssige und feste tierische Abgänge aus 
Stallungen, insbesondere Jauche, Gülle 
und Dung. 

Die im Hausgebrauch üblichen Wasch- und 
Reinigungsmittel und dergleichen dürfen nur 
im Rahmen sachgerechter Verwendung einge-
leitet werden. 

Verboten ist insbesondere die Einleitung von 
Feststoffen (wie Küchenabfälle und Textilien, 
auch soweit sie in Abfallzerkleinerern behan-
delt worden sind, Katzenstreu, Kehricht, 
Asche) und von feuergefährlichen explosiven, 
giftigen oder infektiösen Stoffen (wie Benzin, 
Öl, organische Lösungsmittel, Farbreste, Medi-
kamente, Pflanzenschutzmittel). 

(6) Gegen das unbeabsichtigte Einleiten der ge-
nannten Stoffe in die Schmutzwasseranlage 
sind erforderlichenfalls Vorkehrungen zu tref-
fen. Gelangen solche Stoffe in die Schmutz-
wasseranlage oder ist dies zu befürchten, so hat 
der Anschlussnehmer, der durch ihn zur Nut-
zung des Grundstücks Berechtigte (z.B. Mieter 
und Pächter) und der Verursacher den MAWV 
unverzüglich zu unterrichten. 

(7) Bei der Einleitung von Schmutzwasser von 
gewerblich oder industriell genutzten 
Grundstücken oder von anderem nicht häusli-
chen Schmutzwasser in die öffentliche 

Schmutzwasseranlage sind vorbehaltlich ab-
weichende Regelungen nach den Absätzen 8, 9 
und 10 die folgenden Grenzwerte in der Stich-
probe oder der qualifizierten Stichprobe (5 
Stichproben, die, in einem Zeitraum von höchs-
tens 2 Stunden im Abstand von nicht weniger 
als 2 Minuten entnommen, gemischt werden) 
einzuhalten; in der Langzeit-Mischprobe (Ent-
nahmedauer 6 Stunden oder mehr) ist ein um 
20 von Hundert verminderter Grenzwert einzu-
halten, wovon die Parameter pH-Wert, Tempe-
ratur, abfiltrierbare und absetzbare Stoffe aus-
genommen sind. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 



Seite - 32 - Amtsblatt für den Landkreis Oder-Spree vom 17. Dezember 2010 17. Jahrgang Nr. 15 

Parameter Grenzwert 
1. Allgemeine Parameter  

a) Temperatur 35° 
b) pH-Wert 6,5 - 10 
c) Chemischer Sauerstoffbedarf 1.400 mg/l 

Anmerkung: Der Grenzwert ist nur festzusetzen, soweit eine Schlammab-
scheidung aus Gründen der ordnungsgemäßen Funktionsweise der öffentli-
chen Schmutzwasseranlage erforderlich ist. 

 

  
d) Hydroxide der unter Nr. 2 a) – p) aufgeführten Metalle 0,3 ml/l nach 0,5 Std. 

Absetzzeit 
e) Bei Umgang mit asbesthaltigem Material: 30 mg/l Abfiltrierbare 

Stoffe 
  
2. Anorganische Stoffe mg/l 
  

a) Phosphor, gesamt (P) 30 
b) Arsen (As): 0,1 (As): 1 
c) Barium (Ba): 5 
d) Blei (Pb): 0,2 
e) Cadmium (Cd): 0,005 
f) Chemischer Sauerstoffbedarf :1.400 
g) Chrom, gesamt (Cr): 0,1 
h) Cobalt  (Co): 2 
i) Kupfer (Cu): 0,5 
j) Nickel (Ni): 0,1 
k) Quecksilber (Hg): 0,005 
l) Selen (Se): 1 
m) Silber (Ag): 0,1 
n) Vanadium (V): 2 
o) Zink (Zn): 2 
p) Zinn  (Sn): 2 
q) Ammonium (NH4 +) bzw. Ammoniak (NH3 ) (berechnet als N) : 150 
r) Chloride (Cl-): 600 
s) Cyanid, leicht festsetzbar (CN) : 1 
t) Cyanid, gesamt (CN) : 5 
u) Fluorid (F) : 50 
v) Nitrit  (NO) : 20 
w) Sulfat (SO4

-) : 600 
x) Sulfid (S2

-) : 20 
3. Organische Stoffe  
  
a) Kohlenwasserstoffe gesamt:  

(Mineralöl-Verbindungen) 20 
  
b) Schwerflüchtige lipophile Stoffe   

(z. B. emulgierte oder suspendierte, biologisch abbaufähige Öle, Fette und derglei-
chen): 

 
150 

  
c) Adsorbierbare organische Halogenverbindungen (AOX), (berechnet als organisch 

gebundenes Chlor): 
 
0,5 

  
• Einzelstoffe hiervon, z. B. Tetrachlorethen (berechnet als Cl): 0,5 

d) Phenol-Verbindungen  
(berechnet als C6 H5 OH): 100 
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Für vorstehend nicht aufgeführten Stoffe wer-
den die Einleitungswerte im Bedarfsfall festge-
setzt, wenn dies von der Menge oder der Be-
schaffenheit des einzuleitenden Schmutzwas-
sers her erforderlich ist, um eine ordnungsge-
mäße Schmutzwasserbeseitigung sicherzustel-
len. 

(8) Bei der Einleitung von Schmutzwasser mit 
gefährlichen Stoffen im Sinne von 7 a Absatz 1, 
Satz 3 des Wasserhaushaltsgesetzes vom 
26.08.1992 (BGBl. I, S. 1564) aus Herkunfts- 
oder Verwendungsbereichen, die in den nume-
rierten Anhängen in der Anlage 2 bezeichnet 
werden, sind die jeweils dort auf der Grundlage 
des Standes der Technik festgesetzten besonde-
ren sowie die nach den §§ 11 und 12 dieser 
Satzung festgelegten Anforderungen einzuhal-
ten. 
Soweit in den Anhängen nichts anderes gere-
gelt ist, beziehen sich diese Anforderungen auf 
das Schmutzwasser im Ablauf der 
Schmutzwasservorbehandlungsanlage. Sie dür-
fen nicht entgegen den jeweils in Betracht 
kommenden allgemein anerkannten Regeln der 
Technik durch Verdünnung oder Vermischung 
erreicht werden. 

(9) Die einzuhaltenden Konzentrationswerte sollen 
im Einzelfall niedriger festgesetzt werden, 
wenn die Einhaltung der niedrigeren Werte 
nach dem Reinigungsvermögen einer Vorklä-
rungs- oder Vorbehandlungsanlage ohne zu-
sätzlichen erheblichen Aufwand möglich ist. 
Der Grenzwert für die Temperatur nach Abs. 7 
Nr. 1 Buchstabe a) dieser Satzung ist niedriger 
festzusetzen, soweit das für den ordnungsge-
mäßen Betrieb von Abscheidern (§ 10) erfor-
derlich ist. 
Beim pH-Wert nach Absatz 7 Nr. 1 Buchstabe 
b) dieser Satzung kann im Einzelfall die obere 
Begrenzung (Alkalität) höher festgelegt wer-
den, wenn danach eine wirksamere Vorbehand-
lung des Schmutzwassers erreicht wird. 

(10) Bei den in dieser Satzung bezeichneten Stoffen 
sollen in der Erlaubnis Frachtbegrenzungen 
festgelegt werden, wenn dies zur Sicherstellung 
einer ordnungsgemäßen und wirtschaftlichen 
Schmutzwasserbeseitigung oder Klärschlamm-
verwertung erforderlich ist. 

(11) Den Grenzwerten und sonstigen Anforderungen 
dieser Satzung liegen die in der Anlage 1 be-
zeichneten Analyse- und Messverfahren 
zugrunde. 

(12) Der MAWV entscheidet über die Art der 
Probenahme, Stichprobe, qualifizierte Stich-
probe oder Langzeit-Mischprobe. 

(13) Ist ein produktionsspezifischer Frachtwert 
festgelegt, bezieht sich dieser auf die der Ent-

wässerungsgenehmigung zugrunde liegende 
Produktionskapazität. 

(14) Ein Grenzwert gilt auch als eingehalten, wenn 
die Ergebnisse der letzten fünf im Rahmen der 
Überwachung durchgeführten Überprüfungen 
in vier Fällen diesen Wert nicht überschreiten 
und kein Ergebnis diesen Wert um mehr als 10 
vom Hundert übersteigt, bei der Temperatur 
38° C nicht überschritten und beim pH-Wert 
der Bereich 6,0 bis 12,0 eingehalten wird. 
Überprüfungen, die länger als drei Jahre zu-
rückliegen, bleiben unberücksichtigt. In der 
Langzeit-Mischprobe gilt dabei der verminder-
te Grenzwert nach Absatz 7 Satz 1. Die Sätze 1 
- 3 gelten entsprechend, wenn die Einleitungs-
werte im Bedarfsfall festgesetzt werden. (§ 15) 
Absatz 14 gilt entsprechend, wenn abweichend 
von den in den Absätzen 7 und 8 vorgesehenen 
Regelungen Grenzwerte festgesetzt werden. 

(15) Ist damit zu rechnen, dass das anfallende 
Schmutzwasser nicht den Anforderungen ge-
mäß den vorstehenden Regelungen entspricht, 
so sind geeignete Vorbehandlungsanlagen zu 
erstellen und geeignete Rückhaltungsmaßnah-
men zu ergreifen. 

Der MAWV kann Maßnahmen zur Rückhal-
tung des Schmutzwassers oder von Schmutz-
wasserteilströmen verlangen, wenn die Vorbe-
handlung zeitweise unzureichend erfolgt. 

(16) Fällt auf einem Grundstück Schmutzwasser in 
Teilströmen mit erheblich unterschiedlicher Be-
lastung an, dann können zur Verminderung 
nachteiliger Wirkungen Anforderungen nach 
Absatz 7 und 8 auch an einzelne Teilströme ge-
stellt werden. 

(17) Werden von dem Grundstück Stoffe oder 
Schmutzwasser im Sinne von Absatz 4 bis 5 
und Absatz 7 bis 8 unzulässigerweise in die öf-
fentlichen Schmutzwasseranlagen eingeleitet, 
ist der MAWV berechtigt, auf Kosten des An-
schlussnehmers die dadurch entstehenden 
Schäden zu beseitigen, Untersuchungen und 
Messungen des Schmutzwassers vorzunehmen 
und selbsttätige Messgeräte mit den dafür er-
forderlichen Kontrollschächten einbauen zu las-
sen. 

 
II. Besondere Bestimmungen für die zentrale 

Schmutzwasseranlage 

§ 9 
Grundstücksanschluss  

(1) Jedes Grundstück muss einen eigenen, unmit-
telbaren Anschluss an die öffentliche zentrale 
Schmutzwasseranlage haben, den der MAWV 
errichtet und dessen Lage er unter Berücksich-
tigung der Interessen der Anschlussnehmer be-
stimmt. 
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Erfolgt die Entwässerung im Drucksystem, so 
kann der MAWV für mehrere Grundstücke ei-
nen gemeinsamen Schacht mit Pumpe und 
elektrischer Steuerungsanlage auf einem der 
Grundstücke und lediglich einen Anschlussstut-
zen für die anderen Grundstücke zulassen. Die 
Lage und lichte Weite des Grundstücksan-
schlusses und die Anordnung der Revisions-
schächte bzw. des Pumpenschachtes bestimmt 
der MAWV. 
Zwischen dem 01.07.2000 und dem 01.01.2002 
trägt der Anschlussnehmer die Energiekosten 
für die Pump- und Steuerungsanlage. 

(2) Der MAWV kann ausnahmsweise den An-
schluss mehrerer Grundstücke an einen ge-
meinsamen Grundstücksanschluss zulassen. 
Diese Ausnahme setzt voraus, dass die beteilig-
ten Anschlussnehmer die Verlegung, Unterhal-
tung und Benutzung der Grundstücksentwässe-
rungsanlagen auf dem jeweils fremden Grund-
stück durch Eintragung einer Baulast oder, so-
fern kein Baulastenverzeichnis geführt wird, 
einer Grunddienstbarkeit gesichert haben. 

(3) Beauftragten des MAWV ist zur Herstellung, 
Unterhaltung, Erneuerung und Erweiterung des 
Grundstücksanschlusses nach Anmeldung un-
gehindert Zutritt zum Grundstück zu gewähren. 

(4) Ergeben sich bei der Ausführung des Grund-
stücksanschlusses unvorhersehbare Schwierig-
keiten, die auch ein Abweichen von dem ge-
nehmigten Plan erfordern können, so hat der 
Anschlussnehmer den für die Anpassung seiner 
Grundstücksentwässerungsanlage entstehenden 
Aufwand zu tragen. Der Anschlussnehmer kann 
keine Ansprüche gegenüber dem MAWV gel-
tend machen für Nachteile, Erschwernisse und 
Aufwand, die durch solche Änderungen des 
Grundstücksanschlusses beim Bau und beim 
Betrieb der Grundstücksentwässerungsanlage 
entstehen. 

(5) Grundstücksanschlüsse werden ausschließlich 
vom MAWV hergestellt, unterhalten, erneuert, 
geändert, abgetrennt und beseitigt. Sie müssen 
zugänglich und von dem Anschlussnehmer vor 
Beschädigung geschützt sein. 

§ 10 
Grundstücksentwässerungsanlage 

(1) Die Grundstücksentwässerungsanlage auf dem 
anzuschließenden Grundstück ist von dem An-
schlussnehmer nach den jeweils geltenden Re-
geln der Technik, insbesondere gemäß DIN 
1986 - "Entwässerungsanlagen für Gebäude 
und Grundstücke", Teil 1 bis 4 in der jeweils 
geltenden Fassung und Teil 30 bis 33 in der je-
weils geltenden Fassung (alle: Beuth-Verlag 
GmbH, Berlin und Köln) und nach den Be-
stimmungen dieser Satzung auf eigene Kosten 

zu errichten und zu betreiben. Sie steht in des-
sen Eigentum und ist nicht Teil der öffentlichen 
Schmutzwasseranlage. 
Ist für das Ableiten der Schmutzwässer in den 
Kanal ein natürliches Gefälle nicht vorhanden 
oder besteht Rückstaugefahr, die durch eine 
Rückstaudoppelvorrichtung nicht sicher besei-
tigt werden kann, so hat der Anschlussnehmer 
eine Schmutzwasserhebeanlage auf seine Kos-
ten einzubauen. 

(2) Die Verfüllung von Rohrgräben hat nach DIN 
18300 - "Erdarbeiten", VOB Teil C in der je-
weils geltenden Fassung (Beuth-Verlag GmbH, 
Berlin und Köln) - zu erfolgen. Die Herstellung 
von Rohrgräben, das Verlegen des Anschlusses 
bis zum Revisionsschacht sowie das Verfüllen 
der Rohrgräben hat durch ein Unternehmen, 
das gegenüber dem MAWV die erforderliche 
Sachkunde nachgewiesen hat, oder in Eigenar-
beit nach Anweisungen des MAWV oder seiner 
Beauftragten zu erfolgen. 

(3) Die Grundstücksentwässerungsanlage darf erst 
nach ihrer Abnahme durch den MAWV in Be-
trieb genommen werden. Bis zur Abnahme dür-
fen Rohrgräben nicht verfüllt werden. Werden 
bei der Abnahme Mängel festgestellt, so sind 
diese innerhalb einer vom MAWV festzuset-
zenden Frist zu beseitigen. Die Abnahme be-
freit den Anschlussnehmer nicht von seiner 
Haftung für den ordnungsgemäßen Zustand der 
Grundstücksentwässerungsanlage. 

(4) Die Grundstücksentwässerungsanlage ist stets 
in einem einwandfreien und betriebsfähigen 
Zustand zu erhalten. Werden Mängel festge-
stellt, so kann der MAWV fordern, dass die 
Grundstücksentwässerungsanlage auf Kosten 
des Anschlussnehmers in den vorschriftsmäßi-
gen Zustand gebracht wird. 

(5) Entsprechen vorhandene Grundstücksentwässe-
rungsanlagen nicht oder nicht mehr den jeweils 
geltenden Bestimmungen im Sinne des Absat-
zes 1, so hat sie der Anschlussnehmer auf Ver-
langen des MAWV auf eigene Kosten entspre-
chend anzupassen. Für die Anpassung ist dem 
Anschlussnehmer vom MAWV eine angemes-
sene Frist einzuräumen. 

Der Anschlussnehmer ist zur Anpassung auch 
dann verpflichtet, wenn Änderungen an der 
öffentlichen Schmutzwasseranlage dieses er-
forderlich machen. 
Die Anpassungsmaßnahmen bedürfen der 
Genehmigung durch den MAWV. Die §§ 6 
und 7 dieser Satzung sind entsprechend an-
zuwenden. 
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§ 11 
Betrieb der Vorbehandlungsanlagen 

(1) Der Anschlussnehmer ist verpflichtet, die 
Vorbehandlungsanlagen so zu betreiben, zu 
überwachen und zu unterhalten, dass die Schäd-
lichkeit des Schmutzwassers unter Beachtung 
und Anwendung der allgemein anerkannten 
Regeln der Schmutzwassertechnik so gering 
wie möglich gehalten wird. Fallen wasserge-
fährdende Stoffe an, ist die vorhandene Vorbe-
handlungsanlage dem Stand der Technik anzu-
passen. 

(2) Die Einleitungswerte gemäß § 8 Absätze 7 und 
8 gelten für das behandelte Schmutzwasser, wie 
es aus den Vorbehandlungsanlagen ohne nach-
trägliche Verdünnung abfließt. Es sind Probe-
entnahmemöglichkeiten und erforderlichenfalls 
Probeentnahmeschächte einzubauen. 

(3) Die in Vorbehandlungsanlagen anfallenden 
Leichtstoffe, Feststoffe oder Schlämme sind 
rechtzeitig und regelmäßig zu entnehmen. Die 
Vorbehandlungsanlagen sind so anzulegen, 
dass das Entsorgungsfahrzeug ungehindert an-
fahren und die Vorbehandlungsanlage ohne 
weiteres entleert werden kann. Der § 12 Absatz 
4 gilt entsprechend. 

(4) Anlagen mit unzulänglicher Vorbehandlungs-
leistung sind unverzüglich zu ändern. 

(5) Der MAWV kann verlangen, dass eine Person 
bestimmt und dem MAWV schriftlich benannt 
wird, die für die Bedienung der Vorbehand-
lungsanlagen und die Führung des Betriebsta-
gebuches verantwortlich ist. 

(6) Die Betreiberin oder der Betreiber solcher 
Anlagen hat durch Eigenkontrollen zu gewähr-
leisten, dass die Einleitungswerte gemäß § 8 
Absätze 7 und 8 für vorbehandeltes Schmutz-
wasser eingehalten werden und die in dieser 
Satzung von der Einleitung ausgenommenen 
Stoffe nicht in die öffentliche Schmutzwasser-
anlage gelangen. Über die Eigenkontrollen ist 
ein Betriebstagebuch zu führen. 

(7) Wird Schmutzwasser entgegen den Vorschrif-
ten eingeleitet, ist der MAWV jederzeit berech-
tigt, die Einleitung vorübergehend zu untersa-
gen. Die Ausübung des Benutzungsrechtes 
kann auch untersagt werden, wenn die oder der 
Benutzungsberechtigte wiederholt gegen Be-
stimmungen der Satzung verstoßen hat. Die 
weitere Ausübung des Benutzungsrechts kann 
vom Nachweis der Gefahrlosigkeit des Abwas-
sers abhängig gemacht werden. 

§ 12 
Abscheider 

(1) Der Anschlussnehmer eines Grundstücks, auf 
dem Öle, Fette und Leichtflüssigkeiten, insbe-

sondere Benzin und Benzol, anfallen oder ge-
lagert werden, oder auf dem sich Garagen, 
mehrgeschossige Stellplätze oder Waschplätze 
für Kraftfahrzeuge befinden, die mit Abläufen 
versehen sind, hat Vorrichtungen zur Rückhal-
tung dieser Stoffe aus dem Schmutzwasser 
(Abscheider) gemäß DIN 1986 - "Entwässe-
rungsanlagen für Gebäude und Grundstücke" 
Teil 1 bis 4  in der jeweils gültigen Fassung 
und Teil 30 bis 33 in der jeweils gültigen Fas-
sung (alle: Beuth-Verlag GmbH, Berlin und 
Köln) – auf eigene Kosten zu schaffen. Das di-
rekte Einleiten dieser Stoffe in den Schlamm-
fang und Abscheider ist nicht zulässig. 

(2) Sind Anlagen der in Absatz 1 genannten Art 
nicht mit Abläufen versehen oder liegen sie im 
Einzugsbereich von Abläufen, die nicht durch 
Abscheider gesichert sind, müssen sie durch 
Wände oder Schwellen von mindestens 3 cm 
Höhe an den Begrenzungen der Anlagen gesi-
chert sein. Wasserzapfstellen dürfen sich in 
diesen Fällen nicht innerhalb der Anlagen be-
finden. 

(3) Der Einbau, die Größe und der Betrieb dieser 
Einrichtungen bestimmt sich für Benzinab-
scheider nach DIN 1999 - "Abscheideanlagen 
für Leichtflüssigkeiten", Teil 1 bis 6 in der je-
weils gültigen Fassung (alle: Beuth-Verlag 
GmbH, Berlin und Köln) - für Fettabscheider 
nach DIN 4040 - "Abscheideanlagen für Fette", 
Teil 1 und 2 in der jeweils gültigen Fassung 
(beide Beuth-Verlag GmbH, Berlin und Köln) 
und für Heizölabscheider nach DIN 4043 - 
"Sperren für Leichtflüssigkeiten (Heizölsper-
re)", in der jeweils gültigen Fassung (Beuth-
Verlag GmbH, Berlin und Köln). 

(4) Die Reinigung und Entleerung von Leichtflüs-
sigkeitsabscheidern haben die Anschlussneh-
mer entsprechend der in der Abfallentsorgungs-
satzung des Südbrandenburgischen Abfall-
zweckverbandes (SBAZV) getroffenen Rege-
lung auf ihre oder seine Kosten durchführen zu 
lassen. 

(5) Störungen an Leichtflüssigkeitsabscheidern 
sind von dem Anschlussnehmer des Grund-
stücks unverzüglich zu beseitigen. Sie oder er 
hat die Störung und ihre Beseitigung unverzüg-
lich dem MAWV anzuzeigen. Die oder der An-
zeigenpflichtige haftet für jeden Schaden, der 
dem MAWV durch eine Störung an einem sol-
chen Abscheider entsteht. 

§ 13 
Überwachung der Grundstücksentwässerungsan-

lage 

(1) Den Bediensteten oder Beauftragten des 
MAWV ist zur Prüfung der Grundstücksent-
wässerungsanlage oder zur Beseitigung von 
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Störungen sofort und ungehindert Zutritt zu 
dieser Anlage zu den Schmutzwasservorbe-
handlungsanlagen und zu den Schmutzwasser-
anfallstellen zu gewähren. Sie sind berechtigt, 
notwendige Maßnahmen anzuordnen, insbe-
sondere das eingeleitete oder einzuleitende 
Schmutzwasser zu überprüfen und Proben zu 
entnehmen. 

(2) Alle Teile der Grundstücksentwässerungsanla-
ge, insbesondere Vorbehandlungsanlagen, Re-
visionsschächte, Rückstauverschlüsse sowie 
Schmutzwasserbehandlungsanlagen müssen zu-
gänglich sein. 

(3) Der Anschlussnehmer ist verpflichtet, alle zur 
Prüfung der Grundstücksentwässerungsanlage 
geforderten Auskünfte zu erteilen sowie ver-
fügbare Arbeitskräfte, Unterlagen und vorhan-
dene Werkzeuge zur Verfügung zu stellen. 

§ 14 
Sicherung gegen Rückstau 

(1) Rückstauebene ist die Straßenoberfläche vor 
dem anzuschließenden Grundstück. Unter der 
Rückstauebene liegende Räume, Schächte, 
Schmutzwasserabläufe usw. müssen gemäß 
DIN 1986 - "Entwässerungsanlagen für Gebäu-
de und Grundstücke", Teil 1 bis 4 in der jeweils 
gültigen Fassung und Teil 30 bis 33 in der je-
weils gültigen Fassung (alle: Beuth-Verlag 
GmbH, Berlin und Köln) – durch den An-
schlussnehmer auf dessen Kosten gegen Rück-
stau abgesichert sein. Die Sperrvorrichtungen 
sind dauernd geschlossen zu halten und dürfen 
nur bei Bedarf geöffnet werden. 

(2) Wo die Absperrvorrichtungen nicht dauernd 
geschlossen sein können oder die angrenzenden 
Räume unbedingt gegen Rückstau geschützt 
werden müssen, z.B. Wohnungen, gewerbliche 
Räume, Lagerräume für Lebensmittel oder an-
dere wertvolle Güter, ist das Schmutzwasser 
mit einer automatisch arbeitenden Schmutzwas-
serhebeanlage von dem Anschlussnehmer auf 
seine Kosten bis über die Rückstauebene zu 
heben und dann in die öffentliche Schmutzwas-
seranlage zu leiten. 

(3) Abscheider, deren Wasserspiegel unter der 
festgelegten Rückstauebene liegen, sind gegen 
Rückstau abzusichern. Es kann von Absatz 1 
Satz 3 abgewichen werden, wenn keine wasser-
gefährdenden Stoffe anfallen oder aufgrund der 
geringen Anfallmengen keine Beeinträchtigung 
der Abscheideanlage zu befürchten ist. 

 
 
 
 
 
 

III. Besondere Vorschriften für die dezentrale 
Schmutzwasseranlage 

§ 15 
Bau, Betrieb, Überwachung 

(1) Die Grundstücksentwässerungsanlagen (ab-
flusslose Gruben, Kleinkläranlagen) sind von 
dem Anschlussnehmer gemäß DIN 19 - "Ent-
wässerungsanlagen für Gebäude und Grundstü-
cke", Teil 1 bis 4 in der jeweils gültigen Fas-
sung und Teil 30 bis 33 in der jeweils gültigen 
Fassung (alle: Beuth-Verlag GmbH Berlin und 
Köln) - und DIN 4261 - "Kleinkläranlagen", 
Teil 1 bis 4 in der jeweils gültigen Fassung (al-
le: Beuth-Verlag GmbH Berlin und Köln) – auf 
seine Kosten zu errichten und zu betreiben. 

(2) Die Grundstücksentwässerungsanlagen sind so 
anzulegen, dass das Entsorgungsfahrzeug un-
gehindert anfahren und die Grundstücksentwäs-
serungsanlage mit einer Schlauchlänge von 
maximal 40 m entleert werden kann. 

(3) Für die Überwachung gilt § 13 sinngemäß. 

§ 16 
Einbringungsverbote 

In die Grundstücksentwässerungsanlage dürfen die 
im § 8 Absätze 4, 5 und 7 aufgeführten Stoffe nicht 
eingeleitet werden. 

§ 17 
Entsorgung 

(1) Der Anschlussnehmer hat jegliches auf dem 
Grundstück anfallendes Schmutzwasser dem 
MAWV oder seinem Beauftragten zu überlas-
sen. Die Kleinkläranlagen und abflusslosen 
Sammelgruben werden vom MAWV oder 
durch ein von ihm autorisiertes Unternehmen 
regelmäßig entleert bzw. entschlammt. Zu die-
sem Zweck ist den Beauftragten des MAWV 
ungehindert Zutritt zu gewähren. Das anfallen-
de Schmutzwasser sowie der anfallende, nicht 
separierte Fäkalschlamm werden einer Behand-
lungsanlage zugeführt. 

(2) Hat der Anschlussnehmer sein Schmutzwasser 
satzungswidrig nicht dem MAWV überlassen, 
hat er auf jeden Fall einen Nachweis über die 
ordnungsgemäße Entsorgung seines Schmutz-
wassers zu erbringen. Die Überlassungspflicht 
nach Abs. 1 Satz 1 bleibt hiervon unberührt. 

(3) Im Einzelnen gilt für die Entleerungshäufigkeit: 

a) Abflusslose Sammelgruben werden bei 
Bedarf und bei entsprechender Notwen-
digkeit, mindestens jedoch einmal im 
Jahr, geleert. Die abflusslosen Sammel-
gruben sind so zu entleeren, dass jegliches 
Schmutzwasser auf dem Grundstück des 
Anschlussnehmers ordnungsgemäß vom 
MAWV entsorgt wird. Der Anschluss-
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nehmer ist verpflichtet, rechtzeitig - min-
destens eine Woche vorher - beim 
MAWV oder dessen Beauftragten die 
Notwendigkeit einer Grubenentleerung 
anzuzeigen. 

b) Kleinkläranlagen werden bei Bedarf 
entschlammt, wobei in der Regel jedoch 
Mehrkammer-Absetzgruben mindestens 
einmal jährlich und Mehrkammer-
Ausfaulgruben in mindestens zweijähri-
gem Abstand zu entschlammen sind. 

(4) Der Anschlussnehmer vereinbart mit dem 
MAWV bzw. seinem Beauftragten rechtzeitig 
einen Entsorgungstermin. Der Anschlussneh-
mer ist verpflichtet, alle Vorkehrungen zu tref-
fen, damit die Entsorgung zum festgesetzten 
Zeitpunkt erfolgen kann. 

(5) Der Inhalt der Grundstücksentwässerungsanla-
gen geht mit der Abfuhr in das Eigentum des 
MAWV über. Der MAWV ist nicht verpflich-
tet, in diesen Stoffen nach verlorenen Gegens-
tänden zu suchen oder suchen zu lassen. Wer-
den darin Gegenstände gefunden, sind sie nicht 
als Fundsache zu behandeln. 

 
IV. Schlussvorschriften 

§ 18 
Maßnahmen an der öffentlichen Schmutzwasser-

anlage 

Einrichtungen öffentlicher Abwasseranlagen dürfen 
nur von Beauftragten des MAWV oder mit dessen 
Zustimmung betreten werden. Eingriffe an öffentli-
chen Schmutzwasseranlagen sind unzulässig (z. B. 
Entfernen von Schachtabdeckungen). 

§ 19 
Mitteilungs- und Duldungspflichten 

(1) Entfallen für ein Grundstück die Voraussetzun-
gen des Anschlusszwanges (§ 3 Absatz 1), so 
hat der Anschlussnehmer dies unverzüglich 
dem MAWV mitzuteilen. 

(2) Gelangen gefährliche oder schädliche Stoffe in 
die öffentliche Schmutzwasseranlage, so ist der 
MAWV unverzüglich - mündlich oder fern-
mündlich, anschließend zudem schriftlich - zu 
unterrichten. 

(3) Der Anschlussnehmer hat Betriebsstörungen 
oder Mängel am Anschlusskanal unverzüglich - 
mündlich oder fernmündlich, anschließend zu-
dem schriftlich - dem MAWV mitzuteilen. 

(4) Jeder Wechsel der Rechtsverhältnisse an einem 
Grundstück ist dem MAWV sowohl von dem 
Veräußerer als auch von dem Erwerber inner-
halb eines Monats schriftlich anzuzeigen. 

(5) Wenn Art und Menge des Schmutzwassers sich 
erheblich ändern (z.B. bei Produktionsumstel-

lungen), so hat der Anschlussnehmer dies un-
verzüglich schriftlich dem MAWV mitzuteilen. 

(6) Der Anschlussnehmer hat dem MAWV und 
seinem Beauftragten alle Auskünfte zu erteilen, 
die der MAWV zur Überprüfung der ord-
nungsgemäßen Entsorgung auf dem Grundstück 
des Anschlussnehmers benötigt. Der An-
schlussnehmer hat dem MAWV und seinem 
Beauftragten Zugang zu den Entwässerungsan-
lagen auf dem Grundstück des Anschlussneh-
mers und zu Anlagen, die zur Entwässerung des 
Grundstücks benötigt werden, zu gewähren und 
den entsprechenden Zugang zu dulden. 

§ 20 
Einleiterkataster 

(1) Der MAWV führt ein Kataster über Einleitun-
gen von Schmutzwasser aus gewerblichen und 
landwirtschaftlichen Betrieben in die öffentli-
che Schmutzwasseranlage. 

(2) Bei Einleitungen im Sinne des Absatzes 1 sind 
dem MAWV mit dem Entwässerungsantrag 
nach § 7 bei bestehenden Anschlüssen auf An-
forderung, die schmutzwassererzeugenden Be-
triebsvorgänge zu benennen. Auf Anforderung 
des MAWV hat der Anschlussnehmer weitere 
für die Erstellung des Einleiterkatasters erfor-
derliche Auskünfte zu geben, insbesondere über 
die Zusammensetzung des Schmutzwassers, 
den Schmutzwasseranfall und ggf. die Vorbe-
handlung von Schmutzwasser. 

§ 21 
Altanlagen 

(1) Anlagen, die der Beseitigung des auf dem 
Grundstück anfallenden Schmutzwassers dien-
ten und nicht als Bestandteil der angeschlosse-
nen Grundstücksentwässerungsanlage geneh-
migt sind, hat der Anschlussnehmer innerhalb 
von zwei Monaten auf seine Kosten so herzu-
richten, dass sie für die Aufnahme oder Ablei-
tung von Schmutzwasser nicht mehr benutzt 
werden können. 

(2) Ist ein Grundstück nicht mehr zu entwässern, 
schließt der MAWV den Anschluss auf Kosten 
des Anschlussnehmers. 

§ 22 
Vorhaben des Bundes und des Landes 

Die Bestimmungen dieser Satzung gelten auch für 
Vorhaben des Bundes und des Landes, soweit die 
gesetzlichen Regelungen nicht entgegenstehen. 

§ 23 
Befreiungen 

(1) Der MAWV kann von Bestimmungen in §§ 6 
ff. dieser Satzung, soweit sie keine Ausnahme 
vorsehen, Befreiung erteilen, wenn die Durch-
führung dieser Bestimmungen im Einzelfall zu 
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einer offenbar nicht beabsichtigten Härte füh-
ren würde und die Befreiung mit den öffentli-
chen Belangen vereinbar ist. 

(2) Die Befreiung kann unter Bedingungen und 
Auflagen sowie befristet erteilt werden. Sie 
steht unter dem Vorbehalt des jederzeitigen 
Widerrufs. 

§ 24 
Einstellung der Entsorgung 

(1) Der MAWV ist berechtigt, die Einleitung von 
Abwasser zu verhindern, wenn der Anschluss-
nehmer den Bestimmungen dieser Satzung zu-
widerhandelt und die fristlose Einstellung der 
Entsorgung erforderlich ist, um 

1. eine unmittelbare Gefahr für die Sicher-
heit von Personen oder Anlagen abzuweh-
ren. 

2. zu gewährleisten, dass Störungen anderer 
Anschlussnehmer, störende Rückwirkun-
gen auf Einrichtungen der Gemeinde oder 
Dritter oder die Einleitbedingungen des 
Abwassers gemäß § 8 Absatz 4, 5 und 7 
nicht eingehalten werden. 

(2) Bei anderen Zuwiderhandlungen, insbesondere 
bei Nichtzahlung der fälligen Abgabenschuld, 
ist der MAWV berechtigt, die Entsorgung zwei 
Wochen nach Androhung einzustellen. Dies gilt 
nicht, wenn der Anschlussnehmer darlegt, dass 
die Folgen der Einstellung außer Verhältnis zur 
Schwere der Zuwiderhandlung stehen, Belange 
des Umweltschutzes, insbesondere der Schutz 
des Grundwassers dem entgegenstehen und hin-
reichende Aussicht besteht, dass der An-
schlussnehmer seinen Verpflichtungen nach-
kommt. 
Der MAWV kann mit der Mahnung zugleich 
die Einstellung der Entsorgung androhen. 

(3) Der MAWV hat die Entsorgung unverzüglich 
wieder aufzunehmen, sobald die Gründe für ih-
re Einstellung entfallen sind und der An-
schlussnehmer die Kosten der Einstellung und 
Wiederaufnahme der Entsorgung ersetzt hat. 

§ 25 
Haftung 

(1) Für Schäden, die durch satzungswidrige Benut-
zung oder satzungswidriges Handeln entstehen, 
haftet der Verursacher. Dies gilt insbesondere, 
wenn entgegen dieser Satzung schädliche 
Schmutzwasser oder sonstige Stoffe in die öf-
fentliche Schmutzwasseranlage eingeleitet wer-
den. Ferner hat der Verursacher den MAWV 
von allen Ersatzansprüchen freizustellen, die 
Dritte in diesem Zustand gegen den MAWV 
geltend machen. 

(2) Wer entgegen § 18 unbefugt Einrichtungen von 
Schmutzwasseranlagen betritt oder Eingriffe an 
ihnen vornimmt, haftet für entstehende Schä-
den. 

(3) Der Anschlussnehmer haftet außerdem für alle 
Schäden und Nachteile, die dem MAWV durch 
den mangelhaften Zustand der Grundstücks-
entwässerungsanlage, ihr vorschriftswidriges 
Benutzen und ihr nicht sachgemäßes Bedienen 
entstehen. 

(4) Wer durch Nichtbeachtung der Einleitungsbe-
dingungen dieser Satzung den Verlust der Hal-
bierung der Abwasserabgabe (§ 9 Absatz 5 
AbwAG) verursacht, hat dem MAWV den er-
höhten Betrag der Abwasserabgabe zu erstat-
ten. 

(5) Mehrere Verursacher haften als Gesamtschuld-
ner. 

(6) Gegen Überschwemmungsschäden als Folge 
von 

a) Rückstau in der öffentlichen Schmutzwas-
seranlage, z. B. bei Hochwasser, Wolken-
brüchen, Frostschäden oder Schnee-
schmelze; 

b) Betriebsstörungen,  z. B.  Ausfall eines 
Pumpwerks; 

c) Behinderungen des Schmutzwasserflusses, 
z.B. bei Kanalbruch oder Verstopfung; 

d) zeitweiliger Stillegung der öffentlichen 
Schmutzwasseranlage, z.B. bei Reini-
gungsarbeiten im Straßenkanal oder Aus-
führung von Anschlussarbeiten, 

e) hat der Anschlussnehmer sein Grundstück 
und seine Gebäude selbst zu schützen. Ei-
nen Anspruch auf Schadensersatz hat er 
nur, soweit die eingetretenen Schäden 
vom MAWV schuldhaft verursacht wor-
den sind. Anderenfalls hat der Anschluss-
nehmer den MAWV von allen Ersatzan-
sprüchen freizustellen, die andere deswe-
gen bei ihm geltend machen. 

(7) Wenn bei der dezentralen Entsorgung trotz 
erfolgter Anmeldung zur Entleerung oder Ent-
schlammung in Folge höherer Gewalt, Streik, 
Betriebsstörungen oder betriebsnotwendiger 
anderer Arbeiten die Entsorgung erst verspätet 
durchgeführt werden kann oder eingeschränkt 
bzw. unterbrochen werden muss, hat der An-
schlussnehmer keinen Anspruch auf Ersatz evtl. 
dadurch bedingter Schäden. 

§ 26 
Ordnungswidrigkeiten 

(1) Ordnungswidrig im Sinne des § 5 Absatz 2 der 
Gemeindeordnung Brandenburg vom 15.10.93 
(GVBl. S. 398) in der jeweils geltenden Fas-
sung sowie des Ordnungswidrigkeitengesetzes 
vom 19.02.1987 (BGBl. I, S. 602) in der je-
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weils gültigen Fassung handelt, wer vorsätzlich 
oder fahrlässig entgegen 

1. § 3 Absatz 1 sein Grundstück nicht recht-
zeitig an die öffentliche Schmutzwasser-
anlage anschließen lässt; 

2. § 3 Absatz 3 sein Grundstück nicht nach 
dem vom MAWV vorgeschriebenen Ver-
fahren entwässert; 

3. § 3 Absatz 5 das bei ihm anfallende 
Schmutzwasser nicht in die öffentliche 
Schmutzwasseranlage ableitet; 

4. § 7 den Anschluss seines Grundstücks an 
die öffentliche Schmutzwasseranlage oder 
die Änderung der Entwässerungsgeneh-
migung nicht beantragt; 

5. ohne dem nach § 7 genehmigten Entwäs-
serungsantrag die Anlage ausführt;  

6. §§ 8 und 16 Schmutzwasser einleitet, das 
einem Einleitungsverbot unterliegt oder 
Schmutzwasser einleitet, das nicht den 
Einleitungswerten entspricht; 

7. § 10 Absatz 3 die Grundstücksentwässe-
rungsanlage oder auch Teile hiervon vor 
der Abnahme in Betrieb nimmt oder 
Rohrgräben vor der Abnahme verfüllt; 

8. § 10 Absatz 4 die Entwässerungsanlage 
seines Grundstücks nicht ordnungsgemäß 
betreibt; 

9. § 11 die Vorbehandlungsanlage nicht ord-
nungsgemäß betreibt und unterhält; 

10. § 12 seinen Verpflichtungen nicht nach-
kommt; 

11. § 13 die Überwachung der Grundstücks-
entwässerungsanlage be- oder verhindert, 
insbesondere den Bediensteten oder Be-
auftragten des MAWV nicht ungehindert 
Zutritt zu allen Teilen der Grundstücks-
entwässerungsanlage gewährt; 

12. § 17 Absatz 1 das Schmutzwasser nicht 
dem MAWV oder seinem Beauftragten 
überlässt, die Entleerung behindert, oder 
dem Beauftragten kein Zugang gewährt, 

13. § 17 Absatz 2 den Nachweis über die ord-
nungsgemäße Entsorgung nicht erbringt, 

14. § 17 Absatz 3 die Anzeige der notwendi-
gen Gruben- bzw. Hauskläranlagenentlee-
rung unterlässt; 

15. § 18 die öffentliche Schmutzwasseranlage 
betritt oder sonstige Maßnahmen an ihr 
vornimmt; 

16. § 19 seine Mitteilungspflichten nicht oder 
nicht unverzüglich erfüllt. 

17. § 19 Absatz 6 seiner Duldungspflicht 
nicht nachkommt 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geld-
buße bis zu 50.000,00 € geahndet werden. 

 
 
 

§ 27 
Beiträge und Gebühren 

(1) Für die Herstellung, Anschaffung, Erweiterung, 
Erneuerung und Verbesserung der zentralen öf-
fentlichen Schmutzwasseranlage werden Bei-
träge und für die Benutzung der zentralen und 
dezentralen öffentlichen Schmutzwasseranlagen 
werden Benutzungsgebühren nach der jeweili-
gen Satzung erhoben. Die Kosten für die 
Grundstücksanschlüsse lässt sich der MAWV 
erstatten. Die Beiträge, Kostenerstattungen und 
Gebühren werden je in einer eigenen Satzung 
festgelegt. 

(2) Für die Genehmigung von Grundstücksentwäs-
serungsanlagen werden Verwaltungskosten 
nach der Verwaltungskostensatzung erhoben. 

§ 28 
Widerruf 

Eine bestandskräftige Entwässerungsgenehmigung 
kann unter den Voraussetzungen der § 49 Verwal-
tungsverfahrensgesetz (VwVfG) widerrufen werden. 

§ 29 
Hinweis auf archivmäßige Verwahrung 

Die DIN-Normen und sonstigen gesetzlichen Rege-
lungen, auf die in dieser Satzung verwiesen wird, 
sind beim MAWV gesichert und werden archivmä-
ßig verwahrt und können dort während der Büro-
stunden eingesehen werden. 

§ 30 
Datenschutz 

Zur Erfüllung der Pflichten aus dieser Satzung ist die 
Verarbeitung personen- und grundstücksbezogener 
Daten erforderlich und gemäß den datenschutzrecht-
lichen Vorschriften zulässig. 

§ 31 
Übergangsregelung 

(1) Die vor Inkrafttreten der Satzung eingeleiteten 
Genehmigungsverfahren werden nach den Vor-
schriften dieser Satzung weitergeführt. Die 
Mitgliedsgemeinden können jeweils für ihr 
Gemeindegebiet beauftragt werden, im Namen 
des MAWV die mit der Durchsetzung des An-
schluss- und Benutzungszwanges und der Ertei-
lung der Entwässerungsgenehmigung verbun-
denen Aufgaben wahrzunehmen sowie die er-
forderlichen Maßnahmen zur Einhaltung der 
Grenzwerte zu treffen. 

(2) Soweit mit dem Inkrafttreten dieser Satzung die 
Anschlussvoraussetzungen gegeben sind und 
das Grundstück noch nicht an eine öffentliche 
Schmutzwasseranlage angeschlossen ist, ist der 
Entwässerungsantrag gemäß § 7 dieser Satzung 
spätestens zwei Monate nach ihrem Inkrafttre-
ten einzureichen. 

 



Seite - 40 - Amtsblatt für den Landkreis Oder-Spree vom 17. Dezember 2010 17. Jahrgang Nr. 15 

§ 32 
Sprachform 

Sämtliche in der männlichen Form gebrauchten 
Personenbezeichnungen gelten auch in der weibli-
chen Sprachform. 

§ 33 
Inkrafttreten 

Diese Satzung tritt am 01. Januar 2011 in Kraft. 
 
Königs Wusterhausen, 06. Dezember 2010 
 
 
Albrecht    Dienstsiegel 
Verbandsvorsteher 
 
 

Bekanntmachungsanordnung 

Aufgrund der Bekanntmachungsverordnung für das 
Land Brandenburg vom 01.12.2000 (GVBl. II S. 
435), zuletzt geändert durch das Gesetz vom 
20.04.2006 (GVBl. I, S. 46, 48) wird die am 
02.12.2010 durch die Verbandsversammlung des 
Märkischen Abwasser- und Wasserzweckverbandes 
beschlossene Schmutzwasserbeseitigungssatzung 
bekannt gemacht. 
 
Königs Wusterhausen, 06. Dezember 2010 
 
 
Albrecht 
Verbandsvorsteher 
 
 

 
 
 
 
Anlage 1 zu § 8 Abs. 11 
 

Analyse- und Messverfahren 

Nr. Parameter/Titel Verfahren 
(1) Allgemeine Verfahren  

 
1. Homogenisierung der Probe für alle Parameter, die in der 

Originalprobe (Gesamtprobe) bestimmt werden  DIN 38402- A 30. 

 2. Leitfähigkeit DIN EN 27888-C8 

 3. pH-Wert DIN 38404 - C 5 

 4. Temperatur DIN 38404 - C 4 

(2) Analyseverfahren  
 1. Anionen  

 Borat-Bor DIN 38405 - D 17 

 Chlorid DIN EN ISO 10304-2 

 
Cyanid 
leicht freisetzbar DIN 38405 - D 13-2 

 Cyanid DIN 14403-D 6 

 Fluorid DIN 38405 - D 4-2 

 Nitrat-Stickstoff DIN EN ISO 10304 - D 20 

 
Gesamt-Stickstoff 
(als Summe von Ammonium-, Nitrit- und Nitrat-Stickstoff) DIN EN 12260- H 34 

 Phosphor, gesamt DIN EN ISO 11885- E 22  

 Sulfat DIN EN ISO 10304- 2 

 Sulfid, gelöst DIN 38405 – D 26 

 Sulfit DIN EN ISO 10304- 3 

 Selen DIN 38405- D 23-3 

 2. Kationen  

 Aluminium DIN EN ISO 11885- E 22 

 Ammonium-Stickstoff DIN EN ISO 11732 
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 Antimon DIN 38405-D 32 

 Arsen DIN EN ISO 11969- D 18 

 Barium DIN 38406 - E 22 

 Blei DIN EN ISO 11885- E 22 

 Cadmium DIN EN ISO 11885- E 22 

 Calcium DIN EN ISO 11885- E 22 

 Chrom, gesamt DIN EN ISO 11885- E 22 

 Chrom DIN 38405-D 24 

 Cobalt DIN EN ISO 11885- E 22 

 Eisen DIN EN ISO 11885- E 22 

 Kupfer  DIN EN ISO 11885- E 22  

 Nickel DIN EN ISO 11885- E 22 

 Quecksilber DIN EN 1483- E 12 

 Silber DIN EN ISO 11885- E 22 

 Thallium DIN EN ISO 11885 E 22 

 Vanadium DIN EN ISO 11885  - E 22 

 Zink DIN EN ISO 11885  - E 22 

 Zinn DIN EN ISO 11885  - E 22 

 Titan DIN EN ISO 11885  - E 22 

 3.    Einzelstoffe, Summenparameter, Gruppenparameter  

 Abfiltrierbare Stoffe DIN EN 872- H 33 

 
Adsorbierbare organische 
gebundene Halogene (AOX) (als CI) DIN EN ISO 9562- H 14 

 Chemischer Sauerstoffbedarf (CBS) DIN 38409 - H 41 

 
Chemischer Sauerstoffbedarf (CBS) 
unter Abzug des durch H2O2 verursachten CSB-Anteils DIN 38409 - H 41 

 Organisch gebundener Kohlenwasserstoff, gesamt (TOC) EN 1484- H 3 

 
Biochemischer Sauerstoffbedarf 
in 5 Tagen (BSB5)  DIN EN 1899- H 51 

 
Biologische Abbaubarkeit (Eliminierbarkeit von der filtrierten Probe, 
bestimmt als CSB oder DOC-Abbaugrad (Eliminationsgrad) DIN 38409- H 41 

 Wasserstoffperoxid DIN 38409 - H 15 

 
Schwerflüchtige lipophile Stoffe 
(extrahierbar) DEV V H 56 (Entwurf) 

 Kohlenwasserstoffe (H53) DIN EN ISO 9377-2 

 Direkt abscheidbare lipophile Leichtstoffe DIN 38409 - H 19 

 Phenolindex nach Destillation und Farbstoffextraktion DIN EN ISO 14402- H 37 

 Chlor, gesamt DIN EN ISO 7393-G 4-2 

 Chlor, freies DIN EN ISO 7393-G 4-2 

 Hexachlorbenzol DIN 38407-F 2 

 
LHKW   
Trichlorethen 
1,1,1Trichlorethan 

EN ISO 10301-F 4  
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Tetrachlorethen  
Trichlormethan  
Tetrachlormethan  
Dichlormethan 

 Hydrazin DIN 38413 - P 1 

 Tenside, anionische DIN 38409 - H 23-1 

 Tenside, nichtionische DIN 38409 - H 23-2 

 Tenside, kationische DIN 38409 - H 20 

 Bismut Komplexierungsindex (IBik) DIN 38409 - H 26 

 Anilin DIN 38407 - 16- F 16  

 Hexachlorcyclohexan (HCH) DIN 38407-F 4 

 Hexychlorbutadien (HCBd) EN ISO 10301-F 4 

 Aldrin, Dieldrin, Endrin, Isodrin"Drine"  DIN 38407- F 2 

 

AOX – Bestimmung adsorbierbarer organisch gebundener Halogene 
(Flüchtige organisch gebundene Hologene – als CI) in der Original-
probe 

DIN ISO 9562- H14 

 1,2 Dichlorethan EN ISO 10301- F 4 

 Trichlorbenzol als Summe der drei Isomere DIN 38407- F 2 

 Endosulfan DIN 38407-2 F 2 

 Benzol und Derivate (Homogene) DIN 38407 - F9 – 2 

 Sulfid- und Merkaptan-Schwefel nach Analyseverfahren Nr. 7 

 Absetzbare Stoffe einschl. Hydroxide DIN 38409 - H 9 

 BTEX DIN EN ISO 15680 

 Phenol DIN 38409 – H 16 

 PAK EPA 8270 

 4.    Biologische Testverfahren  

 Fischgiftigkeit GF DIN 38409-L. 31 

 Daphniengiftigkeit GD DIN 38412- L. 30 

 Algengiftigkeit GA DIN 38412-L.33 

 
Für weitere Stoffe können Grenzwerte festgelegt werden, wenn dies zur Wahrung des Wohls der Allgemeinheit, insbe-
sondere zum Schutz der Umwelt erforderlich ist. 
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7.) Schmutzwassergebührensatzung 
 
Märkischer Abwasser- und Wasserzweckverband 
MAWV, Königs Wusterhausen, Köpenicker Str. 25, 
15711 Königs Wusterhausen 
Tel.-Nr.: 03375/2568823 Fax-Nr.: 03375/2568826 
 

Schmutzwassergebührensatzung 
des 

Märkischen Abwasser- und Wasserzweckver-
bandes 

(MAWV) 

Aufgrund der §§ 2 und 3 der Kommunalverfassung 
des Landes Brandenburg (Bbg KVerf) vom 18. 
Dezember 2007 (GVBl. I S. 286), zuletzt geändert 
durch Gesetz vom 23. September 2008 (GVBl. I S. 
202), der §§ 4, 6 und 8 des Gesetzes über kommuna-
le Gemeinschaftsarbeit im Land Brandenburg (GKG) 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 
28.05.1999 (GVBl. I, S. 194), zuletzt geändert durch 
Art. 8 des Gesetzes vom 23. September 2008 (GVBl. 
I S. 202), der §§ 1, 2, 6, 8 und 10 des Kommunalab-
gabengesetzes in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 31.03.2004 (GVBl. I, S. 174), zuletzt geändert 
durch Art. 1 des Gesetzes vom 02. Oktober 2008 
(GVBl. I S. 218), hat die Verbandsversammlung des 
MAWV in ihrer Sitzung am 02. Dezember 2010 
diese Satzung beschlossen. 

Inhaltsverzeichnis 

§ 1 Allgemeines 

I. Zentrale Schmutzwassergebühren 

§ 2 Grundsatz 
§ 3 Gebührenmaßstäbe 
§ 4 Gebührensatz 
§ 5 Gebührenpflichtige 
§ 6 Entstehung und Beendigung der Gebüh-

renpflicht 
§ 7 Erhebungszeitraum 
§ 8 Veranlagung, Entstehung und Fälligkeit 

II. Dezentrale Schmutzwassergebühr  

§ 9 Grundsatz 
§ 10 Gebührenmaßstäbe 
§ 11 Gebührensatz 
§ 12 Gebührenpflichtige 
§ 13 Entstehung und Beendigung der Gebüh-

renpflicht 
§ 14 Erhebungszeitraum 
§ 15 Entstehung, Veranlagung und Fälligkeit 

der Gebühr  

III. Gemeinsame Vorschriften 

§ 16 Auskunfts- und Duldungspflicht 
§ 17 Anzeigepflicht 
§ 18 Datenverarbeitung 
§ 19 Ordnungswidrigkeiten 
§ 20 Sprachform 
§ 21 Inkrafttreten 

 

§ 1 
Allgemeines 

(1) Der MAWV betreibt nach Maßgabe dieser 
Satzung zur Beseitigung des in seinem Entsor-
gungsgebiet anfallenden Schmutzwassers 

a) eine rechtlich selbstständige Anlage zur 
zentralen Schmutzwasserbeseitigung im 
Entsorgungsgebiet des ehemaligen Was-
ser- und Abwasserverbandes Alt-Schadow 
(WAVAS) mit den Gemeinden Märkische 
Heide für die Ortsteile Plattkow, Pret-
schen, Hohenbrück-Neu Schadow und 
Alt-Schadow, Krausnick-Groß Wasser-
burg, Storkow für die Ortsteile Limsdorf 
und Kehrigk, Märkisch Buchholz, Mün-
chehofe, Unterspreewald und Tauche für 
den Ortsteil Werder (Entsorgungsgebiet 
WAVAS). 

b) eine rechtlich selbstständige Anlage zur 
zentralen Schmutzwasserbeseitigung im 
übrigen Verbandsgebiet des MAWV, 

c) eine rechtlich selbstständige Anlage zur 
dezentralen Schmutzwasserbeseitigung im 
Entsorgungsgebiet des ehemaligen Was-
ser- und Abwasserverbandes Alt-Schadow 
(WAVAS) mit den Gemeinden Märkische 
Heide für die Ortsteile Plattkow, Pret-
schen, Hohenbrück-Neu Schadow und 
Alt-Schadow, Krausnick-Groß Wasser-
burg, Storkow für die Ortsteile Limsdorf 
und Kehrigk, Märkisch Buchholz, Mün-
chehofe, Unterspreewald und Tauche für 
den Ortsteil Werder (Entsorgungsgebiet 
WAVAS), 

d) eine rechtlich selbstständige Anlage zur 
dezentralen Schmutzwasserbeseitigung im 
übrigen Verbandsgebiet 

als jeweils öffentliche Einrichtung. 

(2) Der MAWV erhebt nach Maßgabe dieser 
Satzung  

a) Benutzungsgebühren als Gegenleistung 
für die Inanspruchnahme der zentralen öf-
fentlichen Schmutzwasserbeseitigungsan-
lage (zentrale Schmutzwassergebühr), 

b) seit dem 01.07.2000 Benutzungsgebühren 
als Gegenleistung für die Inanspruchnah-
me der dezentralen öffentlichen 
Schmutzwasserbeseitigungsanlage (dezen-
trale Schmutzwassergebühr). 

I.  Zentrale Schmutzwassergebühren 

§ 2 
Grundsatz 

Für die Inanspruchnahme der zentralen öffentlichen 
Schmutzwasserbeseitigungseinrichtung wird eine 
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Schmutzwassergebühr für die Grundstücke erhoben, 
die an die zentrale öffentliche Schmutzwasserbesei-
tigungseinrichtung angeschlossen sind oder in diese 
entwässern. Gebührenbestandteil ist auch die vom 
Verband zu entrichtende Abwasserabgabe. 

§ 3 
Gebührenmaßstäbe 

(1) Die Schmutzwassergebühr wird nach der 
Schmutzwassermenge berechnet, die im Erhe-
bungszeitraum in die öffentliche Schmutzwas-
serbeseitigungseinrichtung gelangt. Die Be-
rechnungseinheit für die Gebühr ist 1 cbm 
Schmutzwasser. 

(2) Als in die öffentliche Schmutzwasserbeseiti-
gungseinrichtung gelangt gelten: 

a) die dem Grundstück aus öffentlichen 
Wasserversorgungsanlagen zugeführte 
und durch Wasserzähler ermittelte Was-
sermenge, 

b) die auf dem Grundstück gewonnene bzw. 
angefallene und dem Grundstück sonst 
zugeführte Wassermenge (z. B. aus priva-
ten Wasserversorgungsanlagen), 

c) die tatsächlich eingeleitete Schmutzwas-
sermenge bei Bestehen einer geeichten 
und von dem MAWV zugelassenen 
Schmutzwassermengenmesseinrichtung. 

(3) Die Wassermenge nach Absatz 2 Buchstabe b) 
und die Schmutzwassermenge nach Absatz 2 
Buchstabe c) hat der Gebührenpflichtige dem 
MAWV für die abgelaufene Ableseperiode in-
nerhalb des folgenden Monats schriftlich anzu-
zeigen, sofern der Verband oder die nach Ab-
satz 3 zuständige Stelle diese nicht selbst ab-
liest. 

Sie ist durch Wasserzähler bzw. Schmutzwas-
sermengenmesseinrichtungen nachzuweisen, 
die der Gebührenpflichtige auf seine Kosten 
einbauen lassen muss. Die Wasserzähler bzw. 
Schmutzwassermengenmesseinrichtungen müs-
sen den Bestimmungen des Eichgesetzes ent-
sprechen und vom Verband oder einem von 
diesen beauftragten Dritten verplombt werden. 

(4) Hat ein Wasserzähler oder eine Schmutzwas-
sermengenmesseinrichtung nicht richtig oder 
überhaupt nicht angezeigt, so wird die Was-
sermenge vom MAWV unter Zugrundelegung 
des Verbrauchs bzw. der Schmutzwassermenge 
des vorhergehenden Abrechnungszeitraums und 
unter Berücksichtigung der begründeten Anga-
ben des Gebührenpflichtigen geschätzt. Ge-
schätzt wird auch, wenn die Ablesung des Was-
serzählers nicht ermöglicht wird. Geschätzt 
wird die angefallene Schmutzwassermenge 
auch im Falle des Abs. 2 b), wenn kein Was-

serzähler zur Messung der entnommenen Was-
sermenge vorhanden ist.  

(5) Wassermengen, die nachweislich nicht in die 
öffentliche Schmutzwasserbeseitigungseinrich-
tung gelangt sind, werden auf Antrag abgesetzt. 
Der Antrag ist nach Ablauf dieses Zeitraumes 
innerhalb eines Monats beim Verband einzurei-
chen. Für den Nachweis gilt Absatz 3 Sätze 2 – 
3 sinngemäß. Der MAWV kann von den Ge-
bührenpflichtigen zum Nachweis der eingeleite-
ten oder abzusetzenden Schmutzwassermenge 
amtliche Gutachten verlangen, sofern kein aus-
reichender Nachweis geführt wird. Die Kosten 
hierfür trägt grundsätzlich der Gebührenpflich-
tige. 

(6) Bei Gebührenpflichtigen mit Großviehhaltung 
in landwirtschaftlichem Voll- oder Nebener-
werb hat der MAWV abweichend von Absatz 4 
die Wassermenge, die in die öffentliche 
Schmutzwasserbeseitigungseinrichtung gelangt, 
pauschal nach der durchschnittlichen Wasser-
menge vergleichbarer privater Haushalte im 
Gebiet der Mitgliedsgemeinden als Bemes-
sungsgrundlage für die Schmutzwassergebühr 
festzusetzen. 

(7) Sofern einzelne Gebührenschuldner nach der 
Schmutzwasserbeseitigungssatzung unzulässige 
Schadstoffeinleitungen vornehmen und sich da-
durch die vom Verband zu zahlende Abwasser-
abgabe erhöht (Erhöhung der Zahl der Schad-
einheiten sowie Verlust der Abgabenermäßi-
gung) werden dem Gebührenschuldner die er-
höhten Kosten voll auferlegt. 

§ 4 
Gebührensatz 

(1) Die Schmutzwassermengengebühr im Entsor-
gungsgebiet WAVAS beträgt je Kubikmeter 
Schmutzwasser 

5,32 € 

Die Grundgebühr im Entsorgungsgebiet 
WAVAS beträgt  

pro Monat und je Anschluss und Nenndurchfluss 
(Qn)  bis 2,5      15,00 € 
pro Monat und je Anschluss und Nenndurchfluss 
(Qn)  bis 6,0      36,00 € 
pro Monat und je Anschluss und Nenndurchfluss 
(Qn)  bis 10      60,00 € 
pro Monat und je Anschluss und Nenndurchfluss 
(Qn)  bis 15      90,00 € 
pro Monat und je Anschluss und Nenndurchfluss 
(Qn)  bis 25     150,00 € 
pro Monat und je Anschluss und Nenndurchfluss 
(Qn)  bis 40     240,00 € 
pro Monat und je Anschluss und Nenndurchfluss 
(Qn)  bis 60     360,00 € 
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pro Monat und je Anschluss und Nenndurchfluss 
(Qn)  bis 150     900,00 € 
pro Monat und je Anschluss und Nenndurchfluss 
(Qn)  bis 250  1.500,00 € 

Für Grundstücke ohne Wasserzähler wird die 
monatliche Grundgebühr für einen Anschluss 
und Nenndurchfluss bis Qn 2,5 erhoben, es sei 
denn, auf dem Grundstück fällt so viel 
Schmutzwasser  an, so dass der Einbau eines 
größeren Zählers erforderlich wäre. In diesem 
Fall gelten die obigen Grundgebühren entspre-
chend Abs. 2 b) Satz 1. 

(2) Die Schmutzwassermengengebühr im übrigen 
Zweckverbandsgebiet (außer Entsorgungsge-
biet WAVAS ) beträgt je Kubikmeter 
Schmutzwasser 

3,11 € 

(3) Für Schmutzwasser, das gegenüber häuslichem 
Schmutzwasser eine höhere Verschmutzung 
aufweist, wird zur Schmutzwassergebühr ein 
Zuschlag erhoben. 

(4) Voraussetzungen für die Festsetzung des 
Zuschlages ist, dass  
a) das eingeleitete Schmutzwasser einen bio-

logischen Sauerstoffbedarf in fünf Tagen 
(BSB5 ) von über 500 mg/l oder einen 
chemischen Sauerstoffbedarf (CSB) von 
über 1.000 mg/l aufweist und  

b) die jährliche Einleitungsmenge an 
Schmutzwasser mindestens 3.000 m³ be-
trägt. 

(5) Der Zuschlag (Z) in EURO pro m³ errechnet 
sich nach folgender Formel: 

Z = Schmutzwassergebühr x (0,5 x gemessener BSB5-500 
500 

 + 0,5 x gemessener CSB-1000) x V 
1000 

Dabei gibt V den Faktor des Anteils der ver-
schmutzungsabhängigen Kosten an den Kosten 
der Schmutzwasserbeseitigung wieder. Er be-
trägt 1,5. 
Ist einer der beiden Summanden im Klammer-
ausdruck der Formel negativ, so wird er bei der 
Berechnung des Zuschlages nicht berücksich-
tigt. 
Der so errechnete Zuschlag wird auf volle Cent 
abgerundet. 

(6) Der Berechnung wird die BSB5- und CSB-
Konzentration zugrunde gelegt, die vom Ver-
band aufgrund eines Messprogramms mit 
Mischproben über den Produktionszeitraum 
von einer Woche für jede Einleitungsstelle er-
mittelt wird. Die Untersuchungsergebnisse be-
ziehen sich auf Schmutzwasser in der nicht ab-
gesetzten, homogenisierten Probe. 

Wird während des Messprogramms an der glei-
chen Einleitungsstelle auch Niederschlagswas-
ser eingeleitet, so wird die Messung verworfen, 
sobald die Niederschlagsmenge mehr als 10 % 
der eingeleiteten Schmutzwassermenge beträgt. 

(7) Es werden aufgrund dieser Satzung zum Zweck 
der Berechnung des Zuschlages folgende Fest-
setzungen getroffen: 

a) Die gemessenen BSB5- und CSB - Kon-
zentrationen werden jährlich neu festge-
setzt. 

b) Bei mehreren Einleitungsstellen ins Ka-
nalnetz wird der Zuschlag für jede Einlei-
tungsstelle gesondert berechnet. Die ge-
bührenpflichtige Wassermenge wird im 
Verhältnis der bei der Messung ermittel-
ten Wassermengen auf die einzelnen Ein-
leitungsstellen verteilt. 

(8) Macht der Gebührenpflichtige geltend, dass 
sich durch Veränderungen an den Entwässe-
rungseinrichtungen oder durch Umstellungen 
in der Produktion die BSB5- oder CSB-
Konzentrationen im Schmutzwasser oder die 
mengenmäßige Verteilung des Gesamtabflus-
ses auf einzelne Einleitungsstellen geändert 
hat, so führt der Verband vor Ablauf des in 
Absatz (6) genannten Zeitpunktes auf Antrag 
und auf Kosten des Gebührenschuldners eine 
erneute Messung durch. Die Messergebnisse 
werden der Gebührenschuld ab dem Zeit-
punkt der Antragstellung zugrunde gelegt.  

§ 5 
Gebührenpflichtige 

(1) Gebührenpflichtig ist, wer zum Zeitpunkt der 
Inanspruchnahme der öffentlichen Schmutz-
wasserentsorgungsanlage Eigentümer des 
Grundstücks ist. Ist für ein Grundstück ein Erb-
baurecht bestellt, so tritt an die Stelle des 
Grundstückseigentümers der Erbbauberechtig-
te. 

Besteht für das Grundstück ein Nutzungsrecht, 
so tritt der Nutzer an die Stelle des Eigentü-
mers. Nutzer sind die in § 9 des Sachenrechts-
bereinigungsgesetzes vom 21.09.1994 (BGBl. 
I, S. 2457) genannten natürlichen oder juristi-
schen Personen des privaten und des öffentli-
chen Rechts. Die Gebührenpflicht dieses Per-
sonenkreises entsteht nur, wenn zum Zeitpunkt 
des Erlasses des Gebührenbescheides das 
Wahlrecht über die Bestellung eines Erbbau-
rechts oder den Ankauf des Grundstücks gemäß 
den §§ 15 und 16 des Sachenrechtsbereini-
gungsgesetzes bereits ausgeübt und gegen den 
Anspruch des Nutzers keine der nach dem Sa-
chenrechtsbereinigungsgesetz statthaften Ein-
reden und Einwendungen geltend gemacht 
worden sind. Ist der Eigentümer, Erbbaube-
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rechtigte oder Nutzer nicht zu ermitteln, so tritt 
an deren Stelle der sonstige Grundstücksnutzer. 

(2) Mehrere Gebührenpflichtige haften als Gesamt-
schuldner. 

(3) Beim Wechsel des Grundstückseigentümers 
geht die Gebührenpflicht mit dem Zeitpunkt der 
Rechtsnachfolge auf den neuen Grundstücksei-
gentümer über. Dies gilt für die Gebühren-
pflichtigen gem. Absatz 1 Satz 2 und 3 entspre-
chend. 

§ 6 
Entstehung und Beendigung der Gebührenpflicht 

Die Gebührenpflicht entsteht, sobald der öffentlichen 
Schmutzwasserbeseitigungseinrichtung von dem 
Grundstück Schmutzwasser zugeführt werden kann. 
Sie erlischt, sobald der Grundstücksanschluss besei-
tigt wird oder die Zuführung von Schmutzwasser 
endet. 

§ 7 
Erhebungszeitraum 

Erhebungszeitraum ist das Kalenderjahr, an dessen 
Ende die Gebührenschuld entsteht. 

§ 8 
Entstehung, Veranlagung und Fälligkeit 

(1) Die Gebührenschuld entsteht mit Ablauf des 
Erhebungszeitraums. Endet das Benutzungs-
verhältnis vor Ablauf des Erhebungszeitraums, 
entsteht die Gebührenschuld mit diesem Zeit-
punkt. 

(2) Die Veranlagung zu den Gebühren erfolgt 
durch den MAWV, der sich dazu der DNWAB 
GmbH in Königs Wusterhausen bedienen kann. 
Die Veranlagung erfolgt durch Bescheid, der 
dem Gebührenschuldner bekannt zu geben ist. 
Die Gebühren werden zwei Wochen nach Be-
kanntgabe des Bescheides fällig. 

(3) Auf die nach Ablauf des Erhebungszeitraums 
endgültig abzurechnende Gebühr werden 
zweimonatlich Vorauszahlungen erhoben. Die 
Höhe wird durch Bescheid festgesetzt. Diese 
werden regelmäßig mit dem Gebührenbescheid 
nach Absatz 2 auf der Grundlage der Vorjahrs-
daten festgesetzt. Sie sind fällig in Höhe eines 
Betrages, der einem Sechstel des Vorjahresbe-
trages entspricht, jeweils zum 15. des 2., 4., 6., 
8. und 10. Monats nach Bekanntgabe des Be-
scheides. 

(4) Entsteht die Gebührenpflicht erstmals im Laufe 
eines Kalenderjahres, so wird der Vorauszah-
lung diejenige Schmutzwassermenge zugrunde 
gelegt, die der pauschalierten personenbezoge-
nen Durchschnittsmenge entspricht bzw. den 
Erfahrungswerten vergleichbarer Gebühren-
pflichtiger. Die Höhe wird durch Bescheid 
festgesetzt. Absatz 3 Satz 4 gilt entsprechend. 

II. Dezentrale Schmutzwassergebühren  

§ 9 
Grundsatz 

Für die Inanspruchnahme der dezentralen öffentli-
chen Schmutzwasserbeseitigungseinrichtung wird 
eine Schmutzwassergebühr für die Grundstücke 
erhoben, die in die dezentrale öffentliche Schmutz-
wasserbeseitigungseinrichtung entwässern. 

§ 10 
Gebührenmaßstäbe 

Die Schmutzwassergebühr wird nach der tatsächlich 
entnommenen und durch Messeinrichtungen am 
Abfuhrfahrzeug ermittelten Schmutzwassermenge 
berechnet, die im Erhebungszeitraum in die dezen-
trale öffentliche Schmutzwasserbeseitigungseinrich-
tung gelangt.  

§ 11 
Gebührensatz 

(1) Entsorgungsgebiet WAVAS 

a) Die für die Inanspruchnahme der dezentra-
len öffentlichen Schmutzwasserbeseiti-
gungseinrichtung zu zahlende Schmutz-
wassergebühr beträgt je angefangenen 
halben Kubikmeter 

- aus abflusslosen Gruben abgefahrenen 
Schmutzwassers     3,47 € 

- aus Kleinkläranlagen abgefahrenen Klär-
schlamms    33,33 € 

Die Gebühr beinhaltet auch die Abfuhr-
kosten. 

b) Die Grundgebühr für die Inanspruchnahme 
der dezentralen öffentlichen Schmutzwas-
sereinrichtung für Grundstücke mit Was-
serzählern (mit Ausnahme Fäkalschlamm 
aus Kleinkläranlagen) beträgt bis ein-
schließlich 

 
Zählernennleistung Grundgebühr in €/Monat 
Qn 2,5 6,75 
Qn 6 16,20 
Qn 10 27,00 
Qn 15 40,50 
Qn 25 67,50 
Qn 40 108,00 
Qn 60 162,00 
Qn 150 405,00 
Qn 250 675,00 

 
Für Grundstücke ohne Wasserzähler wird 
die monatliche Grundgebühr für eine Zäh-
lernennleistung Qn 2,5 erhoben, es sei 
denn, auf dem Grundstück fällt so viel 
Schmutzwasser  an, so dass der Einbau 
eines größeren Zählers erforderlich wäre. 
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In diesem Fall gelten die obigen Grund-
gebühren entsprechend Abs. 2 b) Satz 1.  

Die Grundgebühr ist bei der Entsorgung 
von Schmutzwasser aus abflusslosen 
Sammelgruben zu entrichten, wenn die 
auf einem Grundstück anfallenden Fäka-
lien in eine Grundstücksentwässerungsan-
lage eingeleitet werden. 

(2) im übrigen Verbandsgebiet des MAWV  

a) Die für die Inanspruchnahme der dezentra-
len öffentlichen Schmutzwasserbeseiti-
gungseinrichtung zu zahlende Schmutz-
wassergebühr beträgt je angefangenen 
halben Kubikmeter  

- aus abflusslosen Gruben abgefahrenen 
Schmutzwassers    4,17 € 

- aus Kleinkläranlagen abgefahrenen Klär-
schlamms   15,30 € 

Die Gebühr beinhaltet auch die Abfuhrkosten. 

b) Die Gebührensätze nach § 11 Absatz 2 a) 
schließen die Verwendung von Schläu-
chen bis zu einer Länge von 10 m ein. 
Soweit die Verwendung von Schlauchlän-
gen über dieses Maß hinaus erforderlich 
ist, wird für jede weitere 3 m Schlauch-
länge ein Zuschlag von 2,00 € pro Entlee-
rung erhoben. 

c) Für Mehraufwendungen im Zusammenhang 
mit der Entsorgung von Schmutzwasser 
aus Grundstücksentwässerungsanlagen 
oder Klärschlamm aus Kleinkläranlagen 
infolge vergeblicher Anfahrt, Verstößen 
gegen § 15 Absatz 2 Schmutzwasserbesei-
tigungssatzung, Havarie- und Notdiensten 
erhebt der Zweckverband Zusatzgebüh-
ren. 

Die Zusatzgebühr für Mehraufwendungen 
beträgt für jede angefangene Stunde: 

• an Werktagen  
(Montag bis Freitag)  56,34 € 

• am Sonnabend    56,34 € 
• an Sonn- und Feiertagen  80,06 €  

§ 12 
Gebührenpflichtige 

Für die Gebührenpflicht gilt § 5 entsprechend. 

§ 13 
Entstehung und Beendigung der Gebührenpflicht 

(1) Die Gebührenpflicht entsteht mit der Inan-
spruchnahme der dezentralen öffentlichen 
Schmutzwasserbeseitigungseinrichtung. 

(2) Die Gebührenpflicht endet zu dem Zeitpunkt, 
an dem die Grundstücksschmutzwasseranlage 

außer Betrieb genommen wird. Dieser Termin 
ist dem Verband schriftlich mitzuteilen. 

§ 14 
Erhebungszeitraum 

Erhebungszeitraum ist das Kalenderjahr, an dessen 
Ende die Gebührenschuld entsteht. 

§ 15 
Entstehung, Veranlagung und Fälligkeit der 

Gebühr 

(1) Die Gebührenschuld entsteht mit Ablauf des 
Erhebungszeitraums. Endet das Benutzungs-
verhältnis vor Ablauf des Erhebungszeitraums, 
entsteht die Gebührenschuld mit diesem Zeit-
punkt. 

(2) Die Veranlagung zu den Gebühren erfolgt 
durch den MAWV, der sich dazu der DNWAB 
GmbH in Königs Wusterhausen bedienen kann. 
Die Veranlagung erfolgt durch Bescheid, der 
dem Gebührenschuldner bekannt zu geben ist. 
Die Gebühren werden zwei Wochen nach Be-
kanntgabe des Bescheides fällig. 

(3) Auf die nach Ablauf des Erhebungszeitraums 
endgültig abzurechnende Gebühr werden 
zweimonatlich Vorauszahlungen erhoben. Die 
Höhe wird durch Bescheid festgesetzt. Diese 
werden regelmäßig mit dem Gebührenbescheid 
nach Absatz 2 auf der Grundlage der Vorjah-
resdaten festgesetzt. Sie sind fällig in Höhe ei-
nes Betrages, der einem Sechstel des Vorjah-
resbetrages entspricht, jeweils zum 15. des 2., 
4., 6., 8. und 10. Monats nach Bekanntgabe des 
Bescheides. 

(4) Entsteht die Gebührenpflicht erstmals im Laufe 
eines Kalenderjahres, so wird der Vorauszah-
lung diejenige Schmutzwassermenge zugrunde 
gelegt, die der pauschalierten personenbezoge-
nen Durchschnittsmenge entspricht bzw. den 
Erfahrungswerten vergleichbarer Gebühren-
pflichtiger. Die Höhe wird durch Bescheid 
festgesetzt. Absatz 3 Satz 4 gilt entsprechend. 

III. Gemeinsame Vorschriften 

§ 16 
Auskunfts- und Duldungspflicht 

(1) Die Abgabepflichtigen und ihre Vertreter haben 
dem MAWV und dessen Beauftragten die für 
die Festsetzung und Erhebung der Abgaben er-
forderlichen Auskünfte zu erteilen. 

(2) Der MAWV und dessen Beauftragte können an 
Ort und Stelle ermitteln. Die nach Absatz 1 zur 
Auskunft verpflichteten Personen haben dies zu 
ermöglichen und in dem erforderlichen Umfan-
ge zu helfen. 

 
 
 



Seite - 48 - Amtsblatt für den Landkreis Oder-Spree vom 17. Dezember 2010 17. Jahrgang Nr. 15 

§ 17 
Anzeigepflicht 

(1) Jeder Wechsel der Rechtsverhältnisse am 
Grundstück mit Auswirkungen auf die Abgabe-
pflicht ist dem MAWV sowohl von dem Ve-
räußerer als auch von dem Erwerber innerhalb 
eines Monats schriftlich anzuzeigen. 

(2) Sind auf dem Grundstück Anlagen vorhanden, 
die die Berechnung der Abgaben beeinflussen, 
so hat die oder der Abgabenpflichtige dies un-
verzüglich dem Verband schriftlich anzuzeigen. 
Dieselbe Verpflichtung besteht für sie oder ihn, 
wenn solche Anlagen neu geschaffen, geändert 
oder beseitigt werden. 

§ 18 
Datenverarbeitung 

Zur Ermittlung der Abgabepflichtigen und zur 
Festsetzung und Erhebung der Abgaben nach dieser 
Satzung ist die Verarbeitung der hierfür erforderli-
chen personen- und grundstücksbezogenen Daten 
gemäß der Vorschriften der Datenschutzgesetze 
beim MAWV bzw. bei den Mitgliedsgemeinden 
zulässig. 

§ 19 
Ordnungswidrigkeiten 

(1) Ordnungswidrig im Sinne von § 15 KAG 
handelt, wer vorsätzlich oder leichtfertig 

1. entgegen § 3 Absatz 3 Satz 1 dem 
MAWV nicht die Wassermenge für den 
abgelaufenen Bemessungszeitraum inner-
halb des folgenden Monats schriftlich an-
zeigt oder falsche Angaben macht, 

2. entgegen § 3 Absatz 3 Satz 2 keinen Was-
serzähler einbauen lässt, 

3. entgegen § 16 Absatz 1 die für die Fest-
setzung und Erhebung der Abgaben erfor-
derlichen Auskünfte nicht erteilt, 

4. entgegen § 17 Absatz 1 den Wechsel der 
Rechtsverhältnisse am Grundstück nicht 
innerhalb eines Monats schriftlich anzeigt, 

5. entgegen § 17 Absatz 2 nicht schriftlich 
anzeigt, dass Anlagen auf dem Grund-
stück vorhanden sind, die die Berechnung 
der Abgabe beeinflussen, 

6. entgegen § 17 Absatz 2 die Neuschaffung, 
Änderung oder Beseitigung solcher Anla-
gen nicht schriftlich anzeigt, 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer 
Geldbuße bis zu 5.000,00 € geahndet werden. 

 
 
 
 

§ 20 
Sprachform 

Sämtliche  in der männlichen Form gebrauchten 
Personenbezeichnungen gelten auch in der weibli-
chen Form. 

§ 21 
Inkrafttreten 

Diese Satzung tritt am 01. Januar 2011 in Kraft. 
 
Königs Wusterhausen, 06. Dezember 2010 
 
 
Albrecht Dienstsiegel 
Verbandsvorsteher 
 
 
Bekanntmachungsanordnung 

Aufgrund der Bekanntmachungsverordnung für das 
Land Brandenburg vom 01.12.2000 (GVBl. II S. 
435), zuletzt geändert durch das Gesetz vom 
20.04.2006 (GVBl. I, S. 46, 48) wird die am 
02.12.2010 durch die Verbandsversammlung des 
Märkischen Abwasser- und Wasserzweckverbandes 
beschlossene Schmutzwassergebührensatzung 
bekannt gemacht. 
 
Königs Wusterhausen, 06. Dezember 2010 
 
 
Albrecht 
Verbandsvorsteher 
 
 
8.) Schmutzwasserbeitragssatzung 
 
Märkischer Abwasser- und Wasserzweckverband 
MAWV, Königs Wusterhausen, Köpenicker Str. 25, 
15711 Königs Wusterhausen 
Tel.-Nr.: 03375/2568823 Fax-Nr.: 03375/2568826 
 

Schmutzwasserbeitragssatzung 
des 

Märkischen Abwasser- und Wasserzweckver-
bandes 

(MAWV) 

Aufgrund des § 3 der Kommunalverfassung des 
Landes Brandenburg (BbgKVerf.) in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 18.12.2007 (GVBl. I. S. 
26), zuletzt geändert durch Gesetz vom 23.09.2008 
(GVBl. I. S. 202, 207), der §§ 4, 6 und 8 des Geset-
zes über kommunale Gemeinschaftsarbeit im Land 
Brandenburg (GKG) in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 28.05.1999 (GVBl. I, S. 194), zuletzt 
geändert durch Gesetz vom 23.09.2008 (GVBl. I. 
202, 206), der §§ 1, 2, 6, 8 und 10 des Kommunal-
abgabengesetzes in der Fassung der Bekanntma-
chung in der Fassung der Bekanntmachung vom 
31.03.2004 (GVBl. I, S. 194), zuletzt geändert durch 
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Gesetz vom 27.05.2009 (GVBl. I. 160)  hat die 
Verbandsversammlung des MAWV in ihrer Sitzung 
am 02. Dezember 2010 diese Satzung beschlossen. 
 
Inhaltsverzeichnis 

§ 1 Allgemeines 
§ 2 Grundsatz 
§ 3 Gegenstand der Beitragspflicht 
§ 4 Beitragsmaßstab 
§ 5 Beitragssatz 
§ 6 Beitragspflichtige 
§ 7 Entstehung der Beitragspflicht 
§ 8 Vorausleistungen 
§ 9 Veranlagung und Fälligkeit 
§ 10 Ablösung durch Vertrag 
§ 11 Auskunfts- und Duldungspflicht 
§ 12 Anzeigepflicht 
§ 13 Datenverarbeitung 
§ 14 Ordnungswidrigkeiten 
§ 15 Sprachform 
§ 16 Inkrafttreten 

§ 1 
Allgemeines 

(1) Der MAWV betreibt nach Maßgabe der 
Schmutzwasserbeseitigungssatzung zur Besei-
tigung des in seinem Entsorgungsgebiet anfal-
lenden Schmutzwassers 

a) eine rechtlich selbstständige Anlage zur 
zentralen Schmutzwasserbeseitigung im 
Gebiet des ehemaligen Wasser- und Ab-
wasserverbandes Alt-Schadow (WAVAS) 
mit den Gemeinden Märkische Heide für 
die Ortsteile Plattkow, Pretschen, Ho-
henbrück-Neu Schadow und Alt-
Schadow, Krausnick-Groß Wasserburg, 
Storkow für die Ortsteile Limsdorf und 
Kehrigk, Märkisch Buchholz, Müncheho-
fe, Unterspreewald und Tauche für den 
Ortsteil Werder (Entsorgungsgebiet 
WAVAS), 

b) eine rechtlich selbstständige Anlage zur 
zentralen Schmutzwasserbeseitigung im 
übrigen Verbandsgebiet des MAWV, 

c) eine rechtlich selbstständige Anlage zur 
dezentralen Schmutzwasserbeseitigung im 
Gebiet des ehemaligen Wasser- und Ab-
wasserverbandes Alt-Schadow (WAVAS) 
mit den Gemeinden Märkische Heide für 
die Ortsteile Plattkow, Pretschen, Ho-
henbrück-Neu Schadow und Alt-
Schadow, Krausnick-Groß Wasserburg, 
Storkow für die Ortsteile Limsdorf und 
Kehrigk, Märkisch Buchholz, Müncheho-
fe, Unterspreewald und Tauche für den 
Ortsteil Werder (Entsorgungsgebiet 
WAVAS), 

d) eine rechtlich selbstständige Anlage zur 
dezentralen Schmutzwasserbeseitigung im 
übrigen Verbandsgebiet, 

als jeweils öffentliche Einrichtung. 

(2) Der MAWV erhebt nach Maßgabe dieser 
Satzung Beiträge zur Deckung seines Auf-
wandes für die zentrale öffentliche Schmutz-
wasserbeseitigungsanlage ausschließlich der 
Kosten für den Grundstücksanschluss 
(Schmutzwasserbeiträge). 

§ 2 
Grundsatz 

(1) Der Verband erhebt, soweit der Aufwand nicht 
durch Zuschüsse, Schmutzwassergebühren oder 
auf andere Weise gedeckt wird, für die Herstel-
lung der zentralen öffentlichen Schmutzwasser-
beseitigungseinrichtung Schmutzwasserbeiträge 
zur Abgeltung der durch die Möglichkeit der 
Inanspruchnahme gebotenen besonderen wirt-
schaftlichen Vorteile. 

(2) Der Schmutzwasserbeitrag deckt nicht die 
Kosten für den Grundstücksanschluss. 

§ 3 
Gegenstand der Beitragspflicht 

(1) Der Beitragspflicht unterliegen Grundstücke, 
die an die zentrale öffentliche Schmutzwasser-
beseitigungseinrichtung angeschlossen werden 
können und für die 

a) eine bauliche oder gewerbliche Nutzung 
festgesetzt ist, sobald sie bebaut oder ge-
werblich genutzt werden dürfen, 

b) eine bauliche oder gewerbliche Nutzung 
nicht festgesetzt ist, wenn sie nach der 
Verkehrsauffassung Bauland sind und 
baulich oder gewerblich genutzt werden 
dürfen, 

c) bereits eine bauliche oder gewerbliche 
Nutzung besteht. 

(2) Wird ein Grundstück an die zentrale öffentliche 
Schmutzwasserbeseitigungseinrichtung tatsäch-
lich angeschlossen, so unterliegt es der Bei-
tragspflicht auch dann, wenn die Voraussetzun-
gen des Absatzes 1 nicht erfüllt sind. Befindet 
sich das Grundstück im Außenbereich, unter-
liegt es der Beitragspflicht, soweit für dieses 
die Möglichkeit einer Inanspruchnahme der öf-
fentlichen Wasserversorgungseinrichtung be-
steht und dem Grundstück dadurch ein wirt-
schaftlicher Vorteil entsteht.  

(3) Grundstück im Sinne dieser Satzung ist - 
unabhängig von der Eintragung im Grundbuch - 
der dem selben Eigentümer gehörende Teil der 
Grundfläche, der selbständig baulich oder ge-
werblich genutzt werden kann und selbstständig 
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an die zentrale öffentliche Schmutzwasserbesei-
tigungseinrichtung angeschlossen werden kann. 

§ 4 
Beitragsmaßstab 

(1) Der Beitrag wird für die Schmutzwasserbeseiti-
gung nach einem nutzungsbezogenen Maßstab 
berechnet. Dabei ist die ermittelte Grundstücks-
fläche im Sinne des wirtschaftlichen Grund-
stücksbegriffes mit einem Faktor je Vollge-
schoss zu multiplizieren. 
Zur Ermittlung des Beitrages werden im übri-
gen Verbandsgebiet für das erste Vollgeschoss 
100 % und für jedes weitere Vollgeschoss 15 % 
der anrechenbaren Grundstücksfläche in Ansatz 
gebracht (Vollgeschossmaßstab). 

Im Entsorgungsgebiet WAVAS beträgt der 
Nutzungsfaktor bei Grundstücken mit einer 
Bebaubarkeit mit einem Vollgeschoss 1,0; für 
jedes weitere Vollgeschoss wird der Faktor um 
0,25 erhöht. 

Als Vollgeschoss gelten alle oberirdischen Ge-
schosse, die über mindestens zwei Drittel ihrer 
Grundfläche eine Höhe von mindestens 2,30 m 
haben. Geschosse, die ausschließlich der Un-
terbringung haustechnischer Anlagen dienen 
(Installationsgeschosse), gelten nicht als Voll-
geschoss.  

(2) Als anrechenbare Grundstücksfläche gilt 

a) bei Grundstücken im Bereich eines Be-
bauungsplanes die gesamte Fläche, wenn 
für das Grundstück im Bebauungsplan 
bauliche oder gewerbliche Nutzung fest-
gesetzt ist, 

b) bei Grundstücken, die über die Grenzen 
eines Bebauungsplanes hinausreichen, die 
Fläche im Bereich des Bebauungsplanes, 
wenn für diese bauliche oder gewerbliche 
Nutzung festgesetzt ist sowie die nach 
Buchstabe d) ermittelte Grundstücksflä-
che, 

c) bei Grundstücken, für die kein Bebau-
ungsplan besteht und die innerhalb eines 
im Zusammenhang bebauten Ortsteiles 
liegen (§ 34 Bau-GB), die Gesamtfläche 
des Grundstücks;  

d) bei Grundstücken, die über die sich nach 
Buchstabe a) bis c) ergebenden Grenzen 
hinaus bebaut oder gewerblich genutzt 
sind, die Flächen, die im Rahmen des 
wirtschaftlichen Grundstücksbegriffes 
baulich oder gewerblich nutzbar sind;  

e) bei bebauten Grundstücken im Außenbe-
reich (§ 35 BauGB) die Grundfläche der 
an die Schmutzwasseranlage anzuschlie-
ßenden Baulichkeiten (gemessen an den 

Außenmauern) dividiert durch die Grund-
flächenzahl 0,2. Die so ermittelte Fläche 
wird diesen Baulichkeiten dergestalt zu-
geordnet, dass ihre Grenzen jeweils im 
gleichen Abstand von den Außenwänden 
der Baulichkeit verlaufen, wobei bei einer 
Überschreitung der Grundstücksgrenze 
durch diese Zuordnung eine gleichmäßige 
Flächenergänzung auf dem Grundstück er-
folgt. Sollte die so ermittelte Fläche im 
Einzelfall dem wirtschaftlichen Vorteil 
nicht entsprechen, wird die anrechenbare 
Grundstücksfläche, die im Rahmen des 
wirtschaftlichen Grundstücksbegriffes 
baulich oder gewerblich nutzbar ist.  

(3) Als Zahl der Vollgeschosse nach Absatz 1 gilt 

a) soweit ein Bebauungsplan besteht, 

aa) die darin festgesetzte höchstzulässige 
Zahl der Vollgeschosse, ist tatsächlich 
eine höhere Zahl von Vollgeschossen 
vorhanden, ist diese zu Grunde zu le-
gen, 

bb) bei Grundstücken, für die im Bebau-
ungsplan statt der Zahl der Vollge-
schosse die Höhe der baulichen Anla-
gen festgesetzt ist, in Gewerbe-, In-
dustrie- und Sondergebieten i. S. von § 
11 Absatz 3 BauNVO die durch 3,5 
und in allen anderen Baugebieten die 
durch 2,3 geteilte höchstzulässige Ge-
bäudehöhe auf ganze Zahlen kaufmän-
nisch gerundet, 

cc) bei Grundstücken, für die im Bebau-
ungsplan weder die Zahl der Vollge-
schosse  noch die Höhe der baulichen 
Anlagen, sondern nur eine Baumas-
senzahl festgesetzt ist, die durch 3,5 
geteilte höchstzulässige Baumassen-
zahl auf ganze Zahlen kaufmännisch 
gerundet, 

dd) die Zahl der tatsächlich vorhandenen 
oder sich durch Umrechnung ergebe-
nen Vollgeschosse, wenn aufgrund 
vorhandener Bebauung oder aufgrund 
von Ausnahmen oder Befreiungen die 
Zahl der Vollgeschosse nach Buchsta-
be aa), die Gebäudehöhe nach Buch-
stabe bb) oder die Baumassenzahl 
nach Buchstabe cc) überschritten wer-
den, 

b) soweit kein Bebauungsplan besteht, 

aa) bei bebauten Grundstücken die Zahl 
der tatsächlich vorhandenen Vollge-
schosse,  
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mindestens jedoch die Zahl der bau-
rechtlich auf dem Grundstück zulässi-
gen Vollgeschosse,  

bb) bei unbebauten Grundstücken die Zahl 
der baurechtlich zulässigen Vollge-
schosse, 

cc) wenn es in der näheren Umgebung an 
einer Bebauung fehlt, anhand derer die 
überwiegende Zahl der Vollgeschosse 
ermittelt werden kann, die Zahl der 
Vollgeschosse, die nach Bebauungs-
planrecht auf dem jeweiligen Grund-
stück zulässig wäre, mindestens jedoch 
die tatsächlich vorhandenen Vollge-
schosse, 

dd) bei Grundstücken, die mit einem Kir-
chengebäude bebaut sind, die Zahl von 
einem Vollgeschoss, mindestens je-
doch die Zahl der baurechtlich auf 
dem Grundstück zulässigen Vollge-
schosse, 

ee) bei Grundstücken, auf denen nur ein 
Vollgeschoss besteht, obwohl die vor-
handene Gebäudehöhe die Errichtung 
mehrerer Vollgeschosse erlauben wür-
de, die Zahl der Vollgeschosse, die 
sich ergibt, wenn man lit. a) bb) ent-
sprechend anwendet. 

c) soweit in einem Bebauungsplan weder die 
Zahl der Vollgeschosse noch die Gebäu-
dehöhe noch die Baumassenzahl bestimmt 
ist, der in der näheren Umgebung über-
wiegend vorhandene  Berechnungswert 
nach Buchstabe b) aa) bis dd), 

(4) Bei Grundstücken, die im Geltungsbereich 
einer Satzung über einen Vorhaben- und Er-
schließungsplan liegen, sind zur Ermittlung der 
Beitragsflächen die Vorschriften entsprechend 
anzuwenden, wie sie bestehen für 

a) Bebauungsplangebiete, wenn in der Sat-
zung Bestimmungen über das zulässige 
Nutzungsmaß getroffen sind, 

b) im Zusammenhang bebauter Ortsteile (§ 
34 BauGB), wenn die Satzung keine Be-
stimmungen über das zulässige Nut-
zungsmaß enthält. 

§ 5 
Beitragssatz 

Der Beitragssatz für die erstmalige Herstellung der 
zentralen öffentlichen Schmutzwasserbeseitigungs-
einrichtung beträgt 

 im Entsorgungsgebiet WAVAS 3,45 € 
 im übrigen Verbandsgebiet  3,24 € 

je Quadratmeter beitragspflichtiger Fläche. 

§ 6 
Beitragspflichtige 

(1) Beitragspflichtig ist, wer zum Zeitpunkt der 
Bekanntgabe des Beitragsbescheides Eigentü-
mer des Grundstückes ist. Ist das Grundstück 
mit einem Erbbaurecht belastet, so ist anstelle 
des Eigentümers der Erbbauberechtigte bei-
tragspflichtig.  

Besteht für das Grundstück ein Nutzungsrecht, 
so tritt der Nutzer an die Stelle des Eigentü-
mers. Nutzer sind die in § 9 des Sachenrechts-
bereinigungsgesetzes vom 21.09.1994 (BGBl. 
I, S. 2457) genannten natürlichen oder juristi-
schen Personen des privaten und des öffentli-
chen Rechts. Die Beitragspflicht dieses Perso-
nenkreises entsteht nur, wenn zum Zeitpunkt 
des Erlasses des Beitragsbescheides das Wahl-
recht über die Bestellung eines Erbbaurechts 
oder den Ankauf des Grundstücks gemäß den 
§§ 15 und 16 des Sachenrechtsbereinigungsge-
setzes bereits ausgeübt und gegen den An-
spruch des Nutzers keine der nach dem Sachen-
rechtsbereinigungsgesetz statthaften Einreden 
und Einwendungen geltend gemacht worden 
sind; anderenfalls bleibt die Beitragspflicht des 
Grundstückseigentümers unberührt. 

(2) Mehrere Beitragspflichtige haften als Gesamt-
schuldner. 

§ 7 
Entstehung der Beitragspflicht 

(1) Die Beitragspflicht entsteht, sobald das Grund-
stück an die öffentliche Einrichtung ange-
schlossen werden kann, frühestens jedoch mit 
dem wirksamen Inkrafttreten dieser Satzung. 

(2) Im Falle des § 3 Absatz 2 Satz 1 entsteht die 
Beitragspflicht mit dem tatsächlichen An-
schluss der auf dem Grundstück vorhandenen 
Baulichkeit. 

§ 8 
Vorausleistungen 

Auf die künftige Beitragsschuld können Vorausleis-
tungen verlangt werden, sobald mit der Durchfüh-
rung der Maßnahme begonnen worden ist. Die 
Vorausleistung darf 60 % der späteren Beitrags-
schuld nicht übersteigen. Die Vorausleistungen 
werden nach dem für den Beitrag geltenden Maßstab 
erhoben. § 6 gilt entsprechend. Eine entrichtete 
Vorausleistung wird bei der Erhebung des endgülti-
gen Beitrages gegenüber dem endgültigen Beitrags-
schuldner verrechnet. 

§ 9 
Veranlagung und Fälligkeit 

Der Schmutzwasserbeitrag wird durch Bescheid 
festgesetzt und einen Monat nach Bekanntgabe des 
Bescheides fällig. Das Gleiche gilt für die Erhebung 
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einer Vorausleistung. 

§ 10 
Ablösung durch Vertrag 

(1) In den Fällen, in denen die Beitragspflicht noch 
nicht entstanden ist, kann die Ablösung durch 
Vertrag vereinbart werden. 

(2) Die Höhe des Ablösungsbeitrages ist nach 
Maßgabe des in den §§ 4 und 5 bestimmten 
Beitragsmaßstabes und Beitragssatzes zu ermit-
teln. 

(3) Durch Zahlung des Ablösungsbetrages wird die 
Beitragspflicht endgültig abgegolten. 

§ 11 
Auskunfts- und Duldungspflicht 

(1) Die Abgabepflichtigen und ihre Vertreter haben 
dem MAWV und dessen Beauftragten die für 
die Festsetzung und Erhebung der Abgaben er-
forderlichen Auskünfte zu erteilen. 

(2) Der MAWV und dessen Beauftragte können an 
Ort und Stelle ermitteln. Die nach Absatz 1 zur 
Auskunft verpflichteten Personen haben dies zu 
ermöglichen und in dem erforderlichen Umfan-
ge zu helfen. 

§ 12 
Anzeigepflicht 

(1) Jeder Wechsel der Rechtsverhältnisse am 
Grundstück mit Auswirkungen auf die Abgabe-
pflicht ist dem MAWV sowohl von dem Ve-
räußerer als auch von dem Erwerber innerhalb 
eines Monats schriftlich anzuzeigen. 

(2) Sind auf dem Grundstück Anlagen vorhanden, 
die die Berechnung der Abgaben beeinflussen, 
so hat die oder der Abgabenpflichtige dies un-
verzüglich dem Verband schriftlich anzuzeigen. 
Dieselbe Verpflichtung besteht für sie oder ihn, 
wenn solche Anlagen neu geschaffen, geändert 
oder beseitigt werden. 

§ 13 
Datenverarbeitung 

Zur Ermittlung der Abgabepflichtigen und zur 
Festsetzung und Erhebung der Abgaben nach dieser 
Satzung ist die Verarbeitung der hierfür erforderli-
chen personen- und grundstücksbezogenen Daten 
gemäß der Vorschriften der Datenschutzgesetze 
beim MAWV bzw. bei den Mitgliedsgemeinden 
zulässig. 

§ 14 
Ordnungswidrigkeiten 

(1) Ordnungswidrig im Sinne von § 15 KAG 
handelt, wer vorsätzlich oder leichtfertig 

1. entgegen § 11 Absatz 1 die für die Fest-
setzung und Erhebung der Abgaben erfor-
derlichen Auskünfte nicht erteilt, 

2. entgegen § 12 Absatz 1 den Wechsel der 
Rechtsverhältnisse am Grundstück nicht 
innerhalb eines Monats schriftlich anzeigt, 

3. entgegen § 12 Absatz 2 nicht schriftlich 
anzeigt, dass Anlagen auf dem Grund-
stück vorhanden sind, die die Berechnung 
der Abgabe beeinflussen, 

4. entgegen § 12 Absatz 2 die Neuschaffung, 
Änderung oder Beseitigung solcher Anla-
gen nicht schriftlich anzeigt, 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geld-
buße bis zu 5.000,00 € geahndet werden. 

§ 15 
Sprachform 

Sämtliche in der männlichen Form gebrauchten 
Personenbezeichnungen gelten auch in der weibli-
chen Form. 

§ 16 
Inkrafttreten 

Diese Satzung tritt am 01. Januar 2011 in Kraft. 
 
Königs Wusterhausen, 06. Dezember 2010 
 
 
Albrecht    Dienstsiegel 
Verbandsvorsteher 
 
 
Bekanntmachungsanordnung 

Aufgrund der Bekanntmachungsverordnung für das 
Land Brandenburg vom 01.12.2000 (GVBl. II S. 
435), zuletzt geändert durch das Gesetz vom 
20.04.2006 (GVBl. I, S. 46, 48) wird die am 
02.12.2010 durch die Verbandsversammlung des 
Märkischen Abwasser- und Wasserzweckverbandes 
beschlossene Schmutzwasserbeitragssatzung bekannt 
gemacht. 
 
Königs Wusterhausen, 06. Dezember 2010 
 
 
Albrecht 
Verbandsvorsteher 
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9.) Satzung zur Kostenerstattung für den 
Schmutzwassergrundstücksanschluss 

 
Märkischer Abwasser- und Wasserzweckverband 
MAWV, Königs Wusterhausen, Köpenicker Str. 25, 
15711 Königs Wusterhausen 
Tel.-Nr.: 03375/2568823 Fax-Nr.: 03375/2568826 
 

Satzung 
zur Kostenerstattung für den Schmutzwasser-

grundstücksanschluss 
des 

Märkischen Abwasser- und Wasserzweckver-
bandes 

(MAWV) 

Aufgrund der §§ 3 und 12 der Kommunalverfassung 
des Landes Brandenburg (BbgKVerf.) in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 18.12.2007 (GVBl. 
I, S. 286), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
23.09.2008 (GVBl. I 2008, S. 202, 208), der §§ 4, 6 
und 8 des Gesetzes über kommunale Gemeinschafts-
arbeit im Land Brandenburg (GKG) in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 28.05.1999 (GVBl. I/99, 
S. 194), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
23.09.2008 (GVBl. I 2008, S. 202, 208), der §§ 1, 2, 
8 und 10 des Kommunalabgabengesetzes des Landes 
Brandenburg (KAG) vom 31.03.2004 (GVBl. I, S. 
174), zuletzt geändert durch Gesetz vom 27.05.2009 
(GVBl I, S.160), hat die Verbandsversammlung des 
Märkischen Abwasser- und Wasserzweckverbandes 
in ihrer Sitzung am 02. Dezember 2010 diese 
Satzung beschlossen. 

Inhaltsverzeichnis 

§ 1 Allgemeines 

§ 2 Kostenerstattungsanspruch 

§ 3 Kostenerstattungspflichtige 

§ 4 Vorausleistungen 

§ 5 Veranlagung und Fälligkeit 

§ 6 Ablösung durch Vertrag 

§ 7 Auskunfts- und Duldungspflicht 

§ 8 Anzeigepflicht 

§ 9 Datenverarbeitung 

§ 10 Ordnungswidrigkeiten 

§ 11 Sprachform 

§ 12 Inkrafttreten 

§ 1 
Allgemeines 

(1) Der MAWV betreibt nach Maßgabe der 
Schmutzwasserbeseitigungssatzung zur Besei-
tigung des in seinem Entsorgungsgebiet anfal-
lenden Schmutzwassers 

a) eine rechtlich selbstständige Anlage zur 
zentralen Schmutzwasserbeseitigung im 
Gebiet des ehemaligen Wasser- und Ab-
wasserverbandes Alt-Schadow (WAVAS) 
mit den Gemeinden Märkische Heide für 
die Ortsteile Plattkow, Pretschen, Ho-
henbrück-Neu Schadow und Alt-
Schadow, Krausnick-Groß Wasserburg, 
Storkow für die Ortsteile Limsdorf und 
Kehrigk, Märkisch Buchholz, Müncheho-
fe, Unterspreewald und Tauche für den 
Ortsteil Werder (Entsorgungsgebiet 
WAVAS), 

b) eine rechtlich selbstständige Anlage zur 
zentralen Schmutzwasserbeseitigung im 
übrigen Verbandsgebiet des MAWV, 

c) eine rechtlich selbstständige Anlage zur 
dezentralen Schmutzwasserbeseitigung im 
Gebiet des ehemaligen Wasser- und Ab-
wasserverbandes Alt-Schadow (WAVAS) 
mit den Gemeinden Märkische Heide für 
die Ortsteile Plattkow, Pretschen, Ho-
henbrück-Neu Schadow und Alt-
Schadow, Krausnick-Groß Wasserburg, 
Storkow für die Ortsteile Limsdorf und 
Kehrigk, Märkisch Buchholz, Müncheho-
fe, Unterspreewald und Tauche für den 
Ortsteil Werder (Entsorgungsgebiet 
WAVAS), 

d) eine rechtlich selbstständige Anlage zur 
dezentralen Schmutzwasserbeseitigung im 
übrigen Verbandsgebiet, 

als jeweils öffentliche Einrichtung. 

(2) Der MAWV erhebt nach Maßgabe dieser 
Satzung für den Ersatz des Aufwands für die 
Herstellung, Erneuerung, Veränderung und Be-
seitigung sowie für die Unterhaltung des 
Grundstückanschlusses eine Kostenerstattung. 

§ 2 
Kostenerstattungsanspruch 

(1) Die Aufwendungen für die Herstellung, Erneu-
erung, Veränderung und Beseitigung sowie die 
Kosten für die Unterhaltung des Grundstücks-
anschlusses sind dem MAWV in der tatsächlich 
entstanden Höhe zu erstatten. Befindet sich auf 
dem Grundstück ein weiterer Grundstücksan-
schluss, ist Satz 1 ebenfalls auf diese zusätzli-
chen Grundstücksanschlüsse anzuwenden.  

(2) Seit dem 01.01.2002 gilt Folgendes: 
Werden ein oder mehrere Grundstücke über ein 
Druckentwässerungssystem entwässert, so sind 
die Aufwendungen für die Wartung und die In-
standsetzung des Hauspumpwerkes durch den 
MAWV zu tragen, sofern die Schäden oder 
Störungen nicht fahrlässig oder vorsätzlich vom 
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Grundstückseigentümer verursacht worden 
sind.  
Dafür bietet der MAWV dem betroffenen nicht 
gewerblichen Grundstückseigentümer eine 
Vereinbarung zur Durchführung und Finanzie-
rung der Wartung und Instandsetzung an. 
Die für den Betrieb des Pumpwerkes anfallen-
den Energiekosten werden dem Grundstücksei-
gentümer in Höhe von 0,05 €/m³ Abwasser 
jährlich mit der Jahresabschlussrechnung als 
Guthaben verrechnet. 

(3) Seit dem 01.01.2005 gilt Folgendes: 
Werden ein oder mehrere Grundstücke über ein 
Vakuumentwässerungssystem entwässert, so 
gehen die Aufwendungen für die Reparaturen 
und Auswechslungen der eingebauten Kompo-
nenten des Vakuumschachtes zu Lasten des 
MAWV, sofern die Schäden oder Störungen 
nicht fahrlässig oder vorsätzlich vom Grund-
stückseigentümer verursacht worden sind. 

(4) Der Erstattungsanspruch entsteht mit der 
endgültigen Herstellung des Grundstücksan-
schlusses, im Übrigen mit der Beendigung der 
Maßnahme.  

§ 3 
Kostenerstattungspflichtige 

(1) Kostenerstattungspflichtig ist, wer im Zeitpunkt 
der Bekanntgabe des Kostenerstattungsbe-
scheides Eigentümer des Grundstückes ist. Ist 
das Grundstück mit einem Erbbaurecht belastet, 
so ist anstelle des Eigentümers der Erbbaube-
rechtigte beitragspflichtig.  

Besteht für das Grundstück ein Nutzungsrecht, 
so tritt der Nutzer an die Stelle des Eigentü-
mers. Nutzer sind die in § 9 des Sachenrechts-
bereinigungsgesetzes vom 21. September 1994 
(BGBl. I, S. 2457) genannten natürlichen und 
juristischen Personen des privaten und öffentli-
chen Rechts. Die Beitragspflicht dieses Perso-
nenkreises entsteht nur, wenn zum Zeitpunkt 
des Erlasses des Kostenerstattungsbescheides 
das Wahlrecht über die Bestellung eines Erb-
baurechts oder den Ankauf des Grundstückes 
gemäß den §§ 15 und 16 des Sachenrechtsbe-
reinigungsgesetzes bereits ausgeübt und gegen 
den Anspruch des Nutzers keine der nach dem 
Sachenrechtsbereinigungsgesetz statthaften 
Einreden und Einwendungen geltend gemacht 
worden sind; anderenfalls bleibt die Kostener-
stattungspflicht des Grundstückseigentümers 
unberührt. 

(2) Mehrere Kostenerstattungspflichtige haften als 
Gesamtschuldner. 

 
 
 
 

§ 4 
Vorausleistungen 

Auf die künftige Kostenerstattungsschuld können 
Vorausleistungen verlangt werden, sobald mit der 
Durchführung der Maßnahmen begonnen worden ist. 
Die Vorausleistung darf 60 % der späteren Kostener-
stattung nicht übersteigen. Die Vorausleistungen 
werden nach dem für die Kostenerstattung geltenden 
Maßstab erhoben. Der § 3 gilt entsprechend. Eine 
entrichtete Vorausleistung wird bei der Erhebung der 
endgültigen Kostenerstattung gegenüber dem end-
gültigen Kostenerstattungspflichtigen verrechnet.  

§ 5 
Veranlagung und Fälligkeit 

Die Kostenerstattung wird durch Bescheid festge-
setzt und ist einen Monat nach Bekanntgabe des 
Bescheides fällig. Das gleiche gilt für die Erhebung 
einer Vorausleistung. 

§ 6 
Ablösung durch Vertrag 

(1) In den Fällen, in denen die Kostenerstattungs-
pflicht noch nicht entstanden ist, kann die Ab-
lösung durch Vertrag vereinbart werden. 

(2) Die Höhe des Ablösungsbetrages ist nach 
Maßgabe des in § 2 bestimmten Kostenerstat-
tungsmaßstabes zu ermitteln. 

(3) Durch Zahlung des Ablösungsbetrages wird die 
Kostenerstattungspflicht endgültig abgegolten. 

§ 7 
Auskunfts- und Duldungspflicht 

(1) Die Abgabepflichtigen und ihre Vertreter haben 
dem MAWV und dessen Beauftragten die für 
die Festsetzung und Erhebung der Abgaben er-
forderlichen Auskünfte zu erteilen. 

(2) Der MAWV und dessen Beauftragte können an 
Ort und Stelle ermitteln. Die nach Absatz 1 zur 
Auskunft verpflichteten Personen haben dies zu 
ermöglichen und in dem erforderlichen Umfan-
ge zu helfen. 

§ 8 
Anzeigepflicht 

1. Jeder Wechsel der Rechtsverhältnisse am 
Grundstück mit Auswirkungen auf die Abgabe-
pflicht ist dem MAWV sowohl von dem Ve-
räußerer als auch von dem Erwerber innerhalb 
eines Monats schriftlich anzuzeigen. 

2. Sind auf dem Grundstück Anlagen vorhanden, 
die die Berechnung der Abgaben beeinflussen, 
so hat die oder der Abgabenpflichtige dies un-
verzüglich dem Verband schriftlich anzuzeigen. 
Dieselbe Verpflichtung besteht für sie oder ihn, 
wenn solche Anlagen neu geschaffen, geändert 
oder beseitigt werden. 
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§ 9 
Datenverarbeitung 

Zur Ermittlung der Kostenerstattungspflichtigen und 
zur Festsetzung und Erhebung der Kostenerstattun-
gen nach dieser Satzung ist die Verarbeitung der 
hierfür erforderlichen personen- und grundstücksbe-
zogenen Daten gemäß der Vorschriften der Daten-
schutzgesetze beim MAWV bzw. bei den Mitglieds-
gemeinden zulässig. 

§ 10 
Ordnungswidrigkeiten 

(1) Ordnungswidrig im Sinne von § 15 KAG 
handelt, wer vorsätzlich oder leichtfertig 

1. entgegen § 7 Absatz 1 die für die Festset-
zung und Erhebung der Abgaben erforder-
lichen Auskünfte nicht erteilt, 

2. entgegen § 8 Absatz 1 den Wechsel der 
Rechtsverhältnisse am Grundstück nicht 
innerhalb eines Monats schriftlich anzeigt, 

3. entgegen § 8 Absatz 2 nicht schriftlich an-
zeigt, dass Anlagen auf dem Grundstück 
vorhanden sind, die die Berechnung der 
Abgabe beeinflussen, 

4. entgegen § 8 Absatz 2 die Neuschaffung, 
Änderung oder Beseitigung solcher Anla-
gen nicht schriftlich anzeigt, 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geld-
buße bis zu 5.000,00 € geahndet werden. 

§ 11 
Sprachform 

Sämtliche in der männlichen Form gebrauchten 
Personenbezeichnungen gelten auch in der weibli-
chen Form. 

§ 12 
Inkrafttreten 

Diese Satzung tritt am 01. Januar 2011 in Kraft. 
 
Königs Wusterhausen, 06. Dezember 2010 
 
 
Albrecht   Dienstsiegel 
Verbandsvorsteher 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Bekanntmachungsanordnung 

Aufgrund der Bekanntmachungsverordnung für das 
Land Brandenburg vom 01.12.2000 (GVBl. II S. 
435), zuletzt geändert durch das Gesetz vom 
20.04.2006 (GVBl. I, S. 46, 48) wird die am 
02.12.2010 durch die Verbandsversammlung des 
Märkischen Abwasser- und Wasserzweckverbandes 
beschlossene Satzung zur Kostenerstattung für den 
Schmutzwassergrundstücksanschluss bekannt ge-
macht. 
 
Königs Wusterhausen, 06. Dezember 2010 
 
 
Albrecht 
Verbandsvorsteher 
 
 
10.) Bekanntmachung Jahresabschluss 2009 
 
Märkischer Abwasser- und Wasserzweckverband 
Königs Wusterhausen 
 
 
 
 
 

Jahresabschluss Trink- und Schmutzwasser 
 
Gemäß § 18 Gesetz über kommunale Gemein-
schaftsarbeit im Land Brandenburg (GKG) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 28.05.1999 
(GVBl. I, S. 194) in Verbindung mit § 27 bis 33 
Verordnung über die Eigenbetriebe der Gemeinden 
(Eigenbetriebsverordnung) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 26.03.2009 (GVBl. II, S. 
150) hat die Verbandsversammlung des MAWV am 
02. Dezember 2010 mit Beschluss 04/10/10 den 
aufgestellten und geprüften Jahresabschluss für das 
Wirtschaftsjahr 2009 festgestellt und mit Beschluss 
04/11/10 den Verbandsvorsteher für das Wirtschafts-
jahr 2009 entlastet. 
 
Der Jahresabschluss für das Wirtschaftsjahr 2009 
liegt während der Dienstzeiten in den Räumen des 
Verbandes in 15711 Königs Wusterhausen, Köpeni-
cker Straße 25 zur Einsichtnahme aus. 
 
Königs Wusterhausen, 06. Dezember 2010 
 
 
Albrecht 
Verbandsvorsteher 
 
 
 
 

 


